y 
; bruch der Mittelmächte die politischen Ansichten der Alliierten zur unbedingten 
- Grundlage der anschließenden Neugestaltung der Welt gemacht. 
Mit jedem Jahre klingt der unmittelbare Schmerz über erlittene Personen- und 
Sachverluste mehr und mehr ab; dafür treten die in den Friedensverträgen keim- 
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Dr. RupoLr POMMRICH: 
GEOPOLITISCHE ZIELE IN DER LUFTPOLITIK 


Der Abchluß des Weltkrieges 1914/18 hat durch den restlosen Zusammen- 


artig niedergelegten neuen Weltgestaltungstendenzen um so klarer in wachsender 


Entwicklungsschärfe in die Erscheinung. 

Frankreich hat den Ruhm und das Odium der Diktatfriedensverträge durch 
ihre Unterzeichnung in und Benennung nach französischen Orten wie Versailles, 
St. Germain, Trianon, Neuilly und Sevres auf sich genommen; während England 
sich mit einer stillschweigenden Verankerung seiner Ziele in den Paragraphen der 
Friedensinstrumente begnügt hat. 

England wartet das Reifen seiner Saat ruhig ab, aufs intensivste mit der Heilung 
der Kriegsschäden, dem Umbau seines Empire und Einstellung auf die neue poli- 
tische Gesamtlage beschäftigt. 

Ohne viel Aufhebens von den Tatsachen zu machen, hat England die unmittel- 
baren Siegesfrüchte geerntet, so im Waffenstillstandsvertrag u. a. die Auslieferung 
der deutschen Kriegsflotte, im Versailler Vertrag selbst die Liquidierung des deut- 
schen Auslandseigentums, der Kauffahrteiflotte und der Kolonien. Durch Knebel- 
bestimmungen wurde die etwa noch vorhandene Kraft des an sich physisch und 
psychisch weitgehendst erschöpften Hauptgegners fast restlos auf die nächsten 
Jahre hinaus gelähmt. 

Besonders einschneidend zeigten sich dabei die Luftfahrtbestimmungen. Mili- 
tärısche und wirtschaftliche Ohnmacht Deutschlands waren die unmittelbar auf- 
fallenden Ziele der Gegner; aber die ganze Tragweite der insbesondere englischen 
Absichten enthüllt sich erst bei einer Einordnung der deutschen Hemmungen 
bezüglich der Luftfahrt in das System der englischen Geopolitik. 

Die Kriegszeit brachte außer dem Nachweis beschränkter Kriegsfähigkeit der 
Luftschiffe vor allem eine spezielle Entwicklung der Flugzeuge in bezug auf 
Steigungsfähigkeit und Geschwindigkeit. Diese rein militärische Ausbildung war 
für die veränderten Aufgaben der anhebenden Nachkriegszeit mit ihren in erster 
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Linie friedlichen Zielen nur zu geringen Teilen brauchbar. Die neue Lage hatte 
das Flugzeug bzw. das Luftschiff aus einem militärischen Operationsinstrument 
zu einem Instrument des Handelsverkehrs und damit der Politik umzuschaffen; 
d.h. es war aus der taktischen Sphäre von Einzelkriegshandlungen in das Gebiet 
der politischen Strategie, der nationalen Geopolitik, zu überführen. 

Nachdem 1919 die wichtigsten technischen Wandlungen um Flugkörper und 
-motor, wie erhöhte Stabilität des Gesamtwerkes, stärkere Betriebssicherheit und 
gesteigerte Nutzlast durchgeführt wurden, sind die Jahre 1920/22 eine erste Ver- 
suchsperiode des Luftverkehrs. Trotz der überaus. drückenden Friedensbestim- 
mungen von Versailles versuchten die Ententestaaten durch das Pariser Abkom- 
men vom 13. X. 1919, Art. 5, Deutschlands Handelsluftfahrt mit anderen 
europäischen Staaten auszuschließen. Dieser erste Versuch schlug zwar fehl in- 
folge Ablehnung dieses Ansinnens durch die Neutralen; die Entente glaubte aber 
ihr Ziel 2 Jahre später durch die erpreßten Begriffsbestimmungen des Londoner 
Ultimatums von 1921 erreicht, bis-ihr die deutsche Technik auch hier durch An- 
passungsfähigkeit an die Zwangslage einen Strich durch die Rechnung machte. 

Die ersten Versuche des friedlichen Luftverkehrs wurden auf der historischen 
Strecke Paris—London gemacht und erweiterten sich schließlich von dieser Grund- 
linie aus zum Luftverkehrsdreieck London—Berlin—Parıs. 

Bezieht man die großen Kriegsflüge 1914/18 wie die des L 59-Zeppelins nach 
Oberägypten sowie die Fernflüge der schweren Flugzeuge mit ein, so kann man 
bereits von einer Art Luftpolitik während des Krieges selbst sprechen. Aber sei- 
nem eigentlichen Wesen nach ist der Begriff „Luftpolitik“ in berechtigter An- 
wendung erst für die Nachkriegszeit begründet, denn erst jetzt machen sich über 
die Eigenschaften des angewandten Flugzeuges selbst hinaus noch andere Fak- 
toren geltend, deren wichtigste die geographische Lage und die Staatskunst der 
Länder sind. Selbst nicht fliegerisch tätige Länder können hierdurch eine hohe 
Wichtigkeit infolge der geopolitischen Zusammenhänge gewinnen. Dies trifft zum 
guten Teile für die vom Westen Europas aus südostwärts und nach Osten direkt 
gelagerten europäischen und asiatischen Staatsgebiete zu; insbesondere Deutsch- 
lands Lage als mitteleuropäisches Kernland erweist sich dabei als günstig, wäh- 
rend seine scharf rechnende Technik ihm zu gleicher Zeit einen führenden Platz 
in der aktiven Handels-Luftschiffahrt Europas verschafft. 

Indessen Deutschlands Wirken ist räumlich auf sein eigenes Gebiet und das- 
jenige ihm befreundeter Staaten beschränkt; die großen Kolonialstaaten Frank- 
reich und England verschließen deutschen Flugzeugen und deutscher Linien- 
führung zwar nicht mehr ihre Heimatländer, wohl aber ihre Kolonialgebiete. 

So kommt es, daß sich der deutsche Kolonialverlust geopolitisch durch das 
Flugwesen katastrophal auswirkt; diese Gebietsverluste sind selbst durch Höchst- 
leistungen deutscher Flugzeugkonstruktionen nicht ausgleichbar, denn der einzig 
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wirklich politisch sichere und national wertvolle Landungsboden und Stützpunkt 
auf der Welt ist für deutsche Flugzeuge der im geopolitischen Flugsinne so enge 
Heimatboden, Deutschland selbst. 

England hat diese Erdgebundenheit im Nutzungswert der Luftfahrzeuge längst 
z erkannt und mit der Wegnahme der deutschen Kolonien die erste Folgerung dar- 
aus gezogen. 

Man vergegenwärtige sich einmal, welch ein ungeheueres fliegerisches Kraft- 
feld sich auf der Grundlage unseres alten kolonialen Besitzstandes ergeben würde: 
. Afrika, Asien (Kiautschou), Südsee, Heimat. Hier lagen die Keimpunkte für die 
politische Ausbreitung des Deutschtums um die ganze Erde. Diese geopolitisch- 
fliegerische Ausschaltung des Deutschtums ist eine noch wenig beachtete reifende 
Siegesfrucht Englands. 

Aber England begnügt sich nicht mit dieser rein negativen Seite fliegerischer 
 Geopolitik. Es hat so lange die „Begriffsbestimmungen“ für Deutschland fest- 
gehalten und sich nicht selbst um die Aufstellung von flugtechnischen Rekorden 
bemüht, als die Innenentwicklung des britischen Empire noch nicht geklärt war. 
Erst seit England die territoriale Weiterentwicklung seines weltumspannenden 
Reiches in gesunde Zukunftswege seit der Reichskonferenz im November 1926 
geleitet weiß, gibt es deutscher Flugtechnik den Weg freier, wacht aber eifer- 
süchtig darüber, daß keine territorialen Stützpunkte außerhalb Europas von 
Deutschland politisch gewonnen werden. Überhaupt wird England in Zukunft 
noch mehr als früher bereits den Erwerb von nicht-europäischen Außenbesitzungen 
seitens anderer Mächte zu verhindern suchen. 

Für England sind eben seine Besitzungen das Fundament seiner Weltherr- 
schaft — auch fliegerisch. Mit allen Mitteln versucht es, seine Dominions für die 
Ersetzung der Weltbeherrschung mittels Schiffahrt durch das Flugwesen tüchtig 
zu machen; es bemüht sich, ein materiell einheitlich machtvolles und gleich- 
mäßiges Krafıfeld des British Empire zu schaffen durch Befreiung der Dominions 
von der Vormundschaft des Mutterlandes. So ist die Reichskonferenz vom No- 
vember 1926 wesentlich ein Ergebnis der durch das Flugwesen klar gewordenen 
geopolitischen Notwendigkeiten. 

England ist heute nicht mehr nur das eigentliche England, sondern England 
ist ebensogut Kanada, Australien, Neuseeland, Südafrika. Auf dieser neugeschaffe- 
nen breiten Grundlage arbeitet die Flugzeugtechnik der ganzen Welt durch ihre 
Erfolge für die Festigung der englischen Weltherrschaft. Die Sicherheit der Kon- 
struktionen erhöht die Festigkeit des inneren Reichsbaues ebenso wie die höhere 
Entfernungsleistung der Luftfahrzeuge die Verbindungen unter den einzelnen 
Reichsteilen enger gestaltet und verkürzt. 

Es ist abwegig zu glauben, daß Englands territoriale Ansprüche befriedigt 
seien. Im Zeitalter der Seeschiffahrt schien dieser Punkt nahegerückt. Aber schon 
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der Ausgang des Weltkrieges brachte gewaltige Landmassen, wie Mesopotamien, 
Hedschas unter direkten englischen Einfluß; dies ist in erster Linie so zu er- 
_ klären, daß die technische Beherrschung des englischen Weltreiches in Zukunft 
in immer steigendem Maße durch das Luftfahrzeug, sei es Luftschiff oder Flug- 
zeug, geschehen soll. Beide sind raumgreifende Mittel erster Ordnung, die klar 
und bestimmt den Sättigungspunkt englischer Herrschaft über weitere Teile der 
Welt wieder in die Ferne rücken. 

Da sich die Flugtechnik in sehr raschem Maße der absoluten Verkehrsreife, 
d. h. bequemer Massenbeförderung von Fracht und Mensch nähert, dürfte bereits 
in dem nächsten Jahrzehnt das weitest gesteckte englische Kriegsziel erreicht sein: 

Weltherrschaft durch Fliegen! 
(„Britannia rules the waves — and the aır!“) 


Gıtsert ©. Lavton: 
DIEDEUTSCH-ENGLISCHEN HANDELSBEZIEHUNGEN 


Die Entwicklung im ı. Quartal 1927 


Die britische Industrie hat sich von dem lang anhaltenden Bergarbeiterstreik, 
der der Wirtschaft im vorigen Jahr so unermeßlichen Schaden zufügte, im all- 
gemeinen mit ungeahnter Schnelligkeit erholt. Obwohl die Zahl der Erwerbs- 
losen im Lande noch etwa ı Million beträgt, ist die Geschäftstätigkeit in den 
verschiedensten Zweigen der Industrie in den letzten Wochen doch erheblich 
besser geworden; in manchen Zweigen der Wirtschaft ist die Lage sogar günstiger 
als zu irgendeiner Zeit seit dem Weltkriege. Besonders die Stahlindustrie arbeitet 
in einem Rekordtempo und ist in einem sehr erheblichen Ausmaße beschäftigt. 
Wenn auch ein Teil der laufenden Aufträge sicherlich darauf zurückzuführen ist, 
daß Rückstände, die aus der vor dem Bergarbeiterstreik liegenden Zeit stammen, 
nunmehr aufgearbeitet werden, so scheint die Zeit für eine Betrachtung der deutsch- 
englischen Handelsbeziehungen trotz dieses das allgemeine Bild der Wirtschafts- 
lage etwas entstellenden Faktors doch durchaus geeignet zu sein. 

Wenn man die deutsch-englischen Handelsbeziehungen des Jahres 1926 als 
Grundlage dieser Betrachtungen nimmt, so zeigt es sich zunächst, daß der Berg- 
arbeiterstreik als unmittelbare Folge eine starke Erhöhung der englischen Einfuhr 
aus Deutschland brachte und gleichzeitig einen wesentlichen Rückgang des eng- 
lischen Exportes nach Deutschland herbeiführte. Die Einfuhr Englands aus 
Deutschland betrug im Jahre 1926 über 73 Millionen Pfund Sterling gegen 80 Mil- 
lionen im Jahre 1913 und nur 48 Millionen Pfund im Jahre 1925. Deutschland 
hat es also verstanden, aus der sich ihm bietenden vorteilhaften Gelegenheit ge- 
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schickt Nutzen zu ziehen, im Gegensatz zu anderen Ländern, denen das gleiche 
nicht gelang. Frankreichs Zufuhren nach Großbritannien gingen z. B. im ver- 
. gangenen Jahre wesentlich zurück. Ein Gleiches war im Verkehr mit Italien und 
mit der Schweiz der Fall. Eine Steigerung des Imports nach England trat außer 
bei Deutschland auch bei Belgien zutage, das ebenso wie Deutschland eine wesent- 
liche Erhöhung seiner Zufuhren nach England aufwies. 


Der Handel Großbritanniens und Nordirlands mit den euro- 
päischen Ländern 


Januar bis März der angegebenen Jahre 
(In Tausenden) 


Ausfuhr 


1926 | 1927 1925 | 2926 1927 


9,032 
Frankreich .. - . . . 12,454 75597 
Palen u. 2,284 3,652 
Belwerz sa. 27, 2,849 1,676 
SET EA 4,099 3,191 
Behren# U) 5,957 4,541 
Bablande: 37.7 5% 6,748 1,363 
Schweden . .... 2,430 2,177 
NORWEReN 1,868 1,643 
Dänemark ..... 6,037 2,411 


Niederlande. . . . . 6,760 1,840 9,984 8,682 7,182 


Gesamtsumme (einschl. 


44,261 | 68,719 | 54,916 | 51,854 


75,818 | 105,655 110,168 


105,110 


anderer europ. Länder 


Dieenglische Ausfuhrnach Deutschland gingandererseits von 44 Millionen Pfund im 
Jahre 1925 auf 26 Millionen im Jahre 1926 zurück, während die Ausfuhr im 
Jahre 1913 etwa 41!/, Millionen betragen hatte. Auch nach anderen europäischen 
Ländern zeigte die Ausfuhr einen starken Rückgang, mit der einzigen unwich- 
tigen Ausnahme von Ungarn. Der Gesamtexport nach Europa sank von 254 Mil- 
lionen im Jahre 1925 auf 176 Millionen im Jahre 1926 gegenüber einer Ausfuhr 
von 194 Millionen Pfund im Jahre 1913. 

Diese Ziffern geben natürlich nur ein Bild von der durch den Bergarbeiter- 
streik geschaffenen anormalen Situation. In der Regel vergehen aber 2—3 Monate, 
bevor sich irgendwelche Änderungen der englischen Wirtschaftslage in der Export- 
und Importstatistik auswirken. Die Statistik für das ı. Quartal 1927 läßt daher 
noch nicht den ganzen Umfang der Wiederbelebung der englischen Industrie 
deutlich genug erkennen, trotzdem zeigt sie, daß in normalen Zeiten die recht 


bedeutende Spannung zwischen Ausfuhr und Einfuhr aus Deutschland, die wir 
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in dem letzten Jahr infolge des Bergarbeiterstreiks entstehen sahen, nicht auf- 
recht erhalten werden dürfte. 

Die folgende Tabelle zeigt den deutsch-englischen Handel im r. Quartal der 
letzten drei Jahre sowie im Jahre 1914. Zu Vergleichszwecken sind auch die 
Ziffern im Handelsverkehr mit einigen andern Ländern angeführt. 

Wie aus der obigen Aufstellung ersichtlich, ist seit 1925 eine erhebliche 
Steigerung der englischen Importe aus Deutschland eingetreten. Die oben an- 
gegebenen Ziffern des ersten Quartals des Jahres 1926 berücksichtigen noch nicht 
den Bergarbeiterstreik und können daher im großen und ganzen mit den Ergeb- 
nissen des laufenden Jahres durchaus verglichen werden. Die Einfuhrsteigerung 
gegenüber 1926 ist lange nicht so erheblich, wie dies im Jahre 1926 im Vergleich 
zu 1925 der Fall war. Das Gesamtergebnis für den Import im ı. Quartal 1927 
beträgt jedenfalls nicht mehr als 75°/, der entsprechenden Zeit des Jahres 1914, 
und es ist daher mit Rücksicht auf die inzwischen eingetretene Preissteigerung 
aller Waren durchaus klar, daß noch einige Zeit vergehen muß, bevor die deutsch- 
englischen Handelsbeziehungen ihren Vorkriegsstand erreicht haben werden. Der 
Fortschritt, der bereits in diesem Jahre gemacht wurde, ist durchaus erfreulich, 
wenn man die Gestaltung der Handelsbeziehungen mit anderen europäischen 
Staaten zum Vergleich heranzieht. Mit der einzigen Ausnahme von Belgien und 
Schweden hat kein anderes europäisches Land außer Deutschland einen nennens- 
werten Zuwachs seiner Zufuhren nach England aufzuweisen. 

Die Schlüsse, die man aus dieser ganzen Entwicklung ziehen kann, sind daher 
im allgemeinen erfreulich. Im Zeichen der ungeheueren vorjährigen Wirtschafts- 
erschütterungen hat der deutsch-englische Handel größere Widerstandskraft ge- 
zeigt, als unter Berücksichtigung der Nachwirkungen des Weltkrieges angenommen 
werden konnte. Die Ergebnisse des ı. Quartals 1927 zeigen, daß im Gegensatz 
zu anderen Ländern Deutschlands Handelsbeziehungen mit Großbritannien sich 
weiterhin günstig entwickeln. Das Tempo der Entwicklung hat sich vielleicht 
verlangsamt, doch ist der Gesamtumfang der gegenseitigen Handelsbeziehungen 
— Deutschland steht im Handelsverkehr mit England an erster Stelle — als durch- 
aus zufriedenstellend zu bezeichnen, Es bleibt zu hoffen, daß eine weitere Er- 
höhung der Ziffern in den nächsten Monaten dieses Jahres eintritt. 
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Erıca Ossr: 
BERICHTERSTATTUNG AUS EUROPA UND AFRIKA 


Rußlands Abschnürung. — Die Genfer Tagung. — England und Ägypten. — Südafrika: Eingeborenen- 


fragen. — Die Handelsbeziehungen zu Italien 


Wir hatten im vorausgegangenen Bericht den Bruch zwischen England und 
Rußland als Alarmsignal von höchster Wichtigkeit bezeichnet, zugleich aber be- 
tont, daß eine kriegerische Auseinandersetzung wenig wahrscheinlich sei. Inzwischen 
haben sich die Ereignisse überstürzt, und wenn es auch vorläufig nicht zu einem 
bewaffneten Konflikt gekommen ist, so sind doch die Fäden endgültig zerrissen, die 
Spannung zwischen den beiden großen Flankenstaaten Europas hat sich bis zum 
äußersten gesteigert. Was nun? 

Rußland, von jeher daran gewöhnt, sich in dem Bilde einer belagerten Festung 
zu begreifen, spürt mit rasenden Pulsen den konzentrischen Druck, den die nicht- 
bolschewistische Welt unter englischer Führung auf das große Ostreich ausübt. Mit 
Recht oder Unrecht wittert es allenthalben die würgende Faust Albions: Kündigung 
des 1921 geschlossenen Handelsabkommens zwischen Kanada und Rußland, sowjet- 
feindliche Rede des amerikanischen Botschafters Herrick in Paris, Ermordung des 
russischen Gesandten Woykoff in Warschau, Wiedererstarken der antibolschewistisch- 
monarchistischen Bewegung in Rußland selbst u.a.m. Was will es demgegenüber 
besagen, daß trotz des Abbruchs der englisch-russischen Beziehungen der Handels- 
vertrag zwischen Rußland und Lettland (Regelung des Transitverkehrs durch Lett- 
land) perfekt geworden ist (Anfang Juni), was nützen die Besprechungen Tschitscherins 
in Paris und Berlin. Gewiß, die Kontinentalstaaten West- und Mitteleuropas sind dem 
englischen Beispiel vorläufig nicht gefolgt, aber auch sie drängen doch verblümt und 
unverblümt darauf, daß das Verhältnis zwischen der russischen Staatsregierung und 
dem Komintern geklärt und neu geregelt werde. Das aber ist der Kardinalpunkt, ın 
dem die augenblicklichen Machthaber Rußlands beim besten Willen nicht nachgeben 
können, wenn sie nicht ihr eigenes Leben und die Existenz des von ihnen geführten 
Staates aufs Spiel setzen wollen. Die Verbindungen zwischen der Leitung des jetzigen 
russischen Staates und der Zentrale der kommunistischen Internationale sind derartig 
innige, daß eine reinliche Scheidung schlechterdings unmöglich ist. Wehe dem rus- 
sischen Staatsmann, der der Masse des fanatisierten und jahrzehntelang bearbeiteten 
Volkes die Heilsidee der Weltrevolution nun wieder rauben wollte! Man hat weiß 
Gott auf wirtschaftspolitischem Gebiet bereits Entgegenkommen genug bewiesen; an 
der Grundthese und dem letzten Hoffnungsanker rütteln, auf heimliche Propaganda 
verzichten, die Hoffnung auf die heißersehnte Weltrevolution aufgeben, hieße wahr- 
haftig das Werk Lenins gänzlich verleugnen. Hier ist eine Grenze gezogen, die der 
bolschewistische Staatsmann nicht ungestraft überschreiten darf. Was aber soll werden, 
wenn die nichtrussische Welt in steigender Geschlossenheit das Wirken für die Welt- 
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revolution bekämpft und eine grundsätzliche Umstellung fordert? Nachgeben und 
den russischen Staat evolutionär in neue Bahnen lenken? Unmöglich, ganz und gar 
ausgeschlossen für den jetzigen Führerkreis, in dem keine einzige Persönlichkeit von 
dem Format Lenins vorhanden ist. Einen neuen Weltkrieg wagen, Rußland zum 
revolutionären Kampf gegen alle waffen- und wirtschaftsstarken Mächte des Erden- 
runds aufrufen? Auch wieder unmöglich, trotz des ostentativen Säbelgerassels des 
bolschewistischen Kriegsministers und der energisches Handeln fordernden Ent- 
schließungen vieler russischer Verbände, Städte usw. Nirgends mehr ein klarer, leicht 
gangbarer Weg, Zwiespalt und Ratlosigkeit im kleinen und großen! In der daraus 
geborenen Verzweiflung haben die russischen Machthaber zu einem ebenso billigen 
wie schändlichen Mittel gegriffen: Hinschlachten von Dutzenden und Aberdutzenden 
von Menschen, die, wehrlos der Willkür der Bolschewisten überantwortet, kein 
anderes Verbrechen begangen haben, als sich zu einem entgegengesetzten Gesell- 
schafts- und Staatsideal zu bekennen. Man hat, statt sich selbst zu einem Entschluß 
aufzuraffen, die Zügel der G.P.U., jenem gefürchteten Staat im Staate, überlassen 
und duldet das blutgierige Wüten der politischen Polizei in der Befürchtung, daß, 
wenn man ihr jetzt nicht Opfer hinwirft, die zuverlässigste Garde des Bolchewismus 
womöglich ihre eigenen Wege gehen könnte. Alle Freunde des russischen Volkes — 
und wir bekennen uns offen als ein solcher — verfolgen mit Entsetzen und Abscheu 
diese Irrwege des gegenwärtigen russischen Staates. Mag auch in dem stark asiatisch 
gefärbten Rußland ein Menschenleben wesentlich weniger wiegen als in dem eigentlichen 
Abendland, auch die russischen Machthaber sollten am Ende einsehen, daß ihre 
augenblickliche Taktik barbarisch ist, unmenschlich und zwecklos zugleich, sinnlos, 
weil auf diesem Wege das russische Problem bestimmt nicht gelöst, die dem russischen 
Menschen von dieser und jener Seite ehrlich entgegengebrachte Sympathie aber ent- 
schieden herabgemindert wird. Wenn irgend etwas geeignet ist, das englische Streben 
nach einem Antisowjetbund zu fördern, so sind es derartige Grausamkeiten, wie sie 
die russische Regierung jetzt begangen hat und leider auch noch weiter dulden zu 
wollen scheint. Ein Schrecken ohne Ende, zu dem die Bolschewisten offenbar ver- 
urteilt sind, ist gewiß schwer erträglich; die augenblickliche Politik Rußlands aber 
muß von selbst zu einem Ende mit Schrecken führen. 

England beobachtet die Vorgänge in Rußland naturgemäß mit gespanntestem 
Interesse. Daß es an der Ermordung Woykoffs unschuldig ist, darf ohne weiteres als 
wahr unterstellt werden. Nicht minder zweifellos ist, daß England dem stark bedrohten 
Polen weitgehende Zusicherungen gemacht hat und entschlossen ist, dem polnischen 
Pufferstaat notfalls mit Waffen zu Hilfe zu kommen. Polen spielt zur Zeit in der eng- 
lischen Politik eine so große Rolle, daß man, offenbar um Polen nicht irgendwie zu ver- 
letzen, in Genf nicht einmal eine endgültige Regelung des für Danzig so brennenden 
Westerplatteproblems zugelassen hat. Im übrigen wird man feststellen dürfen, daß 
Polen in bezug auf die Woykoffaffäre durchaus loyal gehandelt hat und bestrebt 
gewesen ist, den russischen Sühneforderungen so weit als irgend möglich gerecht zu 
werden. Die verhältnismäßig milde Bestrafung des Attentäters kann an diesem Urteil 
über die Erledigung des Gesamtkonfliktes nichts ändern. Sollte es trotzdem zu einem 
Waffengang zwischen Rußland und Polen kommen, so werden England und Frank- 
reich gleichermaßen für Polen in die Bresche springen und nicht ohne Grund Ruß- 
land als Angreifer brandmarken. — Inzwischen bemüht sich England, auf diesem 
oder jenem Wege eine britischen Interessen entsprechende Lösung des Konfliktes mit 
Rußland herbeizuführen. Nachdem die Genfer Besprechungen klar erwiesen haben, 
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daß Frankreich und Deutschland sich nicht einfach in das Schlepptau-der britischen 
Politik nehmen lassen, taucht der Gedanke einer besonderen „Rußland-Konferenz“ 
auf; gegebenenfalls unter Hinzuziehung von Sowjetvertretern möchte man den ganzen 
Fragenkomplex gründlich durchsprechen und womöglich zu einer Verständigung 
gelangen. Aus unseren obigen Ausführungen ergibt sich ohne weiteres, daß wir uns 
von einer solchen Konferenz nicht eben großen Erfolg zu versprechen vermögen. 
Aber England kann den Dingen nicht einfach ihren Lauf lassen und wird irgend- 
wie handeln müssen, denn ein sehr großer Teil der britischen Wirtschaftskreise be- 
klagt das Zerschlagen des Geschäftes mit Rußland sehr bitter, und die Fusion 
zwischen Labour Party und Cooperative Party gibt ebenfalls zu denken. 

Das Problem England-Rußland beherrschte zweifellos die diesmalige Tagung des 
Völkerbundrates durchaus. Nach dem kläglichen Ergebnis der Abrüstungskonferenz 
und dem ebenfalls nicht gerade sehr erhebenden Verlauf der Weltwirtschaftskonferenz 
hatte man sich von der jetzigen Ratssitzung ganz besonderen Erfolg und Fortschritt 
versprochen. Zur Enttäuschung weiter Kreise aufrichtiger Völkerbundsfreunde kam es 
anders. Hat sich der „Rat“ ganz allgemein zu einer Institution entwickelt, die der 
Idee eines universalen Völkerbundes keineswegs mehr gerecht wird, so wurde dieses 
Mal auch im „Rat“ wenig positive Arbeit geleistet, und der Schwerpunkt der Kon- 
ferenz verlegte sich mehr und mehr in die von geheimnisvollem Schweigen begleiteten 
Aussprachen der drei Außenminister Stresemann, Chamberlaın und Briand. Wir haben 
gegen eine solche Entwicklung keineswegs grundsätzliche Bedenken, aber man sollte 
dann vollends konsequent sein und zugeben, daß sich die ursprüngliche Idee des 
weltumfassenden Völkerbundes überlebt hat und zum mindesten eine Differenzierung 
in Erdteilgruppen notwendig geworden ist. 

Mit besonderer Freude stellen wir fest, daß sich Stresemann nicht dazu hat ver- 
leiten lassen, um augenblicklicher Erfolge und innerpolitischer Rücksichtnahme willen 
für den Westen zu optieren. Deutschlands weltpolitische Belange fordern in der Tat, 
daß sein Außenminister auf lange Sicht und für den allgemeinen Frieden arbeitet. 
Die Befreiung der Rheinlande liegt uns natürlich genau so wie jedem anderen Deut- 
schen am Herzen, und eine Beteiligung an der Mandatskommission mag ihre Vor- 
teile haben, aber um unserer Zukunft willen wird gerade jetzt noch ein wenig Geduld 
notwendig sein. Ein allzu eiliges Erraffen von Augenblickserfolgen mag für die Wahl- 
propaganda sehr nützlich sein, kann uns jedoch gar zu leicht die Zukunft verderben. 
Eine achtunggebietende Weltstellung wird Deutschland nur erlangen, wenn es die 
durch seine geopolitische Lage bedingte Aufgabe erfüllt, d. h. West und Ost des 
Abendlandes zu friedlicher Kooperation zusammenführt und so einen ganz Europa 
umfassenden, nach den Grundsätzen nationalkultureller Autonomie gegliederten Block 
schaffen hilft. An der Erreichung dieses Zieles als der deutschen Weltmission sollten 
alle Deutschen durch Generationen hindurch arbeiten, ohne selbstverständlich die 
kleineren Probleme des Tages aus den Augen zu verlieren. Wer dem zustimmt, wird 
anerkennen müssen, daß Fragen, wie die der Kontrolle der Ostfestungen, der strikten 
Durchführung des Mememelstatuts u. a. m. selbstverständlich irgendwie gelöst werden 
müssen, daß es aber für einen in Generationen denkenden Staatsmann noch größere 
und wichtigere Probleme gibt. 

Frankreich hat sich in Genf mit Deutschland und England für Aufrechterhal- 
tung und weiteren Ausbau der Locarno-Politik ausgesprochen. Hoffentlich bringt 
Briand die Kraft auf, diesen Worten recht bald und in genügendem Ausmaß auch 
die Tat folgen zu lassen. Die jetzt vollendete Räumung des Saargebiets von regu- 
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lärem französischen Militär ist an sich natürlich erfreulich, aber sie bedeutet doch 
nur einen winzigen Schritt auf der Bahn der für Deutschland und Frankreich gleich 
notwendigen allgemeinen Verständigung. Warum läßt man das Saargebiet nicht end- 
lich wieder zum Reich heimkehren, warum versteift man sich darauf, die Besatzung 
im Rheinland, wenn überhaupt, nur um höchstens 15000 Mann zu reduzieren, statt 
sie in kühnem Entschluß entsprechend dem Geist von Locarno gänzlich verschwin- 
den zu lassen? Vielleicht muß Briand auch seinerseits, mehr als ihm lieb ist, auf 
innerpolitische Dinge Rücksicht nehmen. Die Stellung des französischen Kabinetts 
ist durch die in der Kammer erfolgte endgültige Ablehnung der Verpachtung des 
Streichholzmonopols an den Schwedentrust in der Tat erschüttert worden. Der Ver- 
zicht auf die vom Trust angebotene „Kaution“ (lies Anleihe) in Höhe von 80 Mill. 
Dollar wird Poincare gewiß sehr hart werden und erschwert eine Regelung der fran- 
zösisch-amerikanischen Schuldfrage ungemein. — Poincare hat vielleicht geglaubt, die 
innerpolitischen Schwierigkeiten durch eine außenpolitische Extratour lösen zu können. 
Seine kürzlich in Luneville gehaltene Rede hat mit Recht in der ganzen Welt das 
allergrößte Aufsehen und Befremden erregt. Es ist Sache des französischen Volkes zu 
entscheiden, ob die Außenpolitik von Poincare im Geiste von Versailles oder von Briand 
im Geiste von Locarno betrieben werden soll. Wir Deutsche haben nur ein Recht da- 
rauf zu wissen, woran wir sind, und dieses Recht wollen wir sehr deutlich geltend 
machen. In dieser Zeitschrift ist trotz grundsätzlicher Bejahung einer ehrlichen und 
nach allen Seiten gerechten Verständigungspolitik der „Geist von Locarno“ stets mit 
einer gewissen Skepsis behandelt worden. Will Herr Poincare uns in dieser Skepsis be- 
stärken und der Welt klarmachen, daß, solange er am Ruder ist, von einer wahrhaften 
deutsch-französischen Aussöhnung keine Rede sein wird? Oder handelt er im Einver- 
ständnis mit England und versucht, Deutschland durch Androhung gänzlicher Iso- 
lierung für eine aktive antirussische Politik gefügig zu machen? Wir werden ruhig Blut 
bewahren und getrost die weitere Entwicklung der Dinge abwarten. Am Ende, des sind 
wir sicher, werden die Völker Europas weitsichtiger sein als manche der jetzt führenden 
Staatsmänner. Die europäische Verständigung muß kommen, weil jeder einzelne Staat 
des Abendlandes für sich zu schwach ist, um dem wirtschaftlichen und politischen 
Drück der überseeischen Riesenreiche erfolgreich begegnen zu können. 

Der oben behandelte Gegensatz England-Rußland findet im Südosten unseres Erd- 
teils sein minder bedeutungsvolles Gegenstück in dem Konflikt Albanien(Italien)- 
Jugoslawien. Auch hier war der Völkerbund nicht imstande, den völligen Abbruch 
der diplomatischen Beziehungen zu verhindern, wenn es ihm auch bislang glückte, 
das Anrufen einer Waffenentscheidung vorerst zu vereiteln. Wie hier Ruhe und Frie- 
den wiederhergestellt werden sollen, ohne daß Mussolini zu einer grundsätzlichen 
Anderung seiner Balkanpolitik gebracht wird, ist schlechterdings unerfindlich. Die 
Entscheidung liegt hier letzten Endes bei England, auf dessen Wohlwollen Mussolini 
unbedingt angewiesen ist und bleibt. 

Über Vorderasien ist dieses Mal nichts von Bedeutung zu melden. Alle Staaten 
dieses Gebiets horchen gespannt auf die englisch-russische Auseinandersetzung und 
behalten sich ihre endgültige Stellungnahme einstweilen vor. Im Grunde ihres Her- 
zens liebäugeln wohl alle vorderasiatischen Staaten im Interesse ihrer nationalen Un- 
abhängigkeitspolitik (auch aus instinktiver Abneigung gegen die maschinisierte Kultur 
des Abendlandes ?) mit den Russen, vermeiden aber vorläufig eine klare Entscheidung, 
weil sie wissen oder ahnen, daß sie ohne die westliche Zivilisation und ohne Zustrom 
westlichen Kapitals nicht gut vorwärtskommen können. — Hinsichtlich Arabiens 
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möchten wir nicht unterlassen, auf den in der „Vossischen Zeitung“ erschienenen vor- 
züglichen Reisebericht Wolfgang von Weisls aufmerksam zu machen: „Wie Arabien 
schwarz wird“, eine ausgezeichnete Darstellung der unaufhaltsamen Vernegerung 
Arabiens. 

Agypten hat wieder einmal einen Versuch gewagt, sich der englischen Bevormun- 
dung zu entziehen. Durch Nichtbewilligung der für den englischen Militäroberbefehls- 
haber bestimmten Mittel sollte den Briten das Verfügungsrecht über die ägyptische 
Armee bestritten werden. Einige sehr deutliche englische Noten und das Erscheinen 
britischer Kriegsschiffe vor der Nilmündung haben genügt, um diese Regung eines 
zielbewußten ägyptischen Strebens nach Selbstbestimmung im Keime zu ersticken; 
der Übermacht weichend hat Ägypten auf der ganzen Linie klein beigegeben. Be- 
zeichnend für die politische Mentalität der Engländer ist es, daß selbst der „Man- 
chester Guardian“ die Möglichkeit eines Zusammenhanges zwischen dem englisch- 
russischen und dem englisch-ägyptischen Konflikt offen läßt. 

Geopolitisch interessant, wenn auch nicht sonderlich wichtig ist eine Meldung der 
„Depeche coloniale“ (7. IV. 27). Man erwägt in Madagaskar, den Hafen von Tama- 
tave zugunsten von Diego-Suarez aufzugeben, weil Tamatave fortwährend von schweren 
Wirbelstürmen heimgesucht wird. Im letzten Jahrhundert sind hier im Kampfgebiet 
zwischen NO-Monsum und SO-Passat nicht weniger als 139 starke Taifune beobachtet 
worden, und fast stets lag Tamatave im Zentrum der Wirbelstürme. 

' In Südafrika spukt die leidige Flaggenfrage noch immer. Eine besondere Kom- 
mission ist jetzt durch die Regierung damit beauftragt, zu erwägen, ob man den 
Union-Jack beibehalten, bzw. ob und welche eigene Flagge dem Südafrikanischen 
Bund beschert sein soll. Daneben beschäftigt das Farbigenproblem die Gemüter aller- 
orts mit Recht außerordentlich stark; in fast keiner Nummer der „African World“ 
fehlt ein Aufsatz über das „native problem, South Africa’s greatest problem“. „Wirt- 
schaftliche und politische Gleichstellung aller Rassen“ fordert die Eingeborenenbe- 
völkerung, „Schutz der weißen Rasse, dem Afrikander, als alleinigem Kulturträger “ 
die Gegenseite. Von einer Lösung ist man einstweilen noch sehr weit entfernt, aber 
deutlicher und immer deutlicher wird offenbar, daß die weiße Rasse bereits in die 
Defensive gedrängt ist. Als bezeichnenden Beleg hierfür führen wir einen Satz aus 
der Rede Sir Abe Baleys in Queenstown an (nach „African World“ vom 7.5.1927): 
„Wenn die Eingeborenen auf eigene Gebiete beschränkt werden, so wird sich wegen 
der billigen schwarzen Arbeitskräfte die Industrie sicherlich früher oder später hier 
einfinden und Waren zu viel niedrigeren Preisen erzeugen, als sie im Gebiet der 
Weißen hergestellt werden. Der Eingeborene geht auf politische und wirtschaftliche 
Gleichberechtigung aus, aber ich hoffe, er wird auf ein falsches Pferd gesetzt haben. 
Warum sollen wir dazu beitragen, billige und zahlreiche Konkurrenten für unsere 
Kinder und Kindeskinder aufkommen zu lassen?“ Das klingt allerdings sehr ein- 
leuchtend; aber wird man auf die Dauer wirklich Mittel finden, diese stetig wach- 
sende Konkurrenz ohne Waffengewalt hintanzuhalten? Ist nicht im übrigen der er- 
staunliche wirtschaftliche Aufschwung Südafrikas z.T. ein Ergebnis der massenhaft 
zur Verfügung stehenden billigen schwarzen Arbeitskräfte? Von 1926 auf 1927 hat 
die südafrikanische Diamantenindustrie ihre Ausbeute verdoppelt (von 4 auf 7 Millionen), 
so daß jetzt unter dem Einfluß des Überangebots die Preise wesentlich gefallen sind und 
ein besonderes Beschränkungsgesetz, die „Precious Stone Bill“, eingebracht wurde. Die 
Eisen- und Stahlindustrie der Südafrikanischen Union wird auch von europäischen 
Sachverständigen als sehr gut und stark entwicklungsfähig beurteilt. Zu der alten 
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Union Steel Corporation in Vereeniging (gegr. 1912) haben sich inzwischen die South 
African Iron and Steel Corporation in Pretoria (gegr. 1920) und die Newcastle Iron 
and Steel Works in Natal (gegr. 1920) hinzugesellt. Neuerdings berät man im Parla- 
ment eine Gesetzesvorlage betr. Errichtung eines großen staatlichen Eisen- und Stahl- 
werkes in Pretoria. Da der jährliche Verbrauch von Eisen und Stahl (ohne Maschi- 
nen usw.) in Südafrika zur Zeit rund 370.000 t beträgt, die gegenwärtige Inlands- 
produktion sich aber nur auf annähernd 50 000 t beläuft, so ist der Absatz einer 
wesentlich gesteigerten Erzeugung kaum zu bezweifeln. Die „Los-vom-Abendland- 
Bewegung“ wird also dank der protektionistisch eingestellten Wirtschaftspolitik der 
Union weitere Fortschritte machen; man spricht in Südafrika sogar bereits von einer 
nahe bevorstehenden Eisen- und Stahlausfuhr nach anderen Teilen Afrikas, vielleicht 
gar nach Südamerika. Wie stark der Gedanke einer wirtschaftlichen Expansion der 
Union in der Richtung auf Zentralafrika schon Fuß gefaßt hat, erhellt übrigens u.a. 
auch aus einem lehrreichen Aufsatz der „African World“ (30.4. 1927) über die Flug- 
verbindungen zwischen Südafrika bzw. Belgien und dem Kongostaat. — Zum Schluß 
müssen wir noch kurz auf einen Punkt hinweisen, der sowohl vom europäischen als 
auch vom südafrikanischen Standpunkt aus eines gewissen Interesses nicht entbehrt: 
den stark wachsenden Handelsverkehr zwischen Italien und Südafrika. 
Vor dem Kriege war dieser Handel so minimal, daß die amtlichen statistischen Werke 
der Union ihn gar nicht gesondert aufführten. Im Jahre 1920 machte die Einfuhr 
aus Italien 383 000 £, die Ausfuhr der Union nach Italien 197000 £ aus. Für das 
Jahr 1925 ergibt sich für die Einfuhr aus Italien (Baumwollwaren, Automobile, Ma- 
schinen, Hüte usw.) die Summe von 600000 £ und für die Ausfuhr nach Italien 
(Wolle, Häute und Felle, Weizen, Mais, Asbest usw.) der Betrag von rund ı 000 000 £. 
Die „African World“ behauptet, daß „the geographical position of Italy is ideal for 
a most successfull trade development with South Africa“ und erwartet eine noch 
wesentlich umfangreichere Ausgestaltung dieses Handelsverkehrs. Die sehr geschickte 
Politik des italienischen Vertreters in Südafrika, Grafen Labia, wird sicherlich nichts 
unversucht lassen, um diese Erwartung zu erfüllen. Die Entsendung des italienischen 
Messeschiffes „Sistiana“ nach Südafrika darf als wichtiges Glied in der Kette dieser 
Annäherungsversuche nicht übersehen werden. Und was sagt das englische Mutter- 
land dazu? Hat es überhaupt noch viel dareinzureden oder gab es sein Einverständ- 
nis dazu, als es galt, Italien voll und ganz für die britische Politik zu gewinnen ? 


K. HausHmorer: 
BERICHT ÜBER DEN INDOPAZIFISCHEN RAUM 


Das Zusammensinken des chinesischen Nordens. — Weitere Verkehrsdurchdringung der Gobi. — 
Zeugnisse für die Einstellung der breiteren Schichten in Süd- und Mittelehina nicht nur zum briti- 
schen, sondern auch zum französischen und amerikanischen Imperialismus. — Stimmung der Philip- 
pinen. — Doppelverankerung der japanischen Politik in China und Südsee; ihre Aufmerksamkeit auf 
Malaien- und Südseefragen. — Neue Hebriden und ihr Pandämonium von Kondominium. — Ein 
französisches Pazifikbuch. — Indische Grenzflüge und Mahratten-Jubiläum. —: Verkehrs-Erkundungen 
zwischen oberem Yangtse und Assam. — Araber- und Ölreibungen zwischen englischer und italieni- 
scher Araberpolitik in Assir. — Expeditionen. 


Lange, ehe das Vordringen der Ideen des chinesischen Südens gegen den unteren 
Hwangho — trotz der Uneinigkeit ihrer Träger — die innere Schwäche der Vorkämpfer 
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des Nordens enthüllte, ist unsern Lesern im Nachrichtenspiel das unvermeidliche 
Heraufkommen dieser Lage gezeigt worden, womit wohl auch der Wert geopolitischer 
Arbeit für eine Prognose bis zu einem gewissen Grad erwiesen wurde. Eine Zusam- 
menfassung von mir darüber findet sich in Nr. 4287 der Leipziger Ill. Zeitung vom 
12.5.1927, der eine Skizze von „China als wehrgeographisches und politisches Kraft- 
feld“ beigegeben werden konnte, in der die wesentlichen Kraftlinien eingetragen sind. 


The Communist Propagandist’s View Nanking 
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Propaganda-Verwertung angelsächsischer Marine-Tätigkeit durch Chinesen und Russen 


Throughout North China posters and handbills are being distributed declaring foreigners made a 
wanton and unprovoked attack on the city of Nanking on March 24 and killed thous ands of innocent 
Chinese. This is the face of overwhelming evidence to the contrary. The speed with which these agents 
of anti-foreign propaganda spread the misleading pictures through the north country is evidence of 
their thorough organization. 

In the foreground are shown the Chinese moved down according to the imaginative artist, whose 
idea of a modern warship is about equal with his information about the actual oc currences at Nanking. 
The wording at the top of the poster is translated’as follows: 

„Ihe British and American men-of-war bombarded Nanking for nearly two hours, razing the most 
beautiful city to the ground, and killing more than two thousand people. All our people should rise 
up in protest against this wanton and inhuman act.“ — North China Standard. 


Damals schon rangen Marschall Chang Tso Lin und seine Freunde im Raum- und 
Kraftverhältnis von ı :3 (für das eigentliche China). Da seither die einzige, bis heute 
musterhaft verwaltete und aus den Verwüstungen herausgehaltene Kohlenprovinz 
Schansi aus dem nördlichen Machtkreise herausgebrochen ist, und die menschen- 
reichen, aber heute männerarmen Landschaften Chili und Shantung sich seit Jahr- 
zehnten als unsichere Kantonisten erwiesen haben, sind es tatsächlich nur mehr die 
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Kräfte der Mandschurei, die einer vorübergehenden Zusammenfassung ‚des eigent- 
lichen China unter den Ideen der Kuo-Min-Tang im Wege stehen. Aber hier ist aller- 
dings die geopolitische Wehrlinie, (die südlich Jehol und dem Liauho-Mündungsland 
noch immer äußerlich durch den Lauf der chinesischen Mauer von Nankau bis Shan- 
Hai-Kwan bezeichnet wird), eine bedenkliche Schranke. 

Solange diese Schranke nicht überwunden wird — und sie hat ihre zähe Haltbar- 
keit schon oft in der chinesischen alten und neueren Geschichte erwiesen, so daß sie 
wohl als geopolitische Erfahrung registriert werden kann —, solange ist Peking mit 
seinen großen Überlieferungen und seinen immerhin noch vorhandenen Zentral- 
einrichtungen unsicherer Besitz, — es wirkt in der Praxis mehr kraftbelastend als 
kraftsteigernd und wird von großen Raum- und Lagespannungen hin und her ge- 
zerrt. ; > 

„So kämpfen nicht nur die Menschen, sondern auch uralte Raummotive hinter 
ihnen gegeneinander. Alte Rassengegensätze der altchinesicheu Kulturlandschaft am 
Hwangho, der Yangtseländer, der kolonialen Mandschurei, der Kolonialmischungen 
um Kanton gesellen sich dazu und verschärfen kontinentale und ozeanische, strom- 
bestimmte und küstenhaftende Spannungen und Spannungsursachen.“.... „Chang- 
Tso-Lin ist Sprosse nordgewanderter Shantungleute in der Mandschurei, nordisch 
unter Räubern aufgewachsen, in der Beherrschung raumweiter Landschaften, in der 
Führung des Eisenbahnkriegs erfahren, in natürlichem Gegensatz zu den Sowjets mit 
der nahen Macht Japans wohl vertraut, das mit 21/, Divisionen in seinem Lande 
steht und dort einen Zwei-Milliarden-Eisenbahnwert (der südmanschurischen Bahn) 
sein eigen nennt.“ So hatten wir bei der Betrachtung „Chinesische Führer und Mas- 
senströmungen im Frühjahr 1927“ geschrieben. 

Dann waren uns weitere Bestätigungen zugekommen. Eine der wuchtigsten ist: 
„The Degeneracy of Manchuria“ (Far Eastern Review, Ill. 1927, S. 110) — ein Schlag, 
der in der Zeitschrift — (die starke Rücksichten auf japanische Großunternehmen 
zu achten hat! —) sicher nicht geführt worden wäre, wenn nicht Japan, die Sowjets 
und maßgebende Kreise in China, wie die gleiche Zeitschrift v.S.98 an verrät, bereits 
andere Eisen im Feuer hätten. 

Die mandschurische Wirtschaft ist außerstande, auf die Dauer die Kriegführung 
für den chinesischen Norden allein aufrechtzuhalten. Der Mukden-Dollar (Feng-Piao) 
schwankt zum Yen zwischen 54 und 650; das Papiergeld ist das schmutzigste der 
Welt: „leprous-appearing rags of paper!“ Dennoch führt der starke Anteil an den 
pol. Bewegungen Mandschurei und Mongolei immer weiterer Verkehrserschließung zu: 
Aufmerksame Durchsicht der Tagesausgaben der Canton-Gazette, Organ of Chinese 
National Opinion (Canton 82 Wing Hon Road, für Lehrer und Studenten um 500%), 
billiger! monatlich 2 $) liefert, außer bedeutenderen Aufschlüssen über den wahren 
Stand der öffentlichen Meinung in Ostasien, auch kleinere geopolitische Notizen von 
Wert. So (3. 11. 1927) die Nachricht über eine weitere Kraftwagenstraße durch die 
Wüste Gobi von Kansu über Maomuhsien, nicht mehr Wuyuan nach Urga, die seit 
Oktober 1926 eröffnet, breit und gut genug ist, um Kraftwagen volle Entfaltung 
ihrer Geschwindigkeit zu gestatten. 

In der politischen Erklärung der acht großen proletarischen Organisationen findet 
sich (1.4. 1927) folgende Stelle über die „Heuchelei“ des französischen Imperialis- 
mus: „Der französische Imperialismus gibt vor, eine sogenannte Neutralität inne- 
zuhalten. Das ist nur Heuchelei. Die französische Regierung hat nicht nur heimlich 
die Militaristen von Yünnan bewaffnet, sondern auch offen die britische Interventions- 
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politik unterstützt. Auch die sogenannte freundliche Politik Amerikas-ist nur ein 
_ falscher Ton. Der amerikanische Imperialismus hat immer die chinesischen Oppor- 
tunistenelemente benützt oder ermutigt, um die chinesische Emanzipationsbewegung 
zu schwächen. Seine Heuchelei ist genügend beim Vorschlag der Neutralisation von 
Shanghai demaskiert worden... usw.“ 
Man sieht: der Tarnversuch beider großen Konkurrenzvölker Englands hat gegen- 
' über der radikalen Härte der chinesischen Arbeiterbewegung nichts genützt. Recht 
viel böseres steht in der jungchinesischen Presse über den britischen Imperialismus 
' auch nicht zu lesen. 

Am 31.3. 1927 schreibt ein chinesischer Arbeiter: „Silas Strawn erklärt, daß 
70 Millionen $ amerikanisches Kapital in Shanghai geschützt werden müssen, und 
daß außer den bereits in China vorhandenen Kriegsschiffen und Seeleuten 3000 Mann 
versandbereit in Quantico und Virginia für Honolulu gehalten werden... . Christen- 
tum und Zivilisation sind gleich Geschäft und Kapital, und das Kreuz nimmt $-Form 
an.“ „Von England aber sind ı30 Millionen £ in China investiert, und ein freilich 
seit 1924 rapid zurückgehender Millionenhandelswert ist in Gefahr.“ Auch von der 
Brüsseler Konferenz gegen den kolonialen Imperialismus weiß er Kluges zu sagen, 

_ wie auch von dem wachsenden Widerstand europäischer Arbeiter gegen Eingreifen 
in China. 

Lebendigen Widerhall finden solche Ergüsse nicht nur — trotz allenschönen Reden 
von chinesischen Millionären in Malaia vor Londoner Versammlungen — in der chi- 
nesischen Presse der Malaien-Halbinsel und der niederländischen Inselwelt, sondern 
vor allem, mit scharfen Spitzen gegen die Vereinigten Staaten, in den Philippinen. 
Ein ausgezeichnet unterrichteter Aufsatz über die Stimmung der Philippinen nach 
dem Thompson-Gutachten, den wir demnächst bringen werden, zeigt auch, warum 
die Widerstände gegen die Selbstbestimmungsbewegung der reichen Inselgruppe und 
das beständige, hinterhältige Abrücken vom gegebenen Wort eines Präsidenten der 
Vereinigten Staaten und eines Kongreßbeschlußes den an andern Stellen mit so gro- 
Ben Opfern beruhigten Gegensatz zu den Methoden der Vereinigten Staaten nur 
steigern. 

Es ist die offenbare Doppelzüngigkeit der amerikanischen Östasienpolitik, die viele 
Gegenarbeit mit doppeltem Boden erst notwendig gemacht hat: Japans, der Sowjets 
und selbstverständlich der erst noch um ihre Selbstbestimmung ringenden Völker, 
voran Chinas. In dieser Richtung wird der neue französische Botschafter Robert de Billy 
in Tokio, der in kluger Reklame an Bord des neuen Prachtdampfers Chenonceaux 
im fernen Osten eintraf, besonders dankbare Aufgaben finden. Eine Laufbahn, die 
durch ein erfolgreiches Preßreferat, durch Bulgarien, durch Marokko (von gti bis 
ı914 — Agadir!), durch die ersten drei Kriegsjahre in Rom, dann über Saloniki und 
Athen in Hauptspannungszeiten, schließlich Bukarest führte, hat ihn für Segeln in 
der Nähe von Sturmzentren vorbereitet. Um die Steuerung des japanischen Staats- 
schiffs in seiner chinesischen Politik ringen sehr starke innere Interessengegensätze: 
Wirtschafts- und Klanwiderstreit. Ganz war die japanische Außenpolitik des ver- 
flossenen Außenministers Baron Shidehara nicht von der Tatsache des Kampfes zwischen 
den Multimillionären Iwasaki und Mitsui zu trennen und von seiner Eigenschaft als 
Schwiegersohn des invasionsfeindlichen Prinzen Iwasaki. Die ursprüngliche Großreeder- 
firma setzt sich stark für kontinentale Interessen in China und bei den Sowjets ein. 
Mitsui bekämpfte diese Politik anglophil in seiner Zeitung „Chugai Shogyo“. Der 
Selbstmord des Leutnants Araki, der die Demütigung Japans in Nanking nicht über- 
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leben wollte, hatte außerdem die Ehrenempfindungen der großen Heer(Choshu)- und 


Marine(Satsuma-)Klane aufgerüttelt, das echt japanische Motiv des Wettbewerbs um 
die Wahrung der Staatsehre entfacht und manches zum Umschwung der japanischen 
Außenpolitik unter Baron Tanaka in kriegerische Haltung beigetragen. Dem stand 
wieder der pazifistische Charakter eines großen Teils der führenden Presse, mit Aus- 
nahme von „Chugai Shogyo“ (anglophile Wirtschaftsinteressen), von „Yamato“ und 
„Yorodzu“ (vaterländisch) entgegen. De = 

Man muß diese Lage kennen, um zu begreifen, daß die Nicht-Einmischungspolitik 
Japans schon zur Zeit Baron Shideharas Grenzen hatte, und daß Baron Tanaka wohl 
der Versuchung unterliegen könnte, eine sentimentale Regung der unter äußerer guter 
Form leidenschaftlichen Volksseele zu benützen Er würde dadurch großen inneren 
Schwierigkeiten (z.B. mit dem kommenden ı3 Millionenwahlrecht bei 4!/, Milli- 
onen Wurzelloser) durch einen nationalen Ausbruch, etwa zur Aufrechterhaltung von 
Japans mit so viel Blut erkaufter Stellung in der Mandschurei, begegnen können. 

In der Beurteilung solcher Möglichkeiten geht die japanische öffentliche Meinung 
weit auseinander. Dr. S. Washio erörtert (Transpacific, 9. 4. 1927) unter der Frage 
„Imperialism or Birth-Control?“ das Bevölkerungs-, Ausdehnungs- und Rüstungspro- 
blem Japans in einer etwas weinerlichen Weise, die schwerlich im Sinne des jetzigen 
Ministerpräsidenten sein dürfte. 

Ein britischer Freund sagt ihm: „Aber Imperialismus ist einfach in Japans Daseins- 
bedingungen begründet.“ Er erwidert: „Kein liberales Argument scheint stark genug 
zu sein, dieses Vorurteil in der Meinung von Fremden zu zerstreuen. Sie nehmen es 
hin, wie eine Naturgewalt. Diese virile Rasse hat im vergangenen Halbjahrhundert 
soviel Anpassungsfähigkeit, Fortschritt und Ausdehnungskraft bewiesen, wächst in 
der unerhörten Menschenvermehrung von 700 000 bis 800 000 jährlich in diesem 
engen, übervölkerten Land — welche andere Lösung hat ihm die Natur anzubieten, 
als Imperialismus?“ Washio hält entgegen, der Prozentsatz der Seestreitkräfte von 
5:5:3 der Washingtoner Konferenz sei in Wahrheit einer von 10:3! Er begegnet 
dem Hinweis auf Japans Möglichkeiten in China mit dem überlegenen Bevölkerungs- 
druck der Chinesen. Dann wirft er die Frage auf, ob Japan nicht, wie schon einmal 
von ı638 an, in Geburteneinschränkung sein Heil suchen solle. 

Dann kommen schmerzliche Zahlen, die uns auch von Mitteleuropa vertraut sind: 
Hinweise auf überreizte Sozialstruktur. Nur etwa 20°/, der von den Hochschulen 
abgehenden Studenten haben Aussicht auf Unterkommen; diese 20 %/, werden mehr 
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Proletariat, Überangebot an Kräften! Washio meint trübe, dieselbe Ursache wirt- 
schaftlicher Ausdehnungsunmöglichkeit werde dieselbe Wirkung wie einst haben, also 
erneute Trägestauung der Bevölkerung und eben schließlich doch Geburteneinschrän- 
kung bewirken. 

Andere Volksführer weisen aber demgegenüber in die warmen Meere, in die Weite 
des Pazifischen Ozeans hinaus, da schon einmal auf dem Festland die chinesische 
Konkurrenz wirtschaftlich nicht zu überwinden sei. Dazu gehört die Schule, die 
immer mehr auf die Rassenzusammenhänge mit den Malaio-Polynesiern verweist und 
der mit ihren 60 Millionen heute vereinsamten japanischen Rasse den größeren Zu- 
sammenhang innerhalb von heute schon etwa ı50 Millionen nahverwandter Rassen 
zeigt. 

Bunkichi Horjoka: „Nihon oyobi Han Taiheiyo Minsoku no Kenkyu.“ Tokio, 
Januar 1927 (Japanische und Südpazifische Rassenstudien) weist Zusammenhänge 
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in dieser Richtung auf. Schon Dixon (Oceanic Mythology) wies auf das alte malai- 
ische Kulturgut in der frühjapanischen Literatur hin. Horioka hat ı2 Jahre in der 
Südsee verbracht, um die uralten Rassenzusammenhänge zu untersuchen. 

Sein sehr bemerkenswertes Werk stellt eine durchaus annehmbare Theorie der Ge- 
samtbesiedlung des westpazifischen Wanderraumes auf; das geopolitisch bemerkens- 
werte daran ist, daß es Schlüsse, zu denen ich auch in der „ Geopolitik des Pazifischen 
Ozeans“ gekommen war, zu wissenschaftlichen Grundlagen weit aussehender Politik 
bereitlegt, freilich auch dem japanischen Staatsmythus historische und rationalistische 
Auflösung seiner Schöpfungsagen und Reichsbildungslegenden ankündigt. 

Daß die angelsächsische Politik ihr möglichstes tut, um die nächst ihren eigenen 
Machtträgern (Britenreich u. Ver. St.) stärkste Seemacht von dem naturgemäßen Aus- 
dehnungsweg in das rassenkongeniale Südseegebiet abzulenken, ist begreiflich. Aus 
diesem Grunde erklärt sich auch die jüngste Sendung einer Untersuchungskommission 
nach einer der wundesten Stellen, den „Neuen Hebriden“, über die wir demnächst 
einen zusammenfassenden Aufsatz veröffentlichen, der damit in deutlichem Zusam- 
menhang steht. 

An dieser königlichen Kommission, die im April ihres Amtes walten sollte, war 
England durch den Oberkommissar für den westlichen Stillen Ozean, Australien durch 
General Griffiths, den Administrator von Nauru, und Neuseeland durch General 
Richardson, den Administrator von Samoa, vertreten. Auf den Neuen Hebriden wird 
ein paradiesisches Stück Erde, das höchster Entwicklung fähig wäre, durch Rivalität 
zwischen Briten und Franzosen, die es sich gegenseitig nicht gönnen, in künstlicher 
Untersiedlung und wirtschaftlicher Unentwicklung erhalten, die neben der Verwal- 
tung der Mandatgebiete zu den öffentlichen Ärgernissen der Südsee gehört. Auf den 
Neuen Hebriden, mit 12300 qkm, ca. 60 000 E., könnten nach den Erfahrungen auf 
anderen Inseln ı bis 2 Millionen Japaner oder Malaio-Polynesier ihr Brot finden; es 
könnte also immerhin dem Bevölkerungsüberschuß von drei Jahren abgeholfen wer- 
den, wenn man den Standpunkt höchstmöglicher Bonitierung der Erde zu Grund legt 
und nicht den der beati possidentes. 

Daß sich Frankreich seiner großen Vergangenheit im Pazifischen Ozean doch zu- 
weilen erinnert und sich nicht gern völlig von der angelsächsischen Politik dort als 
überwundene Größe hinstellen läßt (wie das namentlich der amerikanische Flotten- 
besuch in Tahiti in verletzenden Formen getan hatte), beweist ein kleiner, aber in- 
haltreicher Band von Andre Duboscq, („Le Probleme du Pacifique“, Paris, Dela- 
grave, 1927), den wir im Literaturbericht würdigen, der von ähnlichen Gesichtspunkten 
wie meine „Geopolitik des Pazifischen Ozeans“ ausgeht, aber bei den immerhin noch 
vorhandenen und in Verbindung mit einer anderen Macht wohl anwendbaren über- 
seeischen Mitteln Frankreichs weniger objektiv zu sein braucht. 

In welchen Richtungen ein Kraftaufwand immerhin möglich wäre, zeigt der 
Abschnitt „Das Zusammenspiel der drei fernöstlichen Mächte“ mit dem Schlußsatz: 
„Wir glauben auf keinen Fall, daß um einer Frage des Einflusses auf ein Stück der 
Mandschurei willen, die Russen eine Politik jemals kompromittierten, zu der sich Japan, 
aus Verbitterung wie aus Notwehr, darbieten könnte, wobei — nach unsern Nachrichten — 
die einer Politik der Entente zwischen beiden Mächten günstigen Elemente in Ruß- 
land wie Japan immer zahlreicher und tätiger werden.“ — Wir sind ganz einig! 

Alte Kolonialmächte haben freilich gewisse Bindungen untereinander, von denen 
z. B. Sowjets und Mitteleuropa frei sind. Das hindert Herrn Duboscq, manche letzte 
Schlüsse auszusprechen, die ihm sicher nicht entgangen sind. 
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Die am meisten mit Werten beteiligte angloindische Herrschaft schwankt inzwischen 
hin und her zwischen dem Wunsch, auszugleichen und dem Wunsch, zu imponieren. 
Die Bauten von Neu-Delhi sind dafür ein sprechender Beweis. Aber es sind eben zwei 
Stühle, auf denen man schwer gleichzeitig sitzen kann. 

Während sich Lord Irwin, der Vizekönig von Indien, in wenigen Überlandflügen 
ein Bild der Grenzlandschaft zwischen Wasiristan und Kelat verschaffte, das sich seine 
Vorgänger mühsam erwandern mußten mit Karawanen von tausenden von Tragtieren 
oder einfach nicht erlangen konnten, zeigt die Dreihundertjahrfeier des Geburtstages 
des Gründers der Mahrattenreiche, Sivadji (geb. 3. Mai 1627) doch, wie festgewurzelt 
durch alle neuen Formen hindurch altindische Raumüberlieferung sich erhält. Die 
Staatsbildungen der Mahratten, die heute auf etwa 2o Mill. geschätzt werden mögen, 
umfaßten einst den gewaltigen Landraum zwischen Goa und Daman, Wijajapura und 
Golkonda mit den Sitzen in Puna und Sattara. Heute noch sind Baroda, Gwalior und 
Indore zwar unterworfene, aber im inneren Gefüge noch bestehende Mahrattenstaaten. 

Die Feier selbst zeigte in Bombay — außer Reibungen zwischen Mahratten und 
Muhammedanern, Nachwirkungen alter Spaltungen noch aus der Großmogulzeit — 
eine merkwürdige Umkehrung insofern, als sie zur Werbung für gewerkschaftliche 
Organisierung unter den Mahratten benutzt wurde, die doch ursprünglich eine 
strenge und grausame Herrenschicht über weiten unterworfenen Gebieten dunklerer 
Rassen gewesen waren. 

Ein ausgezeichneter Beobachter, eben aus Indien zurück, bestätigt uns aber, daß 
— trotz diesen inneren Spaltungen, die niemand besser kenne, als die Indier selbst, 
z. B. ihr kluger Führer Malaviya — die Britenherrschaft, das „british raj“ es doch 
in Indien niemand mehr zu Dank machen könne. 

Weist man auf die prächtigen, wenn auch monotonen, unindischen Bauten in 
Neu-Delhi hin, so heißt es: „Ja, von unserm Gelde ist alles erbaut, erpreßt, und der 
vizekönigliche Palast, das Haus des Zwanges von außen, ıst eben doch darauf an ge- 
legt, alles übrige zu übertrumpfen. « 

Daneben werden auch heute noch ganz gewaltige Leistungen überlegener Verwal- 
tungspraxis erzielt, mit einem anderwärts unerhörten Minimalaufwand von Persön- 
lichkeiten. 

In der Grenzverfestigungsarbeit stecken hervorragende Einzelleistungen, wovon wir 
diesmal im äußersten Osten und äußersten Westen des indischen Lebensraums eine 
Probe zu geben haben. Die unmittelbare Verkehrsverbindung zwischen dem oberen 
Yangtse und Indien, womöglich ohne Vermittlung von Oberburma mit dem schwer 
zu sanierenden oberen Irawaddyquellboden, ist — neben der Verbindung Südbrasi- 
liens mit dem Amazonasbecken — vielleicht die augenblicklich geopolitisch bedeu- 
tendste Verkehrsschwierigkeit der Erde: eine von den wenigen Stellen, wo fast un- 


überwindlich scheinende Landverkehrshemmungen einem notwendigen, beiderseits: 


erwünschten Güteraustausch im Wege stehen. 

Deshalb ist der Vortrag von Kapitän F. Kingston Ward v. 28. 4. 27 in der United 
Service Institution über die „Überland-Route von China nach Indien“ (veröffent- 
licht u. a. China Expreß & Tel. v. 5. u. ı2. Mai 1927, 8. 333 u. 360) so wichtig, 
daß wir mit einem kurzen Bericht darauf zurückkommen wollen. Ward bestätigt die 
enormen Hemmungen durch Klima und Insektenwelt, namentlich der obersten Ira- 
waddyquellböden, (die in tropische Ausmaße übersetzt, dem Quellenboden der Isar 
gleichen müssen), aus denen es in der ganzen Breite eines ansehnlıichen Talkessels 
überall quillt und rinnt. Er nennt als besten Weg für spätere Großverbindungen 
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_ nach jahrelanger Erkundung die Strecke von Pang-Tzu-La am oberen Yangtse über 
den Pai-Ma-La nach Atuntzu, von dort an den Mekong über Dong, über den Chu-La 
_ an den Wi-Fluß, nach Menkung am Salween. Von dort nach Rima, den Rong Thod 
Chu aufwärts über den Gleipaß nach Tawliang am Lohit, und von dort nach Sadiya. 
Ausgezeichnetes wird vom geopolitischen Standpunkt über den Zusammenhang von 
_ Stammesnatur und Eigenart ihres Bergreservats in dem sog. Tribal-Belt (Stämme- 
_ gürtel) zwischen dem indrobritischen Reich und der chinesisch-tibetanischen Kampf- 
zone gesagt. Die schneearmen Pässe zwischen Yangtse und Mekong, von 2700 m auf 
' über 5000 m ansteigend, sind trotz der Höhe das ganze Jahr offen. 

Die zwei großen geschichtlichen Wege: Peking-Kashgar-Karakorumpaß-Gilgit- 
Leh, wie der Lhassaweg werden als überholt bezeichnet. Der nächste sei aber „eine 


Not a Patent Fire Extinguisher 


Was der ferne Osten von Locarno hält 


North China Daily News 


Hintertür“, von Indien aus verstärkt verschanzt „durch die glänzende Abwehrlinie, 
welche die unabhängigen Stämme bildeten, freilich eine zweischneidige Waffe: wenn 
sie uns auch oft Anlaß zu politischen Wirren gegeben haben, so bilden sie doch ein 
Bollwerk, das zu stärken und nicht zu schwächen, wir allen Anlaß haben.“ In dieser 
instinktmäßigen Furcht vor einem unmittelbaren Zusammenkommenkönnen der zwei 
großen südostasiatischen Kulturnationen liegt eines der Hauptmotive zur Aufrecht- 
erhaltung der Verkehrsschwierigkeiten zwischen ihnen, das der wirklichen Erschlie- 
Bung — trotz solcher Vorarbeit — im Wege steht. „Rein Stückchen Diplomatie im 
nahen Osten würde ganz sein ohne eine kleine Ölepisode!* So meint der wohlunter- 
richtete römische Korrespondent des Manchester Guardian in seiner beachtenswerten 
Aufsatzreihe „Italy in the Red Sea“ (Il, 17. 5..27). „Gegenüber der Küste von Assir 
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(wo Italien heftig um Freundschaft mit Imam Jahia um dieses künftigen Schlacht- 
felds zwischen dem Imam und Ibn Saüd willen wirbt) liegen die Farsaninseln, in 
deren Boden eine Art Versprechen von Ölfunden liegt. Von den schwankenden Idrisi 
(die sich nun, zusamt dem bei ihnen als Gast lebenden, Italien todfeinden Groß- 
Senussi unter die panislamische Protektion von Ibn Saüd begeben haben) hat nun 
eine englische Gesellschaft rasch die Ölkonzession erworben, ehe die Idrisi sanft in 
den Armen von Ibn Satd veratmen.“ Selbst der Manchester Guardian gibt zu, daß 
diese Ölgesellschaft kontinentalen Augen als zweifelhafte Gründung von Whitehall 
aus erscheinen könnte. 

An dieser Stelle also gehen der alte religiöse Haß der Senussi (von der italienischen 
Einnahme von Jarabub, ihrer heiligen Stadt 1925 herstammend), das Ringen um Süd- 
arabien zwischen Ibn Saüd und Imam Yahia, dem Italienerschützling, und ein ganz 
kleines britisches Interesse an einem möglicherweise unmittelbar von Inseln aus in 
Kriegsschiffe zu pumpendem Öl in wunderlichen Fäden durcheinander. 

In kurzen Worten: an dieser unauffälligen Stelle der Erde spielt das Arabertum 
sehr gewandt England und den neuen „Colonialismo“ des Palazzo Chigi gegenein- 
ander aus; und manche geräuschvolle europäischen Vorgänge erklären sich zwangslos 
aus Entwicklungen (auf weite Sicht!) an einer für das übrige Europa leicht zu wenig 
beachteten, als Schwelle der indopazifischen Welt vom Mittelmeer her aber sehr wich- 
tigen Reibungsfläche zwischen den drei Westmächten. 

An dieser Stelle ist einiger geographischer Forschungsreisen zu gedenken, die gleich- 
falls den eurasischen Grenzräumen des indopazifischen Gebietes gelten. Der Reise 
Dr. Trinkler-de Terra, von Kashmir aus gegen chin. Turkestan ;einer in Organisation 
befindlichen deutsch-russischen von den Pamiren aus; einer deutschen in der Nord- 
Mandschurei; der endlich zum Aufbruch gekommenen von Sven Hedin in das west- 
chinesische Übergangsgebiet zu den mongolischen Sowjets; und endlich der abge- 
schlossenen, eben berührten Untersuchung der unmittelbaren Übergangsverhältnisse 
von China nach Indien (Assam), vom oberen Yangtse her. 
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Nationale Bedeutung der „Meteor“-Expedition und der deutschen Forschungs- und Studienreisen in 


Amerika. = Chamberlins Rekord. — Zur Seeabrüstungskonferenz. — Verhältnis der Union zu Frank- 
reich. — Nicaragua und Mexiko. — Wahlen in Amerika (Union, Brasilien, Argentinien, Chile). — 
Putsch in Ecuador. — Kommunistische Fäden. 


Die deutsche Geographie, die ja bestimmt als die Mutter der Geopolitik anzusehen 
ist, wenn ihr die letztere überhaupt nicht als Sonderdisziplin im Sinne einer ange- 
wandten Wissenschaft zuzurechnen ist (vgl. dazu meine Ausführungen „Politische 
Geographie und Geopolitik“ im Geographischen Anzeiger 1926, 8. 245 ff. mit einem 
Nachwort von K. Haushofer), blickt mit Stolz auf den Abschluß des größten For- 
schungsunternehmens, das nach dem Kriege durchgeführt werden konnte. Es ist die 
erfolgreiche Beendigung der „Meteorexpedition“, die nach mehr denn zweijähriger 
Arbeit im Atlantischen Ozean unter der Leitung des Fregattenkapitäns z. $. Spieß kurz 
vor Pfingsten in die Heimat zurückgekehrt ist. Es ist hier natürlich nicht die Auf- 
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gabe, auch nur eine knappe Übersicht der wissenschaftlichen Resultate auf gesamt- 
meereskundlichem Gebiet, besonders der Umwälzung unserer Vorstellungen vom 
Boden der einzelnen Meeresteile auf Grund der durch die Lotungen gemachten Ent- 

. deckungen zu geben. Auch auf die grundlegende Erkenntnis der atlantischen Zir- 
kulation kann nur hingewiesen werden, die die Lehren des genialen Organisators 
und Leiters der Expedition, Alfred Merz, bestätigten, dem zu unserer tiefen Trauer 

_ der Tod bald nach dem Beginne der Expedition die Führung aus der Hand genom- 
men hat. Es verdient aber volle Bewunderung, daß die organisatorische Fähigkeit und 
Kraft dieses Mannes weiterzuwirken vermochte lange über seinen Tod hinaus, und 
daß die Expedition in seinem Geist und genau nach seinen Angaben durchgeführt 
werden konnte. Dank dieser Durchführung, einer Vermessung und Beobachtung auf 
einer langen Reihe von Querprofilen, darf heute der Atlantische Ozean als das am 
besten erforschte Weltmeer gelten. Die Wirkung dieser Expedition beschränkt sich 
aber nicht auf das rein wissenschaftliche Gebiet, sondern die Unternehmung ist als 
eine nationale Großtat anzusprechen. Der „Meteor“ erschien wieder als das erste 
deutsche Kriegsschiff nach dem Krieg in den atlantischen Häfen, achtungsvoll be- 
grüßt von den fremden Nationen und freudig bejubelt von den Auslandsdeutschen. So 

' hat er fast alle größeren südamerikanischen Häfen auf der atlantischen Seite angelaufen. 
Darunter seien nur Para, Pernambuco, Bahia, Rio de Janeiro, Desterro, Rio Grande, 
Punta Arenas genannt. Buenos Aires war neben Kapstadt, das viermal angelaufen wurde, 
der Hauptstützpunkt. Dreimal wurde es von dem „Meteor“ erreicht. So konnten un- 
mittelbare Beziehungen geknüpft werden zu den deutschen Kolonien dieser Hafen- 
städte und auch weit darüber hinaus. Vor allem aber verkörperte der „Meteor“ wie 
keine andere Unternehmung in jener Zeit den hohen Ernst und die Durchschlagskraft 
deutscher wissenschaftlicher Forschung. Sein Besuch fand besonders volle Beachtung 
bei den wissenschaftlich aufstrebenden südamerikanischen Staaten. So hat die „Meteor- 
expedition“ dem Ansehen des deutschen Namens und besonders der deutschen Wissen- 
schaft unvergängliche Dienste geleistet. 

In dem Zusammenhange darf wohl erwähnt werden, daß der Doppelkontinent 
Amerika, besonders Lateinamerika, seit einer ganzen Reihe von Jahren nach dem 
Kriege wieder zum bevorzugten Felde deutscher erdkundlicher Forschung geworden 
ist. In Argentinien ist die Tradition deutscher Forschung nie abgerissen. Kühn und 
Schmieder, der neuerdings in Kalifornien wirkt, haben von geographischer Seite 
außerordentlich Beachtenswertes geleistet. Einer der Ersten, der wieder von Deutsch- 
land aus kommend draußen und zwar in Mittelbrasilien arbeitete, war der Berichter- 
statter selbst. Etwa zur gleichen Zeit hat Linke Argentinien bereist, Krieg hat dort 
seine Erfahrungen gesammelt, die er dann später bei einer großzügigen Chacoexpedition 
verwertete; Klute durchquerte von Argentinien aus die Anden und reiste in Nord- 
chile. A. Haushofer lernte das östliche Mittelbrasilien kennen. Von Mexiko aus führte 
Sapper durch ganz Mittelamerika hindurch bis nach Kolumbien und Venezuela 
hin eine großangelegte Reise aus. Stutzer arbeitete als Geologe in Kolumbien und 
organisierte dort den geologischen Dienst, und Georgi i studierte ebendort, ferner in 
Venezuela und im angrenzenden Mittelamerika die Bedingungen für den Luftverkehr. 
Später wandte sich Termer Guatemala zu, Mortensen und Berninger lernten ein- 
gehend Chile kennen. Jaeger und Waibel arbeiteten in Mexiko. Bessel-Hagen weilt 
zur Zeit dort. Noch einmal wandte sich Koch-Grünberg vom Amazonas aus dem 
Orinoko zu auf einer Reise, auf der er den Tod gefunden hat. Dietrich durchquerte 
in zwei Reisen die Vereinigten Staaten. Tuckermann hatte sich das östliche und 
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mittlere Kanada als Arbeitsfeld gewählt. Abermals Klute und Krueger besuchten das 
westliche Grönland. Troll arbeitet zur Zeit in Bolivien, das auch neuerdings von 
Wegner zu völkerkundlichen Untersuchungen aufgesucht worden ist. Penck bereist 
in Begleitung von A. Haushofer die Vereinigten Staaten. Quelle ist nach Nordost- 
brasilien ausgefahren, und Sapper steht vor der Ausreise nach Argentinien, bei der 
er auch andere südamerikanische Staaten besuchen will. 

Das ist bestimmt eine Liste, die in ihrer Reichhaltigkeit der Zielsetzung und in 
ihrer großen Zahl der Beobachter neben der Großtat des „Meteor“ angeführt werden 
darf, wie ja diese einzelnen Unternehmungen zeitlich die „Meteorexpedition “ rahmen 
bzw. ihr parallel gegangen sind. Auch von diesen Einzelunternehmungen sind ganz 
sicher nicht zu unterschätzende Wirkungen ausgegangen, die dem Ansehen der deut- 
schen Wissenschaft und des Deutschtums überhaupt voll gedient haben. 

In den letzten Tagen vor der Berichterstattung haben die Bestrebungen um die 
Raumüberwindung zwischen Europa und Amerika mit dem Flugzeug 
wieder einen neuen Rekord zu verzeichnen. Chamberlin hat zusammen mit Levine 
mit der „Columbia“ vom 4. zum 6. Juni in einem Flug von 43 Stunden den Nord- 
atlantischen Ozean von New York nach Mitteldeutschland gequert. Bei einer durch- 
schnittlichen Stundengeschwindigkeit von 165 km hat er im ganzen über 7000 km 
zurückgelegt. Eine Notlandung aus Benzinmangel mußte erst bei Eisleben stattfinden. 
Dann flog die „Columbia“ nach abermaliger Landung bei Cottbus nach Berlin, dem 
eigentlichen Ziel, weiter. Auf der Fahrt bis Eisleben war Chamberlin g!/, Stunden 
länger unterwegs als Lindbergh bei seiner Ozeanüberquerung. 


Fast will es scheinen, als ob im Augenblick in den Beziehungen zwischen Amerika 


und Europa durch solche kulturellen Aufgaben das Interesse an der politischen Arbeit, 
an dem Verhältnis der beiden Kontinente zueinander in den Hintergrund gedrängt 
werde, als ob die Erinnerung an nicht allzuweit zurückliegende Vergangenheit völlig 
ausgeschaltet worden sei. Daneben lagern aber nach wie vor die großen Weltprobleme, 
die kaum von den Einzelleistungen irgendwie auf die Dauer tangiert werden können. 
Eine der brennendsten Fragen ist die, ob es in der im Lauf des Juni in Genf be- 
ginnenden Seeabrüstungskonferenz den Vereinigten Staaten gelingt, das Wett- 
rüsten der beiden andern Hauptseemächte einzudämmen. Von einem solchen Erfolge 
wird unweigerlich die Möglichkeit der Durchführung der vereinsstaatlichen Politik 
der nächsten Zeit abhängen. Denn es sind, wie eine Übersicht zeigt, die Vizeadmiral a.D. 
Hollweg auf Grund amerikanischer Ausführungen in der „Deutschen Allgemeinen 
Zeitung“ kürzlich gegeben hat, die Amerikaner mit ihrer Seerüstung gegenüber Eng- 
land und Japan ganz offensichtlich ins Hintertreffen gelangt. Der Vergleich der Kreuzer- 
flotten der drei Mächte ergibt zunächst ein sehr ungünstiges Verhältnis für die Union: 


Kreuzer: England Union Japan 
vorhandene 40 (194 300 t) 10 (75 000 t) 19 (102 000 t) 
im Bau befindliche Ir (110000 t) 2 (20 000 t) 6 (54.200 t) 
bewilligte 3 (28 000 t) 3 (30 000 t) 

54 (332 300 t) 15 (125 000 t) 25 (156 200 t) 
in Aussicht genommen: 9 3 


Ungleich günstiger für die Vereinigten Staaten ist freilich das Verhältnis zwischen 


den Seemächten hinsichtlich der vorhandenen oder im Bau begriftenen Torpedeboots- 
zerstörer: 


W 
j 
E 
A 
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England Union Japan an 
ı8 Führerboote 267 4 Führerboote 
171 Zerstörer (330 000 t) 92 Zerstörer 

(197 ooo t) (113 270 t) 


Dagegen verschiebt sich aber beim Vergleich der Unterseebootflotten das Verhält- 
nis wieder schr zu ungunsten der Vereinigten Staaten: 


U-Kreuzer: England Union Japan 
vorhandene 7 6% ce 6 
bewilligte 9 3 17 
Gesamttonnage 23 566 t 15675 t 32 000 t 
Kleinere U-Boote 
(Nicht Hochsee-U-Boote): 28 50 43 

(25 000 t) (43 822 t) (36 500 t) 
Seeflugzeuge: 
im Dienst 120 212 193 
in Reserve 620 125 236 


Seit Abschluß des Washingtoner Vertrags haben die Vereinigten Staaten, alle Typen 
zusammengenommen, 16, England 37, Japan 116 Schiffe gebaut. Außerdem weisen 
England eine Handelsschifftonnage von 796 000 t mit einer Geschwindigkeit von mehr 
als 18 Sek.-Meter, die Vereinigten Staaten nur eine solche von 175000 t auf. Soll 
das Verhältnis der Washingtoner Konferenz 5:5:3 zwischen den drei Seemächten 
England, Vereinigte Staaten, Japan hergestellt werden, so steht die Abrüstungskon- 
ferenz vor einer äußerst schweren Verhandlungsaufgabe — oder aber den Vereinigten 
Staaten erwächst eine ganz bedeutende Bautätigkeit. Der Vorsitzende des Marineaus- 
schusses des Kongresses, Thomas $. Butler, hat berechnet, daß die Vereinigten Staaten, 
um die Seerüstung Englands zu erreichen, 21 Kreuzer, ı Flugzeug, ı8 U-Hochsee- 
kreuzer und ı7 andere U-Boote bauen müßten. 

In den Beziehungen der Vereinigten Staaten zu Frankreich stellt zur Zeit 
noch das amerikanisch-französische Schuldenproblem eine völlig ungelöste Frage dar. 
Es ist charakteristisch für Amerikas Einstellung, daß der von Briand angebotene 
Freundschaftsvertrag, der den ewigen Frieden zwischen den beiden Nationen sichern 
soll, erst nach der Ratifizierung des Mellon-Berenger-Abkommens ernstlich in Be- 
tracht zu ziehen sei. Allerdings scheint die amerikanische Regierung geneigt zu sein, 
bald in diplomatische Verhandlungen über einen solchen Freundschaftsvertrag ein- 
zutreten. 

Wie vorauszusehen war, ist noch keine vollkommene Befriedung in Nicaragua 
eingetreten. Die Entwaffnung der Revolutionäre ist nicht ganz reibungslos vor sich 
gegangen. Das Lager der amerikanischen Truppen bei Chinandega wurde sogar von 
einer Bande angegriffen. Etwa 2000 Aufständige befanden sich in der zweiten Hälfte 
Mai noch in kleineren Banden zerstreut im Lande. Um so unzweideutiger scheint aber 
der diplomatische Sieg der Union in Nicaragua. Einer Veröffentlichung von „La 
Prensa“ zufolge häben die Vereinigten Staaten mit dem Präsidenten Diaz ein Militär- 
bündnis abgeschlossen, das auf Wunsch der Vereinigten Staaten zu einer Kriegserklä- 
rung gegenüber einer anderen Macht erweitert werden kann. Es wird weiterhin be- 
stimmt, daß Nicaragua eigenmächtig keinen Krieg erklären darf; dagegen steht der 
Union jederzeit das Recht der bewaflneten Intervention zu. Die Gendarmerie tritt 
unter nordamerikanisches Konımando. Ebenso werden nordamerikanische Kontrolleure 


für das Zollwesen und die Staatsfinanzen eingesetzt. Nicaragua erhält eine Anleihe 
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von 20 Mill. Dollar. Die Ratifizierung dieses Vertrags stellte Nicaragua unter die 
Militär- und Finanzhoheit der Vereinigten Staaten, die damit nahezu kampflos ‚eine 
allerdings lange belagerte Position von außerordentlicher Wichtigkeit in Mittel- 
amerika gewonnen hätten. Nicaragua scheint so immer mehr eine Stellung wie 
Panama, Kuba oder Haiti einzunehmen. Es darf wohl kaum mehr zu den politisch 
selbständigen Staaten gezählt werden. Dafür ist seine Abhängigkeit von der Union 
nach den neuesten Bestimmungen zu groß. Im ganzen dürfte damit, wenn man auch 
vor Nachspielen nicht sicher sein kann, der Nicaraguakonflikt beendet sein. Nicara- 
gua bedeutet eine Etappe auf dem Wege der Ausbreitung der vereinsstaatlichen Herr- 
schaft im amerikanischen Mittelmeergebiet. Daß die Union trotz stärksten latein- 
amerikanischen Protestes ihren Machtwillen anscheinend mit aller diplomatischen 
Zähigkeit durchgesetzt hat, ist sehr wesentlich durch das Gegenspiel Mexikos aus- 
gelöst worden. Die Etappe Nicaragua gilt ebensosehr der Festigung des vereinsstaat- 
lichen Einflusses in dem Raum selbst, wie sie eine Kämpferstellung gegenüber Mexiko 
darstellt. Mit den westindischen Inseln, Panama und Nicaragua, haben die Vereinigten 
Staaten einen fast zu dreiviertel geschlossenen Ring um ihren größten Gegner, Mexiko, 
im amerikanischen Mittelmeergebiet herumgelegt. Diese räumliche Einkreisung Mexikos 
läßt die zur Zeit ruhige Haltung der Union gegenüber Mexiko selbst verstehen. Da- 
gegen ist die Haltung der Vereinigten Staaten gegenüber China nicht ganz durchsichtig. 

Es gehört zu den Merkwürdigkeiten eines amerikanischen Wahlkampfes, daß 
vielfach die auswärtige Politik eine äußerst geringe Rolle spielt. Trotzdem die Wahl 
des vereinsstaatlichen Präsidenten erst in anderthalb Jahren erfolgen wird, hat das 
Vorpostengefecht schon begonnen. Dabei geht es aber nicht um die großen brennen- 
den Fragen der Außenpolitik, sondern um das Prohibitionsproblem, um „naß oder 
trocken oder gemäßigt trocken“, und um Parteiführer. Ist das Selbstverständlichkeit 
der amerikanischen Politik, die aus der eigenartigen Sonderstellung des Landes heraus 
ihre Wege sicher zu finden weiß? Ist es instiktive Hinlenkung zur Klärung der inner- 
politischen Verhältnisse, die einer solchen vielfach bedürfen? Oder aber ist es ein 
einfaches Hervordrängen des Reinpersönlichen? Die Antwort wird erst die weitere 
Entwicklung zu geben vermögen. 

Auch andere amerikanische Staaten stehen im Zeichen von Wahlen. Schon vor ge- 
raumer Zeit, im Februar, fanden in Brasilien die Kongreßwahlen, die Neuwahlen 
zur Deputiertenkammer und zum Senat, statt. Die Wahlbeteiligung soll sehr gering 
gewesen sein. Die offizielle Republikanische Partei hat einen mühelosen Sieg gegen- 
über der Opposition erfochten. Wie in der Union so haben auch in Argentinien 
die Vorbereitungen zur Präsidentenwahl begonnen, die im Jahre 1928 erfolgen wird. 
Im Gegensatz zu der in der Außenpolitik außerordentlich ruhigen Haltung Argen- 
tiniens wird darum seine Innenpolitik von dem merkwürdig geschäftigen Leben eines 
erbitterten Wahlkampfes beherrscht. Es handelt sich dabei wiederum nur um den 
Kampf zweier Richtungen und zwar — ein und derselben Partei, nämlich der Radi- 
kalen Bürgerpartei, der Union Civica Radical. Sie hat sich im Jahre 1890 unter Zu- 
sammenschluß des freiheitlichen Bürgertums zur Bekämpfung der persönlichen Herr- 
schaft einzelner Führer gebildet. Im Weltkrieg kam die Partei 1916 mit Hipolito 
Irigoyen zur Regierung. Es ist das Verdienst Irigoyens, Argentinien dem Krieg fern- 
gehalten zu haben. Dagegen ist aber seine Regierung als eine Periode finanzieller 
Mißwirtschaft zu betrachten. Die Wahl eines mehr neutralen, dem Parteigetriebe 
fernerstehenden Nachfolgers, Dr. Marcelo T. de Alvears, des jetzigen Präsidenten, hat 
sofort zur Absage an die irigoyenistischen, recht persönlichen Regierungsmethoden 


a as NEE 
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_ und damit bald zum Bruche mit Irigoyen und seinem nächsten Parteianhang ge- 
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führt. Das bedeutete aber die Spaltung innerhalb der Radikalen Partei in die Gruppe 
der Personalisten, den irigoyenistischen Flügel der Radikalen, die Freunde des per- 
„sonalistischen Regiments, und in die Antipersonalisten, den alvearistischen Flügel, 
‚die Feinde des persönlichen Systems. Um den Sieg einer dieser Richtungen geht es. 
Auch hier wird also der Kampf ganz von der Innenpolitik, z. T. sogar von stark per- 
‚ sönlichen Motiven beherrscht. Eine schon einige Zeit zurückliegende Nachricht 
spricht von einem Wahlbündnis zwischen den Antipersonalisten und Konservativen, 


- den traditionellen Gegnern der Radikalen. Die Verhandlungen waren bis vor kurzer 


Zeit noch nicht zum Abschluß gekommen. Die Sozialisten, eine weitere Partei, die 


- ihre Anhänger unter den Arbeitern haben, sind faktisch Gegner der Radikalen, be- 


F 


sonders der Antipersonalisten. Sie dürften keine irgendwie bedeutende Rolle im Wahl- 
kampf spielen. Durch die Wirtschaftspolitik des Staates geht eine schutzzöllnerische 
Bewegung,.die für die Einführung von Differentialzöllen eintritt, und zwar sollen 
‘die Produkte der Länder mit einem Zuschlagszoll belegt werden, die die Einfuhr 
argentinischer Erzeugnisse mit hohen Einfuhrzöllen belegen. Hervorgerufen wurde 
diese Bewegung durch die Maßnahme der Vereinigten Staaten, die Gefrierfleisch, Trau- 

ben und Kleesamen aus Argentinien mit hohen Zöllen bedenken. Sie wendet sich 
aber auch gegen die Beschränkung der Gefrierfleischeinfuhr und die erhöhten Weizen- 
zölle, die Deutschland festgesetzt hat. 

Mit der Wahl des Obersten Ibanez zum Präsidenten von Chile hat die chilenische 
Militärpartei den Sieg errungen. Die Wahlbeteiligung betrug etwa 80°/,. Ibanez 
wurde mit 96°/, aller abgegebenen Stimmen gewählt. Das zeigt klar, daß er der 
Kandidat des Volkes ist. Wir haben auf die politischen Folgen dieser Wahl schon in 
einem früheren Heft aufmerksam gemacht. In Ecuador ist ein von Anhängern der 
konservativen Partei geplanter revolutionärer Putsch, eine Revolte einiger Regimenter, 
durch die Regierung unterdrückt worden. 

Die Haussuchungen im Arcosgebäude haben kommunistische Fäden aufgedeckt, 
die nach Gesamtamerika hin laufen. Darauf sind Verhaftungen in Argentinien, 
Brasilien und Kanada erfolgt. In diesem Zusammenhang hat auch Kanada sein Handels- 
abkommen mit Rußland gekündigt. 
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GEOPOLITISCHE STATISTIK DES „WIRTSCHAFTSDIENST“ 
(HAMBURG) 


Das Material stellte freundlicherweise die Staatliche Pressestelle, Hamburg, zur Verfügung 


WARENEINFUHR ZUR SEE ın HamBuRG, ROTTERDAM UND ANTWERPEN IN DEN JAHREN 1910/1913, 
1920/1926, MıT ÜNTERSCHEIDUNG DER WICHTIGSTEN MASSENGÜTER 


N 
* 
4 
5 
\ 


Einfuhr aurunier ! Manstgiie ährigs 
ae, | Be [oeise] ne |Selsttn Meer [Mente| mmmen | Ware 
Hamburg: Mengenin ıoo0t 
1910 15.078 | 304|2370| 430 | 4282 | 465 | 531 8382 | 6696 
ıgrı 15 717 372 |284ı | 55ı | 3786 473 | 488 8511 7 206 
1912 16 648 479 \265ı | 577 3 974 5211 570 8 762 7 886 
1913 16 548 486 12623 | 526 | 4241 54ı | 417 8 834 7714 
1920 3 907 352 | 788 | 361 120 326 | 116 2 063 1844 
1921 7502 188 | 2679 | 939 608 305 | 170 4 889 2613 
1922 10 972 290 |2056| 174 | 3026 657 | 370 6 573 4.399 
1923 14 158 293 | ı 702 | 180 6 072 511 441 9 199 4959 
1924 12 984 301 |ı757| 269 | 3997 651 | 348 7323 5 661 
1925 12 429 278 | 1890 | 413 | 2455 905 | 380 6 321 6 108 
1926*) 11 041 393 | 2020 | 270 1048 741 | 330 4 802 6.239 
Rotterdam: t brutto 
igto 17107 |6237|4071|1509| 1448 256 | 350 13 871 3 236 
1911 17898 16462 | 4098 | ı 693 | 1360 331 433 14. 179 3719 
1912 19444 |8018)3948|1634| 1479 321 351 15 751 3693 
1913 20984 !8617|4832 | ı 418) 1553 299.1..335 16 750 4234 
1920 7349 932 | 1037 | 233 | .2707 378 | 280 5 567 1 782 
1921 10681 |2412 |33ı3| 176| 2154 434 | 133 8 622 2.059 
1922 14560 |4924 |2523| 254| 4348 533 | 119 12 701 1 859 
1923 12.381. 117793129389) aba | b.ryı 441 127 10 063 2218 
1924 14825 |5106 3300 | 487| 1760 669 | 151 11473 3398 
1925 17045 |7766 | 2917 | ı 008 831 698 | 257 13 477 3 568 
1926 15409 |6131|3528 | 843 348 857 | 381 12 088 33aı 
Antwerpen: 
1910 9 265 394 | 3072| 636 731 199 | 188 5 220 7045 
ıg11 10 196 481 13536 | 633 873 186 | 207 5916 4 280 
1912 10 080 50313517 | 657 808 522 | 222 6.229 3851 
1913 10 210 57913139 | 7ı7 941 497 | 256 6 129 4oßı 
1920 8589 |1058) 2017| 4go| 1688 566 | 403 6 222 2 367 
1921 6 044 874 12317 | 35a 416 289 | 106 4 354 ı 690 
1922**) 6 610 826 | 2 036 575| 7374 261 140 5.272 I 398 
1923 11060 |1390)2649| 5g7| 3553 457 | 246 8 892 2 168 
1924°*) 9 661 1264| 2 84I 681 1846 467 313 7 412 2 249 
1928 Material liegt noch nicht vor. 
1926 


*) Vorläufige Ziffer. **) 1922 wurde der Zollvertrag zwischen Belgien und Luxemburg abge- 
schlossen. Für die einzelnen Warengruppen liegen nur die Ziffern der Einfuhr während der Monate 
Mai-Dezember vor. Die Gesamteinfuhr betrug 9168000 t. EN 1924 liegen für die vorstehenden 
Warengruppen nur die Ziffern für den Zeitraum vom r. Januar bis 9. November vor. Für den Rest des 
Jahres sind die Ziffern nur für die Hauptgruppen nachgewiesen. Die Gesamteinfuhr betrug 11306000 t. 


EINFUHR ZUR SEE 2988 


Eınruar zur See ın Hamsurg, Rotterdam uno Bremen 


. 

} S 
= - u - o° bee = En 5 
. SS o 58 ° oo: 
7 esls:l2& 185 
S [} Q & = ss ° 3 

3 
“a5 + 5 [2 & + 5 
_ 

z 5 3 167 15 078 9265 

e & 3 958 15 717 10 196 

. & 4132 16 648 10 080 

x H 4 368 16 548 To 210 
u e 3.907 8.589 
” & *) 7502 6044 
1 3.099 10 972 9168 
Et 4328 14 158 11 060 
g 2755 12 984 11 306 
& 2 828 12 429 
& 11 041 **) 


*) Nicht nachgewiesen. 
**) Vorläufige Zahl. 


1) 1403 1177 

£ ein 242 1169 1013 

vimzzar Par = 156 1109 975 
> zserkrien 7 . K: 237 1352 1219 
EI > N 203 1346 1073 
A ae we 207 1431 1.300 

ö 5 230 160 1.050 

246 2.028 1.050 

233 1338 1065 

247 1490 973 

275 1842 1104 

263 1142 1108 

251 1146 805 

159 1318 839 

169 1055 810 

188 1144 912 

153 1307 954 

187 1221 905 

217 1346 905 

221 1357 986 

184 1300 806 

187 1242 890 

259 1267 958 

348 1457 1031 

309 1402 1049 

288 1 737 1092 

809 1738 1186 

1 371 


Für die Darstellung der Monatszahlen ist ein um das 12 fache vergrößerter Maßstab gewählt worden, um eine un- 
mittelbare Vergleichung der Eintragungen zu ermöglichen. 
*) Jahresziffern von 1925 und 1926 noch nicht veröffentlicht. — Monatsziffern liegen nicht vor. 


584 GEOPOLITISCHE BERICHTERSTATTUNGEN HEFT 7 


WARENAUSFUHR ZUR Ser ın HampuRg, ROTTERDAM UND ANTWERPEN IN DEN JAHREN 1910/1913, 
1920/1926, MIT ÜNTERSCHEIDUNG DER WICHTIGSTEN MASSENGÜTER 
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Mengen in 1000 t 


Hamburg: 
1910 o 1541552 |107|143| 37| 29| 274|ı87| 964| 166 | 126 |270| 3009 |4035 
en 156 a 669 23 162| 42| 26| 2781 ıg0| 923| 174 | 128 |326| 3181 |4388 
1912 8109| 195|789|109| 195| 45| 31| 275|205| 1022| 193 | 160 |450 | 3669 |4440 
1913 8909| 229|874| 80|206| 45| 39| 296|215| 1008| ı89 | 168 |497 | 3846 |5063 
1920 1891 7\ 59| 25) 43| 29| 22| 104| 5| 237 2| 40 | 46| 6ıg| 1272 
1921 3599 371530| 20) 69] 32) ı2| ı47| 3ı| ı97| 4ı | 54 |216| 1386| 2213 
1922 5615 12/629} 37!216| g0| 20| ı95| 69| 467| 51 | 98 |aı3| 20973518 
1923 6774 10/669) 20 1315| . | a8ıl.. | 546| 106 | 36 j244| 2227 1.4547 
1924 6545 13/593) 39|330| 76| 24| ı89| 96| 570| 94 | 139 |254| 2417 |4138 
1925 6962 5\725| 37|182| 84| ı8| 212] 78| 706| 94 | 145 |343| 2629| 4333 
1926 10636 | 2589|658| 29|177|103| 8:| 545| 95| 779| 100 | 168 |297 | 5621 )5015 


Rotterdam: en 


1910 4814| 2344| 14 27\|168| 22] 505 153 146 9 | 123] 3512| 1302 
19T 5578| 2998| ı7 7 |ı03| 4192| 1386 
1912 6003| 3086| 28 1535 
1913 7161| 3867 | 20 46|ı70| ı6| 594 359 123 | ı1 |133| 5342| 1819 
1920 4564| 2855| 72 13...49.| 29.|.231 214 324 3| 3504 | 1060 
1921 6259| 4117| 152 ı3| 45/155| 403 57 140 | 83 | 32| 5198| 1061 
1922 4938: 29491 .69 |... |“: 872415383 92 167 | 131 | 28| 3865| 1073 
1923 3396| 979| 80) .| 25J105| ı3| 450 41 178 | or | 1ı3| 1985| ı4ı1 
1924 10135| 6464 |ı59| 2| agjıı5| ı1) 993 112 186 | ı20 | 56| 8247| 1888 
1925 1ı1857| 8010| 97| .| ı9| ı6| 10/1080 207 93 | 89 | 34) 9655| 2202 
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1926 21902|17504| 65| .| ı6| ıı) 211437 164 138 | 154 | 49 |19559 | 2343 
Antwerpen: 

19r0 6952| 93a] 35| .| 141327] 39| 387] 462 46 | 38 |503| 2783| 4169 
ıg11 7233| 5978| a2. .2601300) a2 Aıhln 455 49 | 56 1554| 2928| 4295 
1912 8076| ı4o2| 75] .| 21|358| 25| 390] 68a 50 | 55 1654| 3712 | 4364 
1913 8661| 1241| 90| .| 36|475| 34| 537| 556 50 | 43 1644| 3706| 4955 
1020 4479| 1120| 48| .| 341534| 31] 218 102 25 | ı5 |137| 2254 a225 
1921 5635| 1717/105| -. | 12\317| 23| 797] 107 18 | 25 |217| 3339 | 2296 
1922*) 3740 488| 62 E 6|267| 35| 360 Ioo I2 29 |24I| I600| 2140 
1923 6900| 8roJjıı8 .| 28/462| 43) 63ı| 287 22 | 64 |469| 2934 | 3966 
1924) | 8673| 2505| 46| .| 12|424| 47| 998) 256 20| 98 |509| 3905| 4768 
1925 | Material Ii h nich 

1926 erial liegt noch nicht vor. 


*) 2922 wurde der Zollvertrag zwischen Belgien und Luxemburg abgeschlossen. Für die einzelnen 


Warengruppen liegen nur die Ziffern ‚für die Monate Mai—Dezember vor. Die Gesamtausfuhr betrug 
5208 gort. 


x) 1924 wurde im November ein neues, vollständig u mgearbeitetes W arenverzeichnis herausgegeben. 
Die Nachweisung der einzelnen Warenarten wurde daher für den Rest des Jahres nicht mehr gegeben. 
Die Gesamtausfuhr beträgt Io 049 835 t. 
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667 


Für die Darstellung der Monatszahlen ist ein um das ı2 fache vergrößerter Maßstab gewählt worden, um eine un- 


mittelbare Vergleichung zu ermöglichen. 
*) Jahresziffern von 1925 und 1926 noch nicht veröffentlicht. — Monatsziffern liegen nicht vor. 
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KapıTän 2. SEE GADow: 
DIE ERGEBNISSE DER ABRÜSTUNGS-VORKONFERENZ 


I. 


In einem vorausgegangenen Bericht*) waren die Studienergebnisse der militä- 
rischen und der gemischten Unterkommissionen der „Vorbereitenden Abrüstungs- 
kommission“ in Genf behandelt worden. Die Tagungen dieser großen Unterkom- 
missionen waren Ende 1926 beendigt und wurden nur noch durch diejenigen 
zweier Spezialkommissionen ergänzt, nämlich einer solchen von Sachverständigen 
für Zivilluftfahrt, in Brüssel im Februar 1927 und von Sachverständigen für 
Militärbudgets, in Paris und Genf, Anfang März. Mit Abschluß dieser Vorunter- 
suchungen technischer Art war das Material vollständig, welches der politischen 
Hauptkommission als Unterlage für einen internationalen Vertragsentwurf zur 
Herbeiführung einer allgemeinen Abrüstung zu dienen hatte. Die Hauptkom- 
mission wurde daher zum 21. März 1927 nach Genf einberufen. Zuvor wurde 
jedoch noch versucht, einen nebenhergehenden Vertragsentwurf „zur Kontrolle 
der privaten Fabrikation von Waffen und Munition“ zustande zu bringen. Dieser 
Vertrag ist als Fortsetzung der bereits 1925 abgeschlossenen „Konvention über 
den Waffenhandel“ gedacht, der seit dem Tage seines Abschlusses, nur von drei 
Staaten — darunter Frankreich — ratifiziert, ein wenig beachtetes Dasein geführt 
hatte. Der systematische Zusammenhang zwischen den drei Begriffen Waffen- 
handel, Waffenfabrikation und Abrüstung liegt zutage. Ihre Rolle als Gegenstand 
wichtiger politischer Verhandlungen geht zurück auf die allgemeine Vorstellung, 
welche den Kreisen um Wilson entsprang, daß die Mengen und Arten der in der 
Welt vorhandenen materiellen Rüstungen zuerst beschränkt werden müßten, 
um dem Gedanken des dauernden Weltfriedens näherzukommen. Zweifellos ist 
der ganze Gedanke schief, wenn er überhaupt aufrichtig ist. Die Rüstungen sind 
selbstverständlich nur die Symptome vorhandener Gegensätze, die aus vielen Dingen 
entspringen, um nur die Wirtschafts- und Machtrivalität, die Raumnot und das 
physische Auf- und Absteigen der Völker zu nennen. Solche Begriffe liegen aber 
noch zu tief, um in Konferenzen von Staatsvertretern erörtert zu werden. Ihre 
freie Behandlung wird vorläufig nur der unabhängigen Literatur und Wissen- 


*) Vgl. Geopolitik, Dezember 1926. 
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schaft, allenfalls auch Männern der praktischen Wirtschaft möglich sein (Welt- 
wirtschaftskonferenz!), nicht aber politischen und militärischen Delegierten. Mit 
einem gewissen Recht hat sich daher die praktische Erörterung zunächst den 
realen Rüstungen zugewandt, weil in diesen, dort, wo das machtpolitische Gleich- 
gewicht fehlt, immerhin der praktische Anreiz zu Friedensstörungen erblickt 
werden kann. 

Um den ersten Gegenstand der diesjährigen Verhandlungen vorwegzunehmen, 
so lag der Kommission ein Vertragsentwurf für die Kontrolle der privaten 
Waffen- und Munitionsfabrikation vor. Gegen diese enge Fassung des Themas 
hatten sich bereits Belgien, Amerika u. a. erklärt und die Forderung erhoben, 
daß auch die Herstellung in den Staatsanlagen Gegenstand der öffentlichen Kon- 
trolle sein müsse. Deutschland konnte dieser Auffassung nur zustimmen, und zwar 
aus dem besonderen Grunde, daß uns durch den Friedensvertrag jegliche staat- 
liche Rüstungsfabrikation mit Ausnahme der Kriegsschiffe verwehrt ist. Eine Kon- 
trolle der jährlich hergestellten Mengen und Arten würde also nur auf eine wirt- 
schaftliche Bespitzelung unserer durch Jagd- und Handwaffen, sowie Sprengstoffe 
und Pulver immer noch an dritter Stelle stehenden Privatindustrie hinauslaufen, 
während die Masse der in den Staatsbetrieben der Mächte hergestellten eigent- 
lichen Kriegsmittel unbekannt geblieben wäre. Andere in ähnlicher Lage befind- 
liche Länder (wie Belgien) und wieder solche, die keinerlei eigene Rüstungs- 
industrie besitzen, hatten sich hierin zur Opposition zusammengefunden. Zum 
Erfolg hat diese Opposition gegen den Widerstand der großen Rüstungsmächte 
einstweilen nicht geführt; die Staatsproduktion bleibt unkontrolliert, so daß das 
Vorhaben als im Sinne des Friedensgedanken einstweilen als gescheitert anzu- 
sehen ist. Aus den sonstigen Bestimmungen des Vertragsentwurfs in seiner durch- 
beratenen Gestalt ist zu erwähnen: Art. ı. Die Waffen und Rüstungen sind in 
5 Kategorien eingeteilt, jedoch die 5. Kategorie „Pulver und Sprengstoffe“ von 
der internationalen Kontrolle wieder befreit (Art. 7) gemäß deutschem Verlangen. 
Nach Art. 3 hat jede Waffenfabrikation der staatlichen Lizenzerteilung zu unter- 
liegen, diese Lizenzen sind (Art. 4) nach Art und Umfang und Sitz der Fabri- 
kation zu veröffentlichen, ferner ist (Art. 5) halbjährlich ein statistischer Nach- 
weis der gefertigten Mengen bekanntzugeben. Für den Bau von Kriegsschiffen 
auf Privatwerften werden (Art. 6) die zu veröffentlichenden Angaben festgesetzt, 
wie im Vertrage von Washington, nämlich Kontraktabschluß, Stapellegung, De- 
placement, Länge, Breite und Tiefgang (also ohne die militärischen Einzelhei- 
ten), ferner werden Bestimmungen für Außerkrafttreten des Vertrages im Kriegs- 
falle (Art.9) und auf einjährige Kündigung (Art. 12) festgesetzt. In Art. 10 ist 
nicht vergessen, an die weiterhin bindenden Bestimmungen der mitteleuropäischen 
Friedensverträge zu erinnern, ferner wird die Möglichkeit einer Revision drei 
Jahre nach der Ratifikation und die Niederlegung der Urkunden bei der franzö- 
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sischen Regierung vorgesehen, um den nicht zum Völkerbund gehörenden 
Mächten die Teilnahme zu erleichtern, auch ein Zeichen der nicht zu leugnenden | 
politischen Führerstellung Frankreichs, der sich selbst die größten anderen Mächte 
nicht versagen können. 

In diesem Zustand geht der Entwurf an den Völkerbundsrat. 


2er 


Nach Betrachtung dieses Vorspiels, das übrigens für 4 Wochen durch die 
wichtigeren Verhandlungen der Hauptkommission unterbrochen und erst nach 
ihnen abgeschlossen wurde, wenden wir uns den Hauptverhandlungen über die 
Abrüstung zu. 

Zu Beginn der Tagung saßen sich die politischen Delegierten, jeweils verstärkt 
durch ein stattliches Aufgebot von Offizieren der drei Hauptwaffen, einigermaßen 
verlegen gegenüber. Die Masse des von den Unterkommissionen gesammelten 
Materials zu den Rüstungsfragen bedrückte die Gemüter, und man kam aus den 
allgemeinen Redensarten und Komplimenten über die umfassenden, ja „enzy- 
klopädischen“ Vorarbeiten nicht eher heraus, als bis England einen fertigen 
Abrüstungsvertragsentwurf niederlegte. Dieser Schritt bewog Frankreich zur 
schleunigen, angeblich „improvisierten“, aber dafür sehr eingehenden und durch- 
dachten Nachahmung, und so sah die Konferenz sich alsbald zwei Entwürfen 
gegenüber, die in getreuer Weise die abweichenden macht- und militärpolitischen 
Auffassungen der beiden führenden Mächte wiederholten, wie sie in den sechs- 
monatigen Verhandlungen der Unterkommissionen bereits hervorgetreten waren. 
Der englische Entwurf war nur ı!/, Seiten lang und hatte 5 Artikel. Er kam 
bezgl. der Seerüstungen unbekümmert auf seine alten Grundsätze zurück: Be- 
schränkung nach Schiffskategorien, Maximalwerte für Einzeltonnage, Geschütze 
und Torpedorohre. Das Personal fehlte. Bei den Landrüstungen war das Material 
nicht erwähnt, bei den Luftrüstungen wurde versucht, nur die Heimatstreitkräfte 
der ı. Kampflinie der Beschränkung auszusetzen, und für das Inkrafttreten wurde 
die Ratifizierung durch die 6 Großmächte (einschl. Deutschlands) zur Bedingung 
gemacht. Ein Hinweis auf die Friedensverträge fehlte. Der französische Entwurf 
dagegen umfaßte 29 Artikel auf 61/, Seiten, dazu 3 Seiten Tabellen für die zahlen- 
mäßigen Beschränkungen. Seine sonstigen Kennzeichen waren: Die Nichterwäh- 
nung der ausgebildeten Reserven an Personal und Material, Beschränkung der 
gesetzlichen Dienstzeit, die Festsetzung der Luftstreitkräfte, in Beziehung gesetzt 
zur Entwicklung der Zivilluftfahrt, die Beschränkung der Flotten nach Gesamt- 
tonnage, nicht nach Kategorien, die Beschränkung der Wehrmachtbudgets nach 
einem in der eingangs erwähnten Spezialkommission aufgestellten internationalen 
Schema, die Einrichtung einer „Ständigen Abrüstungskommission“ in Genf, mit 
Befugnissen zur Sammlung von Material, Entgegennahme von Rüstungsbeschwer- 
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; FR und Veranstaltung von Untersuchungen an Ort und Stelle, sowie schließ- 


- lich der Hinweis auf die voraufgegangenen bindenden Friedensverträge. Weitere 


_ 
ee 


- Entwürfe lagen nicht vor. 
- In den nun folgenden Verhandlungen wiederholten sich wie gesagt die aus den 


_ Unterkommissionen bereits hinreichend bekannten Gegensätze und Argumente, teil- 
_ weise verschärft durch das höhere politische Gewicht der Delegierten und das Näher- 


kommen wichtiger Entscheidungen, jedoch auch beeinflußt durch die Empfindung 


eines gewissen Zwanges, daß dieses Mal ein halbwegs greifbares Resultat den 
z Beratungen entspringen müsse. Der Kreis der handelnden Personen verengte sich 


hierbei einigermaßen; es traten neben den Vertretern der Großmächte nament- 
lieb noch Schweden, Holland und Belgien führend und fördernd hervor. Über 
die einzelnen Stadien der Aussprache sei hinweggegangen und alsbald das Ergeb- 


' nis betrachtet, wie es in Gestalt eines Vertragsentwurfs „in erster Lesung“ zum 


25. April 1927 fertiggestellt wurde. Der belgische Berichterstatter wies darauf 


- hin, daß eine Einigung in allen Punkten nicht erreicht, jedoch eine gewisse Flur- 


bereinigung erfolgt sei. Die von der Mehrheit abweichenden Auffassungen sind 
nämlich sämtlich in dem Entwurf kenntlich gemacht. 

Die Einleitung (franz. Herkunft) kommt zurück auf die Beziehungen zwischen 
der allgemeinen Sicherheit und einer Beschränkung der Rüstungen, erwähnt das 


‚, Scheitern des Sicherheitspaktes von 1919 und des Genfer Protokolls (Mc Donald- 


Herriot) und spricht von einer ersten Etappe auf dem Wege der Abrüstung. 
Die englische Einleitung bezieht sich auf die Verminderung der Angriffsmöglich- 
keiten durch die Abrüstung und die schweren wirtschaftlichen Lasten durch die 
Rüstungen. Der deutsche Entwurf verweist auf den Art.8 des Völkerbundver- 
trages, der die allgemeine Abrüstung und Vorgang der Mittelmächte vorschreibt. 
Allgemein wird gesagt, daß die erste Lesung anderen Entschlüssen nicht vor- 
greifen soll. 

Der Vertragstext ist dann in 5 Kapitel eingeteilt, nämlich Einschränkungsbe- 
stimmungen für I. Personal, II. Material, III. Ausgaben, IV. Chemischen Krieg und 
dann V. Ausführungsbestimmungen. Alles sind einstweilen nur Rahmenbestim- 
mungen ohne Zifferninhalt. 

Unter Kapitel I wird ausgesprochen, daß das aktive Militärpersonal sowie das- 
jenige der „militärisch organisierten, ausgebildeten und ausgerüsteten Verbände“ 
zahlenmäßig begrenzt werden soll, und zwar getrennt nach Mutterland und Kolo- 
nien. — Die italienischen Einwände gegen solche Trennung haben dazu geführt, 
auch das Maximum der im Mutterland zulässigen Heimat- und Kolonialtruppen 
festzulegen. Für das Marinepersonal wird gleichfalls die Höchstzahl begrenzt, was 
Amerika von dem Zustandekommen eines Abkommens über die Schiffe abhängig 
macht. England hat sich gefügt. Die Zahl der Berufssoldaten (Offiziere, Unter- 
offiziere und Kapitulanten) in den Heeren mit Dienstpflicht soll begrenzt werden. 
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Dann werden die „militärisch organisierten Verbände“ definiert als solche, die auch 
militärisch ausgebildet und ausgerüstet sind, die Berechnungsweise der Kopf- 
stärken erläutert und die Innehaltung der gesetzlich festgelegten Dienstzeit für 
jeden Staat vorgeschrieben. Deutschland erhebt gegen das ganze Kapitel grund- 
sätzlichen Einwand, da die ausgebildeten Reserven nicht genannt sind, England 
macht hierzu einen abgeschwächten Vorbehalt und Amerika einen solchen bezgl. 
der Polizei. = 

Beim II. Kapitel (Material) fehlt das gelagerte Kriegsmaterial, wogegen Amerika 
und Deutschland Einspruch erheben; Japan und Italien beanstanden die Material- 
begrenzung überhaupt. Der Vertrag sieht nur eine Begrenzung der Ausgaben für 
Beschaffung und Anfertigung von Kriegsmaterial vor, was offensichtlich ım Inter- 
esse der wohlausgerüsteten Staaten liegen muß. Deutschand verlangt die ausdrück- 
liche und wirksame Beschränkung des Materials im einzelnen nach 7 Gruppen, 
von den Handwaffen bis zum Panzerwagen. Die Seerüstungen sollen gegen den 
englischen Einspruch nach Gesamttonnage festgestellt werden, die entgegenkom- 
menderweise in 4 Schiffsklassen (Linienschiffe, Flugzeugträger, Schiffe unter 
10000 t und Unterseefahrzeuge) eingeteilt wird, jedoch soll jedem Staat auf ein- 
jährige Voranzeige hin eine Umstellung in den 4 Klassen (z.B. von Linienschiffen 
auf Kreuzer und U-Boote!) gestattet sein. In der Luft wird die Höchstzahl und 
Gesamtmotorstärke der im Dienst befindlichen militärischen Flugzeuge sowie 
Gasinhalt und Motorstärke der Luftschiffe vorgeschlagen, unter Beziehung auf 
den gegenwärtigen Stand der Zivilluftfahrt. Deutschland verlangt die Einbeziehung 
des Reservematerials, England und Frankreich machen einen Vorbehalt im Inter- 
esse einer Unterscheidung swischen Luftstreitkräften in der Heimat und in Über- 
see. Deutschland protestiert weiter gegen jede Bezugnahme auf die Zivilluftfahrt. 
Ferner wird im Text zur Erwägung gestellt, zwischen Militär- und Zivilluftfahrt 
eine reinliche organisatorische und personelle Scheidung vorzusehen, von militä- 
rischen Bauvorschriften für Zivilfllugzeuge und Subventionen für vorwiegend mili- 
tärische Luftlinien abzusehen und die internationale Verständigung zwischen den 
Luftfahrtgesellschaften zu fördern. Die Militärbudgets (Kap. IH) sollen zahlen- 
mäßig begrenzt und die jährlichen Etatsabrechnungen veröffentlicht werden, 
beides nach gemeinsamem Schema, wogegen sich England, Italien, Japan, Amerika 
und Deutschland erklären, da eine solche Begrenzung auf einen Vergleich hinaus- 
kommt, der angesichts der großen Verschiedenheiten in Rohstoffbesitz, Industrie- 
verhältnissen, Löhnen, Kaufkraft und anderem nicht zulässig ist. Der Chemische 
Krieg (Kap. IV) wird ebenso wie der bakteriologische verboten und Beschaffung, 
Fabrikation und Handel mit den betr. Substanzen untersagt. 

Die Ausführungsbestimmungen endlich (Kap. V) sehen die beim französischen 
Entwurf bereits erwähnte Errichtung einer Ständigen Kommission vor (gegen 
deren Funktionen die Vereinigten Staaten sich endgültig und grundsätzlich er- 
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_ klären), welche genaue statistische Nachweise aller der Beschränkung unter- 

_ worfenen Rüstungswerte sammeln soll, einschl. der Kriegsschiffbauten und Jähr- 
lichen Ausgaben, die „Fortschritte der Abrüstung“ studieren, jährlich darüber 

berichten und Verfehblungen feststellen soll. — England will hierzu Handlungs- 
freiheit für alle Staaten „im Falle eines Krieges, eines Aufstandes, und mit Ein- 
verständnis des Völkerbundrats“. — Ferner wird das Verfahren bei Rüstungs- 
beschwerden eines Staates gegen einen anderen, und für die Vornahme von Unter- 
suchungen an Ort und Stelle (nur franz. Vorschlag) sowie die Einzelheiten für 
die Ratifizierung geregelt. Für die östlichen an Rußland grenzenden Staaten wird 
das Bestehen „besonderer Umstände“ anerkannt, die Kündigungsfrist des Vertrages 
auf 2 Jahre festgesetzt und die Revisionsmöglichkeit erläutert. — Das ganze letzte 
Kapitel wimmelt von Gegenerklärungen und -vorschlägen. 


3. 


Eine Kritik dieses Vertragswerkes im ganzen wäre vielleicht verfrüht. Der 
deutsche Standpunkt ist bereits bei den einzelnen Positionen zur Geltung gekom- 
men. Programmatisch ist der weitere Verlauf so gedacht, daß etwa im November 
d.J. zu einer zweiten Lesung geschritten werden soll, wobei dann eine weitere 
Annäherung der Ansichten erhofft wird. Inzwischen wird im Juni die von den 
- Vereinigten Staaten einberufene Konferenz der drei Seemächte stattfinden, von 

der aber entgegen der amerikanischen Absicht eine stärkere Einwirkung auf den 
Stand der vorstehend geschilderten Gegensätze kaum zu erwarten ist. Die Ver- 
einigten Staaten hatten mit ihrer Einladung beabsichtigt, durch die Fortführung 
der Abrüstung zur See einen Druck auf die kontinentalen, von Frankreich ge- 
führten Mächte ausüben zu können und dadurch die Abrüstung zu Lande zu 
beschleunigen. Hieraus wird voraussichtlich nicht viel werden, da Frankreich sich 
immermehr von Rücksichten dieser Art freizumachen verstanden hat und Amerikas 
Bemühungen mit Gleichgültigkeit betrachtet. Vielmehr könnte der Leidtragende 
bei der kommenden Seekonferenz nur England sein, gegen dessen Flotte, nament- 
lich die Bestände an Kreuzern, sich Amerikas Bestrebungen zu richten scheinen. 

Als englischer Gegenzug ist daher wohl der bekannt gewordene Plan zu werten, 

auf dieser Konferenz mit ganz neuen Vorschlägen hervorzutreten, wie Herab- 
setzung der Linienschifte auf 20000 t (bisher 35000 t nach dem Washington- 
Vertrag) und der Kreuzer auf 6000 t (bisher 10.000 t). Möglicherweise wird aber 
England auch mit Hinweis auf die unvollkommen geförderte europäische Land- 
und Luftabrüstung weitere Angriffe gegen seine Seemacht abwehren können. 

Was jedenfalls Europa angeht, so ist die Lage unverändert die geblieben, daß 

der Vertragsentwurf in allen wesentlichen Punkten den Stempel der französischen 

Machtpolitik trägt. Die englisch-französischen Verhandlungskämpfe haben ledig- 

lich der Machtabgrenzung zwischen beiden Mächten dienen können und sind 


. 
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sozusagen in der Stellung erstarrt oder versandelt, wobei England eher als der 
abgewiesene Angreifer erscheint. Wie bereits im Vorjahre zu erkennen war und 
hier festgestellt wurde, ist es Frankreich gelungen, gestützt auf seine immer noch 
wirksamen Bündnisse, den Plan der „Abrüstung“ so zu gestalten, daß er sich mit 
den im neuen französischen Wehrgesetz vorgesehenen militär-politischen Reformen 
genau deckt und diese damit zum Modell der Abrüstung stempelt, und das in 
einem Moment, wo das Land seine Bevölkerung bis zum letzten Schulkind für 
den Krieg militarisiert und sich für Milliarden eine chinesische Mauer von der 
Maas bis zur Schweiz erbaut. Tatsächlich ist der ursprüngliche Begriff der 
Abrüstung (desarmement) in den Händen der Genfer Delegationen erst zu 
einer Herabsetzung (reduction) und dann zu einer Begrenzung (limitation), d.h. 
einfachen Festsetzung der gegenwärtigen militärischen Machtverhältnisse ver- 
wässert worden, ja gelegentlich, wie oben gezeigt, zur einfachen Anzeigepflicht 
(publicite) herabgesunken. Der Gedanke des Art. 8 der Völkerbundsatzung und 
der Einleitung zu Teil V des Friedensvertrages, der die deutsche Entwaffnung als 
Vorgang zur allgemeinen behandelt, stirbt dabei eines berechneten Todes. Dabei 
soll nicht verkannt werden, daß in einzelnen Teilen des Entwurfes Positives zur 
Abrüstung beigetragen wird, nur mit dem Vorbehalt, daß es ohne Ausnahme den 
in der Macht befindlichen Parteien zum ausschließlichen Vorteil gereicht. — 
Hiernach ist schwer zu ersehen, mit welcher Begründung die von dem franzö- 
sischen lückenlosen Erfolge berührten Staaten einem solchen politischen Macht- 
instrument ihre Zustimmung geben sollen. 


Erem£r Hanrtos: 


PANEUROPÄISCHE VERKEHRSPROBLEME 


Unter allen Kräften, die zu einer Expansion über das Gebiet der nationalen 
Volkswirtschaften hinausdrängen, steht die Kraft, internationale Verkehrsbeziehun- 
gen anzuknüpfen, an erster Stelle. Der Verkehr besitzt eine mächtige Stoßkraft, 
die mit unwiderstehlicher Gewalt alle Hemmnisse und Hindernisse, die Kleinmut 
und Eigenwille ihm entgegenstellen, beiseite zu schieben pflegt, um sich sieg- 
reich freie Bahn zu brechen. Der Verkehr verspricht deshalb den europäischen 
Völkern am allermeisten eine neue Zeit, weil er Hand in Hand mit der Technik 
sich entwickelt und daher die größte Zukunft hat. Während auf allen anderen 
Gebieten des menschlichen Schaffens etwas Ähnliches immer schon dagewesen 
ist, vermag der Verkehr in der Luft, auf der Erde, unter der Erde, auf dem 
Wasser, unter dem Wasser immer völlig Neuartiges, niemals Erwartetes, der er- 
staunten Menschheit darzubieten. Und wenn heute die Völker Europas sich nach 
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neuen Formen, nach neuen Feldern der Gemeinschaftsarbeit sehnen, so kann 
man ihnen keinen besser vorbereiteten und auch keinen fruchtbareren Boden 


weisen, als es das Gebiet des europäischen Verkehrs ist. 


Die Vorbedingungen zu einem wirtschaftlichen Paneuropa sind auf dem Ver- 
kehrsgebiete infolge der bisherigen parallelen und vielfach übereinstimmenden 
Entwicklung der Verkehrsmittel in viel höherem Maße vorhanden, als dies bei 
der ins Auge gefaßten Vereinheitlichung des Zollwesens zutrifft. Es liegt daher 
nahe, auf dem Gebiete des Verkehrswesens die Verwirklichung jener innigen 
wirtschaftlichen Gemeinschaft zu suchen, die bei der Frage der Zolleinigung mehr- 
fachen Schwierigkeiten begegnet. Man darf aber auch auf dem Gebiete des 
Verkehrswesens nicht die Zwischenstufen überspringen. Es ist erfreulich, daß die 
Vereinheitlichung auch ohne gegenseitige Abmachungen der Regierungen durch 
die den Verkehrsmitteln innewohnende Kraft vorwärtsschreitet. 

Auch auf dem Verkehrsgebiete ist jedoch der Zusammenschluß nicht ohne 


Übergang, nicht ohne Zwischenstufen erreichbar. Wie die irdische Wirtschaft 


im allgemeinen, so steuert die Verkehrswirtschaft im besonderen der allumfassen- 
den Vereinigung der Wirtschaftsbezirke der Erde in einer Weltwirtschaft zu. Wie 
aber die Schaffung der Weltwirtschaft, ja sogar die Schaffung von Erdteilwirt- 
schaften gewisse Zwischenstufen nicht überspringen kann, so kann auch die 
Gemeinschaft im Weltverkehr gewisse Übergänge nicht entbehren. 

Einzelnen Verkehrsmitteln kommt überhaupt keine universale Bedeutung zu, 
sie eignen sich nur zu lokalem oder zu regionalem Zusammenschluß, während 
die zwischenstaatliche Regelung anderer bereits so weit gediehen ist, daß sie sich 
zu Weltverkehrssystemen entwickelten. Die Linie zwischen dem, was für den 
Weltverkehr, für den Verkehr Europas als bindende Gemeinschaft zu gelten hat, 
und dem, was der autonomen Gestaltung einzelner Gebiete, wie beispielsweise 
Mitteleuropa, überlassen werden soll, ist nicht immer leicht zu ziehen. 

Das Wirkungsfeld der Seeschiffahrt erstreckt sich auf die ganze Welt und 
erzeugt eben deshalb das dringende Bedürfnis gesamtweltlicher Regelung, 
was in den Forderungen nach der „Freiheit der Meere“, der „Gleichberechtigung 
aller Schiffe in allen Häfen“ zum Ausdruck kommt. Die Internationalität der 
Seeschiffahrt führt zu ihrer Widerstandsfähigkeit gegenüber Staatseingriffen, die 
durch einfachen Flaggenwechsel leicht umgangen werden können. Auf dem Gebiete 
des Post- und Telegraphenwesens ist ebenfalls eine weltumfassende völker- 
rechtliche Einigung geschaffen, wie sie bisher in keinem anderen Zweige des 
internationalen Völkerlebens erreicht worden ist. Einheit des Verkehrsgebietes, 
volle Freiheit und möglichste Billigkeit des Transits, Einheit der Gebühren, diese 
Ideale aller Verkehrsorganisationen haben sich im Weltpostverein Anerkennung 
zu schaffen vermocht. Seeschiffahrt und Postverkehr sind schon heute weit über 


die Grenzen Europas hinaus einheitlich geregelt, eine paneuropäische Ausgestal- 
38 


594 GEOPOLITISCHE UNTERSUCHUNGEN HEFT 7 


tung dieses Verkehrs kommt nicht in Betracht. Dagegen harren Luftverkehr, 
Fernsprechverkehr und Eisenbahnverkehr noch einer gesamteuro- 


päischen Lösung. 
ı. Der paneuropäische Luftverkehr 


Europas engmaschiges Netz politischer. Einheiten schließt einen innerstaat- 
lichen Luftverkehr von irgendwelcher Bedeutung aus. Andererseits ist der 
gegenwärtige Stand des internationalen Luftverkehrs noch entfernt davon, um 
an einen Weltluftverkehr denken zu können. So entstand das Bemühen, aus den 
Anfängen des europäischen Luftverkehrs einen gesamteuropäischen Luftverkehr 
erstehen zu lassen. Mit der Organisierung des Luftverkehrs in Europa soll Anfang 
gemacht werden. Der Luftverkehr darf ja als ein Kind Europas angesprochen 
werden, und auch die künftige Ausdehnung des Luftverkehrs über die anderen 
Kontinente wird die Stellung Europas als bleibendem Zentrum der Expansion 
des Weltluftverkehrs kaum erschüttern. 

Wenn trotz der allgemein erkannten Notwendigkeit des gesamteuropäischen 
Luftverkehrs dieser noch in seinen Anfängen liegt, so ist es deshalb, weil der 
Luftverkehr noch allzusehr beschwert ist durch die allgemeine Nachkriegs- 
atmosphäre Europas. Die luftpolitischen Erschwerungen der Friedensverträge 
sind noch teilweise in Geltung. Die Friedensverträge brachten für die Besiegten 
außer dem Verbot der miltärischen Luftfahrt eine Reihe von Erschwerungen für 
die Handelsluftfahrt. Das Londoner Ultimatum vom 5. Mai 1925 an Deutschland 
ging noch weiter, indem es selbst den bis dahin uneingeschränkt zugelassenen 
Bau von Zivilflugzeugen unterband. Die Note der Botschafterkonferenz vom 
24. Jnni 1925 hätte die von Deutschland beanstandeten Begriffsbestimmungen 
(„Militärische Luftfahrt“, „Zivile Luftfahrt“) den Fortschritten des Flugwesens 
anzupassen gehabt, hat aber die Zugeständnisse auf diesem Gebiet (Hinaufsetzung 
der Geschwindigkeit und der Tragfähigkeit) durch eine Reihe neuer Hemmungen 
(Beschränkung des Motorbaues, Erhöhung der Gipfelhöhe) überkompensiert. 

Die Entwicklung des europäischen Luftverkehrs ist erst Ende 1925 an einem 
Wendepunkte angelangt. Man erkannte, daß der Geist der Friedensverträge auf- 
gegeben werden muß, um zur Einheit des paneuropäischen Verkehrs gelangen 
zu können. 

Die konzernmäßige Zusammenarbeit selbständiger Luftverkehrsgesellschaften 
verschiedener Staaten in einer zwischenstaatlichen Verkehrsunion schuf zuerst 
den Grundstock der Trans-Europa-Union, aus der wieder die Europa-Union 
hervorwuchs, die eine betriebstechnische Einheit für die Weiterarbeit darstellt. 
Die Luftverkehrskonferenz, die 1925 zu Stockholm tagte, einigte sich über die 
Errichtung eines ständigen Büros für die Gemeinschaftsarbeit der luftverkehr- 
treibenden europäischen Völker. Aus der Gesamtsituation des europäischen Luft- 
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verkehrs entspringt die Tendenz zur Beseitigung der Luftbarrikaden in Borops, 
Die bisherige Hemmungspolitik hat nicht nur die Besiegten, sondern auch die 


‚ übrigen Nationen geschädigt und sie aus wesentlichen Teilen des europäischen 


Luftverkehrs ausgeschlossen, da der größte Teil der europäischen Luftlinien über 
Mitteleuropa führt. Eine europäische Kooperation setzt das Verständnis für die 
Tatsache voraus, daß nicht der Luftkrieg, sondern der Luftverkehr die 
zentrale Aufgabe ist. Gegenüber der Gemeinsamkeit der Verkehrsinteressen 
sollen die gegensätzlichen politischen Interessen zurücktreten. 


2. Der paneuropäische Fernsprechverkehr 


Als eine der wichtigen Aufgaben zur wirtschaftlichen Gesundung unseres Erd- 
teils wird die Schaffung eines paneuropäischen Fernsprechnetzes angesehen. 
Das europäische Fernkabelnetz hätte alle Gebiete Europas durch den Ausbau der 
Kabelanlagen miteinander in Verbindung zu bringen. Das Ziel ist in Europa durch 
ein oberirdisches Leitungsnetz wegen der vielen Störungen, denen diese Leitungen 
ausgesetzt sind, nicht zu erreichen. Dazu kommt die Unmöglichkeit, in den ver- 
kehrsdichten Gebieten überhaupt neue Leitungen in der erforderlichen Menge 
durchzuführen. Ein gutfunktionierender Schnellnachrichtenverkehr wäre nur durch 
den Ausbau des europäischen Kabelnetzes zu sichern, das unabhängig von Witte- 
rungseinflüssen und sonstigen, den oberirdischen Leitungen eigentümlichen Stö- 
rungen die Schnelligkeit und Zuverläßlichkeit der Beförderung gewährleistet. 

Die Gesamtausdehnung der für den Ausbau des europäischen Netzes erforder- 
lichen Kabellinien ist schätzungsweise mit 24000 km angegeben, davon waren 
Ende 1925 rund 14000 km Fernkabellinien fertiggestellt, und zwar 5000 km in 
Deutschland, 4000 km in England und 5000 km in den übrigen europäischen 
Staaten. Die technischen Kräfte, die noch fehlenden Teile des europäischen Fern- 
kabelnetzes binnen einem Jahrzehnt herzustellen, sind bei zweckmäßiger Aus- 
nützung vorhanden. Außer den technischen Erfordernissen handelt es sich aber 
um die nicht minder wichtigen Fragen des Betriebes, der Organisation und — 
last not least — um die Finanzierung, die für die Bewältigung der Aufgabe von 
entscheidender Bedeutung ist. 

Die einheitlichen technischen Bedingungen für den Bau und den Betrieb der 
Anlagen des Fernsprechweitverkehrs in Europa zu schaffen, ist der Beratende 
internationale Ausschuß für den Fernsprechweitverkehr. Dieses Komitee 
setzt sich aus Sachverständigen der Fernsprechverwaltungen zusammen und hat 
zur Aufgabe die Untersuchungen der technischen und betrieblichen Fragen des 
internationalen Fernsprechweitverkehrs, die Sammlung aller Unterlagen, deren es 
für diese Untersuchungen bedarf und die Aufstellung von Richtlinien für diese 
Fragen. Die beteiligten Sachverständigen haben sich schon bisher über alle wesent- 


lichen Vorschriften für den Bau der zwischenstaatlichen Fernsprechanlagen ge- 
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einigt, womit die Grundlage für die notwendige Einheitlichkeit der Bauaus- 
führungen gegeben ist. 

Weniger günstig steht die Sache um die Beschaffung der notwendigen Geld- 
mittel und die Behandlung der Verkehrs- und Tariffragen. Einige Staaten haben 
trotz ihrer schweren Finanzlage bedeutende Summen für den Bau von Fernkabeln 
ausgesetzt. Da aber die im allgemeinen Interesse benötigten Anlagen in mehreren 
Ländern zu hohe Anforderungen an die Finanzverwaltungen stellen, würde eine 
auf rein privatwirtschaftlicher Grundlage aufgebaute „Finanzgemeinschaft der. 
europäischen Fernsprechverwaltungen“ nur zu begrüßen sein. Eine solche Finanz- 
gemeinschaft ist aber nur denkbar, wenn der paneuropäische Fernsprechdienst 
auch in verkehrs- und tarifpolitischer Beziehung zusammengefaßt und einheitlich 
geregelt werden könnte. Die Verkehrs- und Tariffragen gehören heute zu dem 
Arbeitsgebiet des Welttelegraphenvereins mit der Zentrale in Bern. Da aber die- 
selben Verwaltungen, die dem Internationalen Ausschuß angehören, auch im 
Welttelegraphenverein vertreten sind, erschiene es zweckmäßig, das gesamte 
Gebiet des europäischen Fernsprechwesens unter Abzweigung der 
‚einschlägigen Arbeitsgebiete vom Aufgabenreich des Welttelegraphen- 
vereins zur ausschließlichen Bearbeitung auf den internationalen 
Ausschuß zu übertragen. 

Diesem Vorschlage gemäß hätten die europäischen Länder, und zwar zunächst 
diejenigen, deren Netze sich für den internationalen Verkehr eignen und deshalb 
zusammengeschlossen werden können, einen europäischen Fernsprechverband 
zu bilden. Der europäische Fernsprechverband erläßt die für alle Mitglieder binden- 
den Vorschriften für den Bau und den Betrieb der zum internationalen Netz gehören- 
den Anlagen und überwacht deren Ausführung. Seine Satzungen lehnen sich an die 
des internationalen Eisenbahnverbandes an. Soweit Länder nicht imstande sind, 
die für den internationalen Verkehr benötigten Anlagen selbst zu schaffen, wird 
die Finanzierung von einer zu diesem Zwecke zu bildenden „Finanzgemeinschaft 
europäischer Fernsprechverwaltungen“ übernommen. Die Entwicklung der Ver- 
hältnisse wird zeigen, ob dieser Weg zum Ziele führt, aber es ist schon als be- 
deutender Fortschritt zu werten, daß ein Anfang auf dem Wege gemacht wurde*). 

Daß für die Verbreitung des Fernsprechers in unserem Erdteile, besonders aber 
in einzelnen Staaten Mitteleuropas, noch ein weiter Spielraum besteht, geht aus 
der jüngsten Weltfernsprechstatistik hervor, die uns vom ı. Januar 1925 zur 
Verfügung steht. Darin fällt vor allem der große Anteil der Vereinigten Staaten 
am Fernsprechverkehr auf. Auf rund 7 Personen kommt dort bereits ein Fern- 
sprecher, während bei uns auf 100 einer entfällt. In Europa genießt Dänemark 
den Vorzug größter Verbreitung des Fernsprechers; aber erst auf reichlich ı1 Per- 


) Näheres über den Zusammenschluß der europäischen Fernsprechnetze siehe in den Schriften sowie 
in der Zeitschrift P. Crämers „Europäischer Vernsprechdienst“, Berlin, Jg. 1922— 1927. 
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: sonen entfällt hier ein Apparat. Im Deutschen Reiche, das hinsichtlich der Ver- 
 breitung des Fernsprechers an fünfter Selle in Europa steht, erst auf je 25 Per- 
_ sonen ein Fernsprechanschluß. Die Verbreitung des Fernsprechers weist in Mittel- 
_ europa folgende Reihenfolge auf: Auf je 100 Bewohner entfallen in Deutschland 
3,9, in Österreich 2,2, in Ungarn 1,0, in der Tschechoslowakei 0,8, in Polen 0,4, 
in Rumänien nnd Jugoslavien 0,2 Sprechstellen. Der große Vorsprung, den in der 
Verbreitung des Fernsprechers die die skandinavischen Länder haben, lehrt, daß 
man im mitteleuropäischen Fernsprechwesen fast überall noch in den Anfängen 
einer aussichtsvollen Entwicklung steht. 


Dr 
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3. Der paneuropäische Eisenbahnverkehr 


Wenn wir uns dem derzeit noch hauptsächlich in Betracht kommenden Ver- 
kehrsmittel für Personen- und Güterbeförderung, der Eisenbahn zuwenden, so 
finden wir, daß die gesamteuropäische Ausgestaltung derselben zwar manches zu 
" wünschen läßt, die Entwicklung zur Erleichterung und Förderung des gegen- 
seitigen Verkehrs aber durch zahlreiche internationale Abkommen gewährleistet 


wird. 

Den verhängnisvollen Einfluß, den der Krieg auf die zwischenstaatlichen Ver- 
kehrsbeziehungen ausübte, gelang es zunächst auf dem Gebiete des Eisenbahn- 
‘ wesens abzuschwächen oder ganz auszuschalten. Der paneuropäische Eisenbahn- 

verkehr kann vielmehr seit dem Weltkriege in mancher Hinsicht Fortschritte auf- 

weisen. Das Berner Internationale Übereinkommen über den Eisenbahnfrachtverkehr 
vom 14. Oktober 1890 hat nicht nur die Stürme des Weltkrieges überstanden, es 
hat nach dem Kriege eine Renaissance erlebt. Auf Grund der Friedensverträge 
wurde eine Revision des internationalen Übereinkommens vorgenommen, die zu 
zwei neuen Übereinkommen führte. Das erste Übereinkommen betrifft den inter- 
nationalen Personen- und Gepäck verkehr (I. Ü. P.), das andere den inter- 
nationalen Güterverkehr (I. Ü. G.). Die beiden Übereinkommen beziehen sich 
nicht allein auf Eisenbahnen, sondern können auch auf anschließende Schiffahrts- 
linien und Automobillinien ausgedehnt werden. Für die Eisenbahnen besteht die 
gesetzliche Verpflichtung, alle mit einem internationalen Frachtbrief aufgegebenen 

Gütersendungen nach jeder Station eines anderen Vertragsstaates zu befördern 

(sog. Zwangsgemeinschaft). Im Personen- und Gepäckverkehr bezieht sich dieser 

Zwang nur auf Strecken, für die direkte Fahrkarten aufgelegt sind. 

Alle internationalen Abkommen der Nachkriegszeit sowie die Ausgestaltung des 
Völkerbundkomitees für Verkehr und Transit wurden auf Wunsch der Kon- 
ferenz von Genua (3. Mai 1922) ergänzt durch die Einsetzung einer dauernden 
Organisation zur Vereinheitlichung und Verbesserung der Verkehrs- und Betriebs- 
einrichtungen der Eisenbahnen im internationalen Verkehr. Die Organisation wurde 
dem bewährten Muster des Vereins Deutscher Eisenbahnverwaltungen nachgebildet 
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und nahm am 1. Dezember 1922 unter dem Titel Internationaler Eisenbahn- 
verband ihre Tätigkeit auf. Die Satzung des Vereins gibt als Zweck an, „im 
internationalen Verkehr die Bedingungen für die Anlage und den Betrieb der 
Eisenbahnen zu vereinheitlichen und zu verbessern“. Das Organ des Vereins ist 
die alle fünf Jahre zusammentretende Generalversammlung, die eigentliche Arbeit 
wird von fünf dauernden Ausschüssen geleistet. Der Sitz des geschäftsführenden 
Ausschusses ist Paris. Dem Verein gehören nicht nur alle europäischen — ein- 
schließlich der großbritannischen und russischen —, sondern auch die orientalischen, 
die chinesischen und japanischen Eisenbahnen an. Das Verbandsgebiet umfaßt ein 
Netz von mehr als 330000 km Eisenbahnen. Die russischen Bahnen mit über 
72000 km nehmen darin die erste Stelle ein, dann kommt Deutschland mit über 
52000 km der Reichsbahn, an dritter Stelle Frankreich mit 41000 km. Der teil- 
weise auf deutschen Gebieten arbeitende, seit 80 Jahren wirkende Verein Deut- 
scher Eisenbahnverwaltungen besteht weiter fort, es ist bei der Gründung 
des neuen Vereins ausdrücklich betont worden, daß der alte seine Selbständigkeit 
auch weiterhin bewahren soll. 

Für die Regelung und Förderung des internationalen Eisenbahnverkehrs ist von 
größter Bedeutung die Konvention über das internationale Eisenbahn- 
regime, die auf der zweiten vom Völkerbund veranstalteten allgemeinen Ver- 
kehrskonferenz im November 1923 in Genf zustandegekommen ist. Die Konvention 
hat sich zum Ziele gesetzt, im Sinne der Statuten des Völkerbunds die Entwicklung 
der internationalen Kooperation auf dem Gebiete des Eisenbahnwesens zu erleich- 
tern und hierbei den Grundsatz des traitement &equitable du commerce zur Geltung 
zu bringen. Dieses Ziel kann dem Wortlaute der Konvention gemäß praktisch und 
konkret am ausgiebigsten durch besondere Übereinkommen erzielt werden. Die 
allgemeine Eisenbahnkonvention soll jedoch dazu dienen, den Abschluß solcher 
Sonderübereinkommen in Hinkunft tunlichst zu fördern und den Grundsätzen, die 
mittels dieser Sonderabkommen zwischen den einzelnen Staaten oder Eisenbahn- 
verwaltungen schon gelten, die weiteste Anwendung auf breitester Basis zu sichern. 
Die Konvention bezieht sich auf alle Gebiete des Eisenbahndienstes, während die 
früheren zwischenstaatlichen Übereinkommen nur bestimmte Abschnitte regelten. 

Wenn man die Neuordnung des europäischen Eisenbahnverkehrs in der Nach- 
kriegszeit ins Auge faßt, so kann man sich angesichts der zahlreichen Zentralen 
und Institutionen nicht des Eindruckes erwehren, daß die vielen Köche den Brei 
verderben könnten. Neben dem alten Zentralamt für den internationalen Eisen- 
bahntransport in Bern besteht das neue Komitee des Völkerbundes für Verkehr 
und Transit und parallel mit dem $ojährigen Verein Deutscher Eisenbahn- 
verwaltungen ist der neugegründete Internationale Eisenbahnverband tätig. Der 
Wagen des europäischen Verkehrs wird dadurch nach verschiedenen Richtungen 
gezogen und nicht selten auch mit außereuropäischen Interessen bepackt. Die 
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internationalen Organe greifen bald auf andere Kontinente hinüber, bald umfassen 
sie nur einen Teil Europas. Wünschenswert wäre es, wenn die großen inter- 


‚nationalen Instutitionen wie Völkerbund, Internationaler Eisenbahnverband für die 


_ mit den übrigen Erdteilen nicht immer kongruenten europäischen Interessen 


innerhalb der bestehenden Rahmen selbständige Sektionen unterhalten würden. 

Die Entwicklung des europäischen Eisenbahnverkehrs kann an den Grenzen 
des heutigen Bereichs nicht haltmachen. Man muß mit der Möglichkeit und 
Notwendigkeit rechnen, auch Sowjetrußland in den europäischen Güteraustausch 
einzubeziehen. Es ist festgestellt worden, daß es nicht nötig ist, zur Überwindung 
des Unterschieds zwischen russischer und normaler Spur, deren Grenze jetzt auf 
lettischem Gebiet an der Düna liegt, andere Wagen zu benützen, vielmehr hat 
es sich als möglich erwiesen, alle breitspurigen Wagen ohne Bremse durch Ab- 
nehmen von ihren Achsen und Setzen auf Achsen, deren Räder auf Normalspur- 
weite zusammengepreßt sind, auf diese übergehen zu lassen. Ebenso ist es grund- 


‚sätzlich auch schon festgestellt, daß es technisch keinen großen Schwierigkeiten 


begegnen wird, normalspurige Wagen zu bauen, deren Umsetzung auf Breitspur- 
achsen in wenigen Minuten möglich ist. Eine weitere Ausbreitungsmöglichkeit 
des bisherigen europäischen Eisenbahngebiets ergibt sich aus der Tatsache, daß 
seit 1924 zwischen England und Belgien ein Fahrverkehr von Harwich nach 
Zeebrügge zur Überführung von Güterwagen eingerichtet ist. Die Einbeziehung 
Englands und Sowjetrußlands in die internationalen Übereinkommen des Eisen- 
bahnwesens würde durch solidarische Wirtschaftsinteressen die friedliche Ver- 
bindung der europäischen Völker stärken. 

Die Bestrebungen in der europäischen Verkehrspolitik zusammenfassend, kommt 
man zum Ergebnis, daß auch das Verkehrswesen wie alle unsere zukunfts- 
gestaltenden Interessen auf das eine Grundproblem hinweist, auf die wirtschaft- 
liche Zusammenfassung der europäischen Staaten in eine höhere Einheit. Im 
gleichen Schritt mit der Förderung dieses Zieles werden eine Menge der heutigen 
Lasten und Opfer von uns fallen. Die Förderung selbst ist durch gemeinsame 
Institutionen und gegenseitige Abmachungen möglich, für die der Boden auf 
dem Gebiete des Verkehrs seit langem fruchtbar gemacht wurde. 

Europa ist zu klein an Gebiet und an Menschenzahl, um für die verschiedenen 
Verkehrsmittel als Tummelplatz gegenseitiger Bekämpfung dienen zu können. 
Europa ist aber auch zu groß an technischem Können und organisatorischen 
Kräften, um diese Energien durch die zu Recht bestehende Absperrungspolitik 


verdorren zu lassen. 
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PaıuL WENTZCKE: 


DREI „BRÜCKENKÖPFE“ AM RHEIN 


In Zeiten tiefster deutscher Ohnmacht hatte die Rheinpolitik Kardinal Richelieus 
und Ludwigs XIV. zunächst nur am, Oberrhein die angeblich „natürliche 
Grenze“ des französischen Staates erreicht. Ein geopolitischer Zwang trieb zu- 
gleich Staatsmänner und Feldherren über den Strom hinaus. Brückenköpfe 
mußten den Weg ins Herz des alten Reiches offen halten und den überwiegenden 
Einfluß Frankreichs auf das Schicksal Mitteleuropas sichern. Den wichtigsten 
Übergang deckte damals die Festung Breisach, in den Nöten des Dreißigjährigen 
Krieges der „Schlüssel“ und das „Ruhekissen“ des Heiligen Römischen Reiches. 
Von hier aus führten nach den strategischen und politischen Anschauungen der 
Zeit die bequemsten Straßen über den Schwarzwald nach München und Wien. 
Die süddeutschen Staaten der Wittelsbacher und Habsburger aber bildeten 
nach wie vor den Rückhalt der Nation. Soweit es in den Händeln und in der 
Wirtschaftspolitik der Welt als selbständiges Glied noch galt, war Deutschlands 
Mittelpunkt hier zu suchen. In den nächsten fünf Menschenaltern erst verschob 
sich das Schwergewicht von Süden nach Norden: Neben Österreich trat als 
zweite deutsche Großmacht Preußen in den Kreis der europäischen Mächte. Als 
wichtigster Übergang galt den Heeren der französischen Revolution nunmehr 
Mainz, das den großen Heerweg nach Mitteldeutschland deckte, in feind- 
licher Hand Nord- und Süddeutschland gleichmäßig bedrohte. Nach den Er- 
folgen, die Friedrich der Große in siebenjährigem Kampfe errungen hatte, mußte 
auch die allgemeine Politik der Höfe den strategischen Rücksichten den Vorrang 
vor den diplomatischen Winkelzügen des 17. Jahrhunderts geben. Mainz war und 
ist in diesem Sinn die Schicksalsstadt eines deutschen Reiches, das Nord- und 
Süddeutschland zu umfassen und zu einheitlicher Macht nach außen hin zu ver- 
einigen sucht. Wiederum aber verschob das 19. Jahrhundert das Schwergewicht 
weiter rheinabwärts. Neben die diplomatischen und strategischen Erwägungen trat 
der Zwang einer fein verästelten Wirtschaft. Seit der Jahrhundertwende etwa stellte 
jeder neue Vorstoß von Westen her auch diese Gedankengänge in seine Rechnung 
ein. Neben dem Ober- und Mittelrhein erhielten die großen Verkehrsstraßen des 
Niederrheins neue Bedeutung. In den Plänen, die die Grundzüge eines künftigen 
Weltkriegs seit langem vorsahen und vorbereiteten, nahm die Besetzung des 
Ruhrgebiets und die Vernichtung der hier gesammelten deutschen Wirtschaftskraft 
von Jahr zu Jahr größeren Raum ein. Der sieglose Anfang des Weltkrieges und 
der eigene Kampf um das Dasein nur drängte die neue Erwägung zurück. 

Mit dem Rückgewinn des Elsasses war am ı1. November 1918 erst der Ober- 
rhein „gesichert“. Die willkürliche Besetzung des Kehler Brückenkopfes, die im 
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A Januar 1919 sogar den eben beschlossenen Waffenstillstand durchbrach, störte 
£ darüber hinaus den Durchgangsverkehr und damit die Wirtschaftsverbindung 
auch jenseits des Stroms. Wichtiger wurde die Besetzung von Mainz und Koblenz, 
ä die von vornherein einen stattlichen Sicherungsabschnitt jenseits der angeblich 
so heiß ersehnten „Grenze der Zivilisation“ umfaßte. Der Niederrhein aber unter- 
halb des von den Briten beanspruchten Kölner Brückenkopfes blieb frei, langsam 
erst trat in die „historische Rheinpolitik“ der Gelehrten und Staatsmänner ein 
neuer Zug. Die Führer der französischen Wirtschaft ünd insbesondere der Schwer- 
industrie, der seit vier Jahrzehnten die enge Verbindung von Lothringer Minette 
und Ruhrkohle zur Grundlage ihrer Arbeit geworden war, stellten neben den 
„Sicherungs“gedanken mit der gleichen Begründung die Forderung der „Ent- 
' schädigung“, der Reparationen und Sanktionen auf rein wirtschaftlichem Gebiet. 
Die „Friedensbedingungen“ des Ministerpräsidenten Aristide Briand noch 
hatten sich im Weltkriege selbst mit der Forderung eines „autonomen Rhein- 
 staates“ auf dem linken Ufer des Stroms begnügt. Amtlich verlangte erst Louis 
Loucheur, der sich als Vertreter der französischen Schwerindustrie im Ministe- 
rium fühlte, im Februar 1919 zur Ergänzung der militärischen Entwaffnung 
Deutschlands die schärfste Aufsicht über die deutsche Industrie, um auch „die 
Erzeugung neuer Kriegswaffen“ zu verhindern. Insbesondere sollten sich die Ver- 
- bündeten die unbedingte Überwachung des rheinisch-westfälischen Industrie- 
gebietes, des wichtigsten deutschen Wirtschaftskerns, durch militärische Be- 
setzung sichern, „Essen und die hauptsächlichsten Kruppschen Betriebe, den 
größeren Teil der rheinisch-westfälischen Kohlenfelder und die von diesen ab- 
hängigen Metallindustrien“ umfassen. Wie stark solche Äußerungen damals noch 
der Meinung der Welt widersprachen, zeigt die Antwort Präsident Wilsons, der 
Loucheurs Leitsätze kurzweg als ein Programm der Panik bezeichnete. Am Vor- 
abend des „Friedensschlusses“ selbst erst, als die Staatsmänner der alliierten und 
assoziierten Mächte in einem Gemisch von-Besorgnis und Schadenfreude die deut- 
sche Entscheidung auf ihr Diktat erwarteten, konnte Clemenceau persönlich die 
Besetzung von Essen fordern. Unvergessen sind die Tage, als sich damals zum 
erstenmal vor Düsseldorf und Duisburg jenseits des Rheins französische und bel- 
gische Truppen zu neuem Vorstoß sammelten, unvergessen der Anblick der 
schweren britischen Batterien, die bei Solingen eingebaut wurden, um von hier 
aus Remscheid und die anderen Kernpunkte der unangenehm rührigen Rlein- 
eisenindustrie des Bergischen Landes bei erneutem Widerstand Deutschlands zu 
vernichten! Die Unterzeichnung des „Vertrags“ im Spiegelsaal von Versailles 
endete den Spuk, und allzu schnell vergaßen die Deutschen unter den drängenden 
Sorgen des Friedens auch am Niederrhein die Drohung. 
Ein halbes Jahr etwa, so dürfen wir heute die sich drängenden Ereignisse 
scheiden, blieb von Juli 1919 bis Anfang 1920 die „friedliche Durchdringung‘“ 
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des linken Rheinufers das erste und wichtigste Ziel des französisch-belgischen 
Strebens. Dann erst begann in der „öffentlichen Meinung“ ein zweiter Um- 
schwung. Die Wirtschaftsnot der „Siegerstaaten“, die die Rüstungsarbeiten für das 
eigene Heer und für die Heere der neuen Vasallenstaaten im Osten sowie der 
Wiederaufbau der zerstörten Gebiete in Frankreich zeitweise zurückgedrängt 
hatten, erhob auch in Paris ihr Haupt. Auf ein Zeichen von oben erörterte man 
die notwendig werdende Verlängerung ‚der Besatzungsfrist und forderte aufs 
neue die Einbeziehung des Ruhrreviers in das seit Ende 1918 besetzte rheinische 
Gebiet. Die schweren sozialen und politischen Unruhen, die der Kapp-Putsch in 
Deutschland Mitte März 1920 auslöste, der unselige „Abwehrstreik“ stärkte, 
gaben willkommenen Anlaß zum Angriff. Als „Strafmaßnahme“, weil das Ein- 
rücken der Reichswehr in die „neutrale Zone“ und ihr Kampf gegen den „Roten 
Schrecken“ in Essen, Duisburg und Düsseldorf den Versailler „Vertrag“ verletzt 
habe, brachen französische Truppen in den Maingau ein. Die alte Rheinpolitik, 
die einst von Mainz aus das alte Reich aus den Angeln gehoben hatte, lebte 
auf, denn immer noch deckte Frankfurt die wichtigsten Klammern zwischen 
Ober- und Niederdeutschland; zugleich aber setzten sich die Machthaber ein 
zweites, größeres und moderneres Ziel. Am 10. April forderten französische Gene- 
räle in Mainz, weit über die amtlichen Denkschriften der Pariser Friedenskonfe- 
renz hinaus, „denjenigen Teil des rechten Rheinufers, der Frankfurt am Main 
und Umgegend, das Ruhrgebiet und die Düsseldorfer Industrie umfasse“, für den 
von Frankreich besetzten, wirtschaftlich und politisch verwalteten rheinischen 
Pufferstaat! Rumpfdeutschland, so meinte man, könne dann leicht in fünf bis 
sechs Bundesrepubliken zerlegt werden, die auf alle Fälle die französische Herr- 
schaft nicht zu stören vermöchten. „Im Bunde mit dem schwer zerstörten 
Belgien können wir auf Grund verschiedener Paragraphen des Friedensvertrages 
einmarschieren und uns festsetzen.“ Mit Frankfurt sei der rechte Flügel der 
Rheinstellung bereits in französischer Hand, neue Unruhen im Ruhrgebiet böten 
auch im Norden die Möglichkeit des Einmarsches: „Die Mitte fällt uns dann 
gegenüber dem englischen und amerikanischen Abschnitt wie aus 
einer Zange von selbst zu und damit wäre die rheinische Republik 
geschaffen, aber auf beiden Ufern des Rheins!“ 

Der schnelle Erfolg der Reichswehr im Ruhrgebiet nur und die innere Auf- 
lösung der „Roten Armee“ haben die Weıterentwicklung dieser alt-neuen Ent- 
würfe verhindert. Das entscheidende Wort aber war gefallen. Immer wieder 
seitdem nahm es die französische Presse auf. In den amtlichen Noten und Ver- 
handlungen der Regierung bezeichnete es seit dem Herbst 1920 das nächste Ziel 
der französischen Politik, die die politische und wirtschaftliche Vorherrschaft 
über Mitteleuropa sowie die strategische Sicherung als Glieder einer Kette be- 
trachtete. 
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> Die Hoffnung auf die Zertrümmerung der politischen Einheit des Reiches frei- 
lich mußte nach den Mißerfolgen von Frankfurt zurücktreten. Um so stärker 
setzte sich das Verlangen nach ausreichender und dauernder „Entschädigung“ 
durch den besiegten deutschen Gegner durch. Wie das linke Rheinufer seit 
Jahrhunderten die fleischgewordene Verkörperung des politischen Ehrgeizes 
der Nation war, sammelten sich jetzt alle Wünsche und Hoffnungen auf Wieder- 
belebung von Industrie und Verkehr, von Handel und Gewerbe und nicht zuletzt 
auf die Stützung der Kriegsanleihen und Renten in einer neuen Forderung: Die 
Besetzung des deutschen Ruhrgebietes sollte der französischen Wirtschaft Ge- 
währ sein für die restlose Durchführung aller Leistungen, die im Grunde auch 
im Frieden die künstliche Überhöhung und Blüte der Kriegsindustrie ermög- 
lichen sollten. Deutlich glaubte General Allen, der amerikanische Vertreter in 
‚Koblenz, in seiner Unterredung mit General Degoutte wie mit dem Oberkom- 
missar Tirard herauszufühlen, daß bei beiden „militärische, politische und wirt- 
schaftliche Gründe die Besetzung des Ruhrgebietes als dauernde Schwächung 
Preußens und des Reiches forderten“. Unmittelbar nach Abschluß der Konferenz 
von Spa, auf der zum erstenmal deutsche Vertreter vor den versammelten Macht- 
habern der Gegenseite sprechen durften, arbeitete der französische Oberbefehls- 
haber eifrig die Pläne für einen neuen Vormarsch aus. Während sich Amerika 
‚versagte, unterstützte Großbritannien diese Einstellung. Nach dem frühen Verzicht 
Paul Dechanels nahm der neue Präsident der Republik Alexandre Millerand die 
Pläne und Wünsche seines Freundes Poincare auf, der nun als Senator und als 
Schriftsteller eifriger denn je die Asche der Revanche zu glühender Flamme ent- 
fachte. Ende Dezember 1920 wußte auch die deutsche Presse zu melden, daß 
Lloyd George der Besetzung des Ruhrgebiets zustimmen werde, wenn Deutsch- 
land den Entwaffnungsforderungen der Verbündeten nicht nachkomme. Neue 
amtliche Noten aus Paris leiteten die Entscheidung ein. 

Noch immer aber war der Vormarsch an den Niederrhein in den strategischen 
Plänen Marschall Fochs, soweit wir heute sehen, aufs engste mit einer Wieder- 
holung des Frankfurter Abenteuers verbunden! In den gleichen Tagen, da der 
Stoß ins Ruhrrevier Preußen ins Herz seiner Wirtschaft traf, sollte ein zweiter 
Schlag Bayern in der Mainlinie bis Bayreuth hinauf von Norddeutschland trennen 
und zur Befolgung einer „eigenen“ Politik nötigen. Die geplante Zollinie zwischen 
dem unbesetzten Deutschland und dem Rheintal, die im März 1921 in der Tat 
aufgerichtet wurde, sollte nach den hochfliegenden Wünschen der Pariser Führer 
nicht nur wirtschaftlichen Nutzen bringen, sondern vor allem „das Rheinland dem 
preußischen Einfluß entziehen“. Man muß in Deutschland, so klingen die alten 
Lockungen auf, „alle partikularistischen Bewegungen gegen die preußische Hege- 
monie unterstützen, die endgültige Zerstückelung des Reiches vorbereiten und 
erzwingen.“ Schweizer Blätter befürchteten von den neuen Beschlüssen, in denen 
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Großbritannien und Frankreich die Vollendung des Versailler Diktats sahen, die ; 
„Ottomanisierung Deutschlands“, eine „europäische Schmach“: „Ein großes Land j 
werde balkanisiert, ein Land, das hohe Aufgaben vollende und dem hohe Auf- 
gaben winken.“ . 

In dieser Lage schob der deutsche Außenminister Dr. Simons bekanntlich die 
Kohlenlieferungen in den Vordergrund und umging in den Londoner Verhand- 
lungen Anfang März 1921 die politischen Folgerungen, die man in Paris bereits 
zog. Vergebens aber bot er Leistungen, die ein ehrlicher Wille zur Verständigung 
annehmen konnte und annehmen mußte. Alle Vorschläge, in denen Deutschland 
zum erstenmal das Weltproblem der Kohlenerzeugung und Kohlenversorgung 
über den engen Kreis der Reparationen herauszuheben versuchte, verhallten. In 
den gleichen Stunden, in denen die Diplomaten angeblich noch am grünen Tisch 
einen Ausgleich erstrebten, rückten französische Truppen bereits durch den 
amerikanischen Abschnitt zum Niederrhein vor. Lloyd George aber verkündete, 
daß die Verbündeten „im Hinblick auf die schon begangenen Verletzungen des 
Friedensvertrages und auf die Entschlossenheit Deutschlands, weiterhin dem Ver- 
trag zu trotzen, übereingekommen seien“, die Städte Duisburg, Ruhrort und 
Düsseldorf auf dem rechten Rheinufer zu besetzen, auf den Verkaufspreis von 
deutschen Waren in den verbündeten Ländern Abgaben zu erheben und endlich 
am Rhein und an den Grenzen der Brückenköpfe eine Zollgrenze zu errichten. 

Als die Abordnung des Reiches am 8. März 1921 London verließ, flog ihr be- 
reits die Nachricht von dem Vormarsch fremder Truppen über die Rheingrenze 
entgegen. Unter dem Schutz und auf die besondere Weisung der verbündeten 
Mächte hatten Frankreich und Belgien den Fuß auf das Sprungbrett zum 
Ruhrgebiet gesetzt! Neben den Brückenköpfen am Ober- und Mittelrhein be- 
zeichnete jetzt ein neuer Übergang am Niederrhein die Wege und Ziele 
der französischen Politik. Neben Kehl, Mainz und Koblenz traten Düsseldorf 
und Duisburg als Außenwerke des verschleierten französischen Protektorats. 
In erschütternder Stärke verband sich seitdem vor aller Welt das Schicksals des 
Rheins mit dem Schicksal der Ruhr! Die neue Staatenordnung aber, die mit 
dem Versailler Diktat angeblich die Befriedung Europas erreicht hatte, erhielt 
ein neues Zeichen. Ebenbürtig, ja übermächtig trat die Kohle in den Kreis der 
politischen Mächte, als ein Sinnbild der Wirtschaft, die auch nach außen hin 
jetzt den Vorrang vor der Kunst der Diplomaten und vor den Forderungen der 
Strategie behauptete. In der „historischen Rheinpolitik“ Frankreichs aber decken 
die Namen der Brückenköpfe Breisach, Mainz und Düsseldorf zugleich drei 
Epochen weltgeschichtlicher Entwicklung, die alle drei nach scheinbarem Auf- 
stieg und Erfolg mit dem Rückzug der Angriffskolonnen enden. 
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(Zum gescheiterten belgisch-holländischen Vertrag) 


Die seit einer Reihe von Jahren zwischen Holland und Belgien gepflogenen Ver- 
handlungen, deren letzte Phase die am 24. März d. J. erfolgte endgültige Ableh- 
nung des zwischen den Regierungen am 3. April 1925 geschlossenen Vertrages 
durch die holländische Erste Kammer war, haben im allgemeinen in Deutschland 
durchaus nicht die Aufmerksamkeit gefunden, die sie wohl verdienen. Nicht nur 
‚ist Deutschland daran direkt interessiert durch seine Verpflichtung zum Bau des 

im Versailler Diktat festgelegten Rhein-Schelde-Kanals (wobei freilich in Versailles 
_ eine bemerkenswert ungeschickte Führung vertragsmäßig fixiert wurde), der nie 
‚in Angriff genommen werden kann, solange Holland den Belgiern nicht die Kreu- 
zung seines Limburger Gebiets gestattet hat, sondern darüber hinaus handelt es 
sich um geopolitisch ungemein reizvolle, ja, geradezu einzig dastehende Probleme, 
und schließlich darf auch nicht verkannt werden, daß Holland mit der Verwei- 
gerung der Ratifizierung des geschlossenen Vertrages einen entschlossenen Schritt 
‚ zur Vereitelung der von Frankreich, Belgien und wohl auch von England genähr- 
ten Bestrebungen getan hat, die Niederlande von der Ententepolitik abhängig zu 
machen und bis zu einem gewissen Grade hineinzuziehen in Frankreichs Absichten, 
sich eine überragende militärische Stellung tunlich auch im Bereich der Schelde- 
mündung zu sichern. 

Der von Holland abgelehnte Vertrag sah zunächst einmal Hollands Zustimmung 
zur Aufhebung der belgischen Neutralität vor, die im Londoner Abkommen vom 
ı9. April 1839 durch alle Großmächte sowie Holland und Belgien verabredet und 
garantiert worden war und deren Beseitigung Belgien zur Zeit mit allen Fasern 
seines Herzens anstrebt, ferner eine Möglichkeit, Antwerpen auch als Kriegshafen 
zu verwenden, dann Hollands Einwilligung in den Bau des Rhein-Schelde-Kanals 
und die Erlaubnis zum Bau eines weiteren, von Belgien begehrten Kanals Ant- 
werpen-Moerdijk auf holländischem Gebiet, schließlich eine Art von Internatio- 
nalisierung der holländischen Scheldemündung, auf der Holland seine Hoheits- 
rechte zum Teil zugunsten Belgiens und der Entente aufgeben sollte. Hauptsäch- 
lich wegen dieser letzteren Bestimmung hat der holländische Nationalstolz den 
Vertrag scheitern lassen, der im übrigen von A bis Z nur Vorteile für Belgien 
und nur Nachteile für Holland enthielt. Es ist daher kaum zu begreifen und nur 
als ein Zeichen sehr weitgehenden Verständigungswillens zu betrachten, daß der 

*) Vgl. den Aufsatz von Godfried Rooms „Der belgisch-holländische Vertrag“ im Februar-Heft 1927 


dieser Zeitschrift. 
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niederländische Außenminister van Karnebeek (er ist inzwischen am 25. März 
wegen der Ablehnung des Vertrages zurückgetreten) sich auf den Abschluß eines 
so ungünstigen Abkommens überhaupt eingelassen und daß auch die holländische 
Zweite Kammer am ı1. November 1926 seine Ratifizierung, wenn auch nur mit 
50:47 Stimmen, beschlossen hat. Nun hat die letzte Instanz dennoch den Vertrag 
zu Fall gebracht, und wann und ob die schon seit über sieben Jahren schwebenden, 
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bereits zweimal gescheiterten Verhandlungen wieder aufgenommen werden, ist 


durchaus nicht zu sagen. 

Nachdem nunmehr die Tatsache der Verweigerung der Ratifizierung durch die 
niederländische Erste Kammer feststeht, hat man sich seit acht Jahren im Kreise 
gedreht und befindet sich noch immer an derselben Stelle wie im Jahre 1919. 
Deutschlands Antwerpen-Schiffahrtsinteressenten wird dies nicht angenehm sein. 
Sonst aber können wir der weiteren Entwicklung der Dinge sehr gelassen zusehen, 
ja, die weitere Vertagung des Rhein-Schelde-Kanalprojektes auf ganz ungewisse 
Zeit kann uns sogar durchaus willkommen sein, ganz abgesehen davon, daß dieser 
durch das Versailler Diktat uns aufgezwungene Kanalplan allmählich etwas gro- 
teske Formen angenommen hat und wirtschaftlich heute wohl schon als veraltet 
und überholt bezeichnet werden kann. 

Holland hat schließlich ebensowenig Eile wie Deutschland, daß ein neuer Ver- 
trag mit Belgien möglichst bald unter Dach und Fach kommt. Je länger der alte 
Zustand dauert, um so angenehmer kann es den Holländern nur sein, denn in- 
zwischen bauen sie ihre Maasregulierung, vielleicht auch einen neuen Anschluß- 
kanal Amsterdams an den Rhein fertig und verschaffen damit ihren eigenen 
Seehäfen einen schwer angreifbaren Vorrang gegenüber Antwerpen. 

Belgien denkt mit seinem Interesse an der Änderung des vertraglichen Zustandes 
wohl auch weniger an die neuen Kanäle, die selbst im günstigsten Fall erst in 
vielen Jahren benutzbar sein könnten, als vielmehr an Hollands Zustimmung zur 
Aufhebung seiner Neutralitätspflicht aus dem ı83ger Vertrage. Nachdem seine 
anderen Nachbarn, Deutschland (bzw. Preußen), Frankreich und England, teils ge- 
zwungen, teils freiwillig, teils sauersüß, die Aufhebung der Neutralitätspflicht 
genehmigt haben, liegt den Belgiern am holländischen Plazet ganz besonders 
viel. Sie haben es ja recht eilig gehabt, den kommenden Rechtszustand vorweg- 
zueskomptieren, so daß sie mit Frankreich schon ein Militärbündnis geschlossen 
haben, bevor ihre Pflicht zur Neutralität staatsrechtlich beseitigt ist! Diese Über- 
eilung bringt sie nun in einen sehr unbehaglichen völkerrechtlichen Zustand, da 
sie zur Zeit vertraglich gleichzeitig (!) zu unbedingter Neutralität nach allen Seiten 
und zur Waffenhilfe für Frankreich verpflichtet sind. Eine Rechts-Groteske, wie sie 
nur in der jetzigen Nachkriegszeit möglich, in dieser aber gar nicht vereinzelt ist! 

‚Auch der belgische Wunsch, Antwerpen zum Kriegshafen machen zu können, 
spielte eine ausschlaggebende Rolle beim Drängen auf baldige Ratifizierung des 
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nun gescheiterten Vertrages von 1925. Der Londoner Friedensschluß vom 19. April 

1839 hatte ausdrücklich bestimmt, daß Antwerpen, „die aufs Herz Englands ge- 
richtete Pistole“ (Napoleon I.), ausschließlich Handelshafen sein dürfe, und Eng- 
land erwirkte, da diese „Versicherungspolice“ ihm noch nicht genügte, jene wun- 
derliche Grenzziehung in der Scheldemündung, die vor den belgischen Hafen 
einen bis heute erhalten gebliebenen holländischen Gebietsriegel legte. Jetzt nun 
sollte mit der belgischen auch die Antwerpener Neutralitätspflicht fallen. An 
Hollands Zustimmung hierzu, die im ıga5er Vertrag vorgesehen war, liegt 
den Belgiern besonders viel. Aber gerade auch aus diesem Grunde war 
Hollands Zögern und Abneigung, den Vertrag vom 3. April 1925 zu ratifizieren, 

sehr wohl zu verstehen, denn ein Recht künftiger belgischer Kriegsfahrzeuge, 
zwischen Antwerpen und der offenen See über holländische Gewässer zu verkeh- 
ren, hat naturgemäß wenig Verlockendes für die Niederländer. Es müßte wunder- 
lich genug zugehen, wenn nicht gerade auch aus diesem Grunde England dem 
holländischen Widerstand gegen die Ratifizierung hinter den Kulissen energisch 
den Rücken steifte... 

Selbst wenn übrigens Holland wider jene Wahrscheinlichkeit die Ratifizierung jetzt 
vorgenommen und die bittere Pille geschluckt hätte, wäre damit noch immer nicht 

“ das letzte Hindernis für die endgültige Aufhebung der belgischen Neutralität und 

. für das Verbot, Antwerpen als Kriegshafen zu benutzen, gefallen. Es kann staats- 
rechtlich nicht dem geringsten Zweifel unterliegen, daß eine internationale Ver- 
pflichtung erst dann endgültig aufgehoben ist, wenn alle ihre Garanten zu- 
gestimmt haben. Von den Unterzeichnern des Londoner Vertrages von 1839 hätten 
aber, selbst wenn Holland jetzt seine Einwilligung noch geben sollte, der Auf- 
hebung der damals stipulierten belgischen Neutralitätspflicht bis dahin nur zu- 
‚gestimmt: Preußen-Deutschland, Frankreich, England, die Niederlande und Öster- 
reich. Es fehlt noch die Zustimmung eines Vertragspartners — Rußlands! Gewiß 
ist Rußland neben Österreich heute am wenigsten an der Frage interessiert, ob 
die belgische Neutralitätspflicht aufgehoben und die Stellung Antwerpens geändert 
wird oder nicht. An sich hätte es gar keinen Grund, sich zu sträuben. Aber wie 
kommt andererseits Rußland dazu, Belgien zuliebe, das die Sowjetregierung nicht 
anerkannt hat und offenbar auch nicht anerkennen will, eine Vertragsänderung 
gutzuheißen? Solange ihm nicht eın entsprechendes belgisches Anliegen vorge- 
tragen wird, hat es keine Veranlassung, seiner Meinung Ausdruck zu geben. Aber 
Belgien kann doch nicht einer Regierung, deren Anerkennung es ablehnt, einen 
so weittragenden Wunsch unterbreiten? 

Angesichts dieser verzwickten Sachlage hätte Belgien sich gern mit der hollän- 
dischen Einwilligung begnügt und die russische Unterschrift ignoriert. Daß unter 
solchen Umständen der Londoner Vertrag von 1839 völkerrechtlich nach wie vor 
Geltung hätte, kann keinem Zweifel unterliegen. Aber die Verwilderung der inter- 
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nationalen Rechtsbegriffe ist seit 1914 so weit vorgeschritten, daß die Welt an 
solchen kleinen Schönheitsfehlern rechtlicher Art keinen Anstoß mehr nimmt. 
Man hat einwandfrei russisches Land in einem Vertrage, an dem Rußland nicht 
beteiligt war, an Rumänien gegeben (Bessarabien) und diesem den Besitz garan- 
tiert; man hat Rußland, ohne es auch nur zu fragen, aus der Europäischen Donau- 
kommission, in der es Sitz und Stimme hatte, ausgeschlossen; man hat das Tanger- 
Statut, das Rußland mit unterzeichnet hat, 1923 ohne Zuziehung Rußlands ab- 
geändert und ist bekanntlich gegenwärtig dabei, es weiter zu ändern, ohne sich 
im geringsten um Rußland zu kümmern. Warum soll man also nicht auch die 
internationalen Vereinbarungen über Belgien und Antwerpen abändern, ohne von 
der Existenz Rußlands Kenntnis zu nehmen? Hollands Ablehnung des Vertrages 
hat nun freilich auch ohne Rußlands Zutun der Änderung des 1839er Vertrages 
vorläufig einen Riegel vorgeschoben. 

Betrachtet man die Dinge vom geopolitischen Standpunkt, so ist es ja eigent- 
lich kaum zu begreifen, daß eine so groteske Grenzziehung, wie sie in der Schelde- 
mündung durch das 1839er Londoner Abkommen festgelegt worden ist, sich 
überhaupt schon rund 90 Jahre bewähren konnte. An keiner anderen Stelle der 
Erde besteht der wunderliche Zustand, daß der vornehmste Seehafen eines 
Landes, zur Zeit der verkehrsstärkste Seeplatz ganz Kontinental- 
Europas, nur durch eine Fahrt über fremde Territorialgewässer er- 
reicht werden kann! Daß Belgien die vollkommene Abriegelung Antwerpens 
vom Weltmeer durch holländische Gewässer peinlich, wie ein Stuhlbein auf 
dem Fuße, empfindet, kann man ihm wohl nachfühlen, aber es hat seiner Sache 
empfindlich geschadet, daß es auch dem holländischen Nachbar gegenüber zeit- 
weilig den „vainqueur“-Standpunkt herauskehrte und die von Holland im ersten 
Vertrag freiwillig gewährten Zugeständnisse in der Wielingen-(Scheldemündungs-) 
Frage am 2. Juli 1921 vom Parlament als ungenügend verwerfen ließ. Jetzt nun, 
nach dem Scheitern des zweiten Vertrages, ist es genau so weit wie im Jahre 1919 
und 1839. Die Reibungsfläche ist rauher denn je, und dem phlegmatischen und 
nationalstolzen Holländer gegenüber sind Maßnahmen, wie die Brüsseler Demon- 
strationen, die eine Durchsetzung des belgischen Standpunktes nötigenfalls selbst 
durch Krieg forderten, oder die in Holländisch-Limburg heimlich angeschlagenen 
Plakate, die eine Vereinigung mit Belgien predigten, ganz sicher die denkbar un- 
geeignetsten Methoden zur Erzielung von Nachgiebigkeit. 

Auch der in Belgien aufgekommene Plan, auf alle weiteren Verhandlungen mit 
Holland zu verzichten und eine Beschwerde an den Völkerbund zu richten, ja, 
bei diesem womöglich gar eine offizielle Internationalisierung der Schelde 
zu beantragen, muß als eine sanguinische Unbesonnenheit bezeichnet werden, die 
niemals zum Erfolg führen kann. Was für staatsrechtliche Unterlagen hat denn 
der Völkerbund, um ein nicht freiwillig gebendes Holland zur Abänderung 
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& gültiger Staatsverträge zu zwingen? und wie kann man in Genf eine Internationali- 

- sierung der Schelde auch nur ins Auge fassen, geschweige denn durch Mehrheits- 

 abstimmung beschließen, da man doch gebunden ist an den unter den Auspizien 

des Völkerbundes zustande gekommenen, wenn auch bisher noch nicht allgemeines 
Völkerrecht gewordenen Beschluß der Internationalen Verkehrskonferenz von 

' Barcelona vom 20. April 1921, wonach (Art. 2) neue Ströme nur durch freiwillige 
Übereinkunft (consentement) der Stromanlieger-Staaten internationalisiert werden 
können? Eine Internationalisierung durch Mehrheitsbeschluß wäre nicht nur eine 
Vergewaltigung, der niemals staatsrechtliche Bindung zukommen kann, sondern 

‚ auch ein Präzedenzfall, der die düstersten Perspektiven eröffnet und überdies dem 
Völkerbund sein letztes bißchen moralischen Kredit nehmen würde. 

Daß die bestehenden Zustände in der Scheldemündung eine geopolitische Un- 
geheuerlichkeit sind, ist rundweg zuzugeben. Aber sie sind nun einmal bindendes 
Völkerrecht seit 88 Jahren, und mit moralischen Deklamationen wird Belgien sie 
so wenig wie mit Säbelrasseln ändern, sondern nur in neuen Verhandlungen mit 


Holland gemäß dem do ut des-Prinzip. 


Karı BERTRAM: 
ENGLANDS SCHULD AM WELTKRIEGE 


Englische Geständnisse 


Dem guten Beispiel Deutschlands, vor aller Welt seine der Vorkriegsperiode 
angehörende große Politik offen darzulegen, ist angeblich nun auch England ge- 
folgt. Erst eine spätere Zeit wird völlig einwandfrei feststellen können, ob in Eng- 
lands Aktenpublikation tatsächlich auch die ganze Wahrheit dargeboten worden 
ist oder, wie wir zu vermuten wagen, nur bis zu dem Grade, der die Möglichkeit 
eines Zweifels an Englands hoher „Kulturmission“ völlig ausschließt. Kennzeich- 
nend ist jedenfalls, daß die der Welt gebietende öffentliche Meinung in England 
bereits unumwunden erklärt hat, das Aktenmaterial der englischen Archive könne 
die bisherige Auffassung von der Schuld Deutschlands am Kriege nur bestätigen. 

Aus diesem Grunde dürfte es für uns in dem Bestreben, den gegenteiligen Be- 
weis zu erbringen, wichtig sein, nichts außer acht zu lassen, was dazu beitragen 
kann, das Gesamtbild zu vervollständigen. 

Zunächst ein kurzer geschichtlicher Rückblick. Im September 1916 erschien 
in der englischen Zeitschrift „National Review“ ein Aufsatz, der sich mit den 
Friedensbedingungen befaßte, die man Deutschland zu diktieren gedachte. Zu 
diesem Artikel nahm unser damaliges Regierungsorgan, die „Norddeutsche All- 
gemeine Zeitung“ in so entschiedener und klarer Weise Stellung, daß die ee 
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nationale Presse „mit großer und ungeteilter Genugtuung“ quittieren konnte. 
In dem Regierungsorgan aber standen die Worte: Die Ausführungen des Eng- 
länders „lassen erkennen, daß der mit niedriger Habgier gepaarte Vernichtungs- 
wille, der aus jeder Zeile des Aufsatzes spricht, in England nicht etwa auf wenige 
überspannte Köpfe beschränkt ist, sondern daß er weite Kreise des Volkes durch- 
dringt. Auch in den andern gegen uns verbündeten Staaten setzt der Verfasser 
den gleichen Willen voraus. Er täuscht sich darin auch zweifellos nicht; denn 
die feindliche Presse gibt ihm ja täglich recht“. 

Mit Genugtuung hob man in nationalen Kreisen hervor, daß auch an leitenden 
Stellen endlich der englische Vernichtungswille nicht nur klar erkannt, sondern 
auch unzweideutig als solcher gekennzeichnet worden sei. Englands niedrige 
Habgier aber war hier das kennzeichnende Stichwort! Und in der Tat hat es 
sich für England noch stets in seinen Kriegen — oder sagen wir zutreffender: in 
seinen Raubzügen — gegen Spanien, Holland, Frankreich usw. letzten Endes doch 
nur darum gehandelt, das in Besitz zu nehmen und festzuhalten, was bis dahm 
einem andern gehörte, und den bisherigen Besitzer, wenn er nicht gutwillig von 
seinem Besitz lassen wollte, zu vernichten oder, wo das nicht anging, ihn so zu 
schwächen, daß er nachgeben mußte. 

Stand also die Habsucht als Leitmotiv der britischen Politik obenan, so war 
man doch klug genug, diese Eigenschaft, die nun mal nicht zu den edelsten ge- 
rechnet wird, geschickt zu verbergen; durch persönliche Veranlagung wie durch 
langjährige Übung hat es England darin zweifellos zu einer gewissen Virtuosität 
gebracht. Somit stellen sich Englands Raubzüge im Lichte seiner „Kulturmission“ 
folgendermaßen dar: England bringt fremden Völkern die Freiheit, armen Heiden 
die christliche Lehre, es befreit bald vom Papsttum, bald durch endlose Kriege 
von napoleonischer Kriegslust; bald von der Moskowiterherrschaft, bald vom preu- 
Bischen Militarismus. Besonders aber für die Heiligkeit der Verträge ist der edle 
Brite stets bereit, alles in Bewegung zu setzen. Selbstverständlich ist demnach das 
Endziel die britische Freiheit und der britische Friede, die „Pax Britannica“, 
die allein in der Welt zu regieren ein Recht haben soll; denn in ihrem Gefolge 
ist die Kultur, die Zivilisation, der freie friedliche Verkehr der Völker unterein- 
ander, woraus sich ganz von selbst ergibt: die Sicherung des Weltfriedens für 
immer! Das sind die bewährten, bisher wenigstens immer wirksam gebliebenen 
Masken, hinter denen sich die wahre englische Politik verbirgt. 

Sollte diese Einschätzung, von unserem heutigen Standpunkt aus betrachtet, 
anderen weniger schwer betroffenen Völkern vielleicht etwas reichlich übertrieben, 
wenn nicht gar gehässig erscheinen, so möchten wir die Erinnerung wachrufen 
an die recht offenherzigen Worte eines englischen Seeoffiziers, die dieser 
bereits im Jahre 1909 in einer preisgekrönten Arbeit niedergeschrieben hatte 
und die zu Anfang des Weltkrieges die Runde durch viele deutsche Zeitungen 
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_ machten. Dieser Engländer schrieb damals: „Wir ziehen nicht aus gefühlsmäßigen 

Gründen in den Krieg. Ich bezweifle, daß wir das jemals getan haben. Krieg ist 

' das Ergebnis von Handelsstreitigkeiten. Sein Ziel ist, unseren Gegnern diejenigen 

 Handelsbedingungen mit dem Schwert aufzuzwingen, die wir als geschäftlich vor- 

_ teilhaft ansehen müssen. Wir führen unter allen möglichen Anlässen Krieg, aber 

- Jedem von ihnen liegt der Handel zugrunde. Ob wir als Anlaß benutzen das Behalten 
oder Erlangen einer strategischen Stellung, den Bruch von Verträgen und was 
sonst noch — alles führt letzten Endes auf den Handel zurück, und zwar aus dem 
einfachen Grunde, weil der Handel unser Lebensblut ist.“ 

Hier haben wir den Engländer in Reinkultur, und zwar nicht nur in der 
robusten Wahrheit, zu der er sich hier unumwunden bekennt, sondern noch viel- 
mehr in der faustdicken Lüge, hinter der er zum Schluß all sein niedriges Ge- 

baren verbirgt: die Lüge, daß nicht unersättliche Gier Britanniens Söldner von 

' Volk zu Volk, von Land zu Land, von einer Eroberung zur anderen trieb, son- 
dern ausschließlich und allein die Sicherung seiner Existenz, die in seinem Han- 

del, seinem „Lebensblut“, den sichtbaren Ausdruck fände. Leider aber gab es 
viele Deutsche, die als Bewunderer, Liebhaber und Nachläufer des Angelsachsen- 
tums diese Lüge nicht erkannten oder nicht erkennen wollten und sich deshalb stets 

“und nicht selten aufdringlich zu der Ansicht bekannten, daß es zwischen Groß- 

- britannien und Deutschland schlechterdings überhaupt keinen wirklichen Konflikts- 
grund gäbe, alle scheinbare Feindschaft vielmehr nichts als die Folge der Hetze 
kleiner Cliquen sei. Auf so tiefgründiger Erkenntnis englischen Wesens und eng- 
lischer Politik beruhten denn auch die Ansichten, die nach Ausbruch des Krieges 
die Schuld allein der unglücklichen deutschen Flottenpolitik zuschrieben. Die 
Verfechter solcher Ansichten gingen sogar so weit, zu behaupten, daß es trotz 
allem dennoch nicht zum Kriege gekommen wäre, wenn nicht der gute Grey und 
der prächtige Lloyd George und der aufrichtig deutschbegeisterte Haldane gegen 
ihren Willen in den Krieg hineingezogen worden wären, irregeleitet und über- 
tölpelt durch die bösen Franzosen und Russen. Das Helfferichsche Wort, daß 
Rußland der Brandstifter gewesen sei, wurde zum Schlagwort jener ganzen Rich- 
tung. Und doch stand hinter dem Verbrecher, der die Brandfackel in das Gebälk 
des deutschen Hauses schleuderte, England als der Anstifter; denn niemals 
hätte Rußland den Kampf an Frankreichs Seite allein gewagt, wenn es nicht der 
Unterstützung, ja der Teilnahme Englands sicher gewesen wäre. 

Daß die von uns hier vertretene Ansicht gleichfalls von englischer, und zwar 
von autoritativer Seite her eine Bestätigung erfahren würde, dürfte wohl niemand 
erwartet haben. Und doch finden wir den Beweis für Englands völliges Einver- 
ständnis mit der russischen Mobilmachung in dem Aktenstück 132 der amtlichen 
englischen Aktenpublikation, datiert vom 25. Juli 1914. In diesem Dokument er- 


klärte Grey dem russischen Botschafter in London: er sei bei seiner Unterredung 
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mit dem deutschen Botschafter über den englischen Vorschlag einer Ver- 
mittlung durch die vier Mächte „von der Annahme ausgegangen, daß Rußland 
mobilisieren werde, während die deutsche Regierung bisher offiziell angenommen 
habe, daß Serbien keine Unterstützung erhalten werde“. Umschließt diese „An- 
nahme“ schon den Wunsch, daß Rußland mobil machen möchte, so enthält der 
folgende Satz geradezu die Aufforderung .hierzu an Rußland; denn Grey fügte 
die Worte hinzu: „In der Tat verlangte ich von der deutschen Regierung, die die 
österreichischen Forderungen an Serbien unterstützt hatte, sie solle, wenn Ruß- 
land gegen Österreich mobilisiere, Österreich auffordern, unter der Drohung der 
russischen Mobilmachung eine Einschränkung seiner Forderungen in Betracht zu 
ziehen. Das zu tun, wäre nicht leicht für Deutschland, selbst wenn wir gleich- 
zeitig vereint Rußland ersuchen würden, von einem aktiven Vorgehen vorläufig 
abzusehen.“ Die hierin liegende Aufforderung wurde zwei Tage später in verstärk- 
tem Maße durch die sofort nach Petersburg weiter gedrahtete Nachricht wieder- 
holt, daß Deutschland soeben tatsächlich das Versprechen gegeben habe, nicht zu 
mobilisieren, wenn Rußland nur gegen Österreich mobil mache. Ganz unzweideutig 
aber erkennt man Englands Wunsch und Willen zum Kriege in einem unter 
Nr.239 abgedruckten Privatbrief*) an den britischen Botschafter in Petersburg. 
Dort heißt es, daß England unzweifelhaft alle Hoffnung auf ein freundschaftliches 
und dauerndes Einvernehmen mit Rußland würde aufgeben müssen, wenn Ruß- 
land sich jetzt in England getäuscht sähe; aber, fährt der Briefschreiber fort, 
„ich denke, wir haben es völlig klargemacht, daß auf jeden Fall weder Deutsch- 
land noch Österreich mit einiger Sicherheit auf unsere Neutralität würden 
rechnen können“ — — „Es besteht gar kein Zweifel darüber, daß, falls wir in 
den Brand hineingezogen werden, dies auf seiten unserer Freunde geschehen 
würde.“ 

Machen wir nunmehr von der Vorkriegserinnerung aus dem Jahre 1909 einen 
Sprung mitten in den Weltkrieg hinein, so finden wir die Ansicht jenes englischen 
Seeoffiziers vollkommen bestätigt in Diskussionen, die sich damals in der großen 
englischen Presse, also in aller Öffentlichkeit abspielten. Mag dieser Vorgang auch 
sehr sonderbar anmuten, da England offiziell natürlich nur zum Schutze des Rechtes 
der Schwachen, zur Verteidigung der verletzten belgischen Neutralität das Schwert 
gezogen hatte, so kann man die Lösung des Rätsels vielleicht darin finden, daß 
das englische Volk niemals auch nur einen Augenblick daran gezweifelt hat, daß 
Großbritannien auch aus diesem Riesenkampfe schließlich als Sieger hervorgehen 
würde, daß man alsdann auch keine Kritik zu scheuen brauchte, da ja der Erfolg 
dem Sieger noch immer recht gegeben habe. Daß im übrigen diese Kalkulation 
durchaus zutreffend gewesen ist, hat ja die Nachkriegszeit leider vollauf bestätigt; 
denn von dem sonst so viel zitierten „Weltgewissen“ ist es dann immer recht still 
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- geworden, wenn es sich darum handelte, daß schwächere Staaten einem mächti- 
_ gen oder gar einer Koalition „nur um des Rechtes willen“ entgegentreten sollten. 
_ _ Mit der Auseinandersetzung aber, die damals in der englischen Öffentlichkeit 
_ vor sich ging, hatte es folgende Bewandtnis. Der englische Politiker Artifex hatte 

zu Anfang des Jahres 1917 im „Manchester Guardian“ einen längeren Aufsatz 
- veröffentlicht, in dem er zur Rechtfertigung für Englands Eingreifen in den Krieg 
die nicht mehr neue Ansicht verfocht, England habe nur deshalb zum Schwerte 
gegriffen, weil Deutschland die Neutralität Belgiens verletzt habe. Infolge vieler 
Zuschriften, die ihm diese Darstellung eintrug, veröffentlichte er in dem gleichen 
Blatt am 19. April 1917 einen Artikel mit der Überschrift: „Die Gerechtigkeit 
unserer Sache“, Er nimmt hierin kurz Bezug auf seinen vorhergegangenen Artikel 
und fährt dann also fort: 

„Ich wußte, daß ich eine Anzahl von Protestbriefen erhalten würde. Ich ließ 
mir jedoch nicht träumen, daß es ihrer so viele sein würden, und daß in ihnen 
eine so merkwürdige Übereinstimmung zutage treten würde. Deshalb gebe ich 
einen von ihnen als typisch wieder. Er lautet: 

Sie sagen, daß wir die Nation bekämpfen, die Belgien angriff. Formell ist Ihre 
' Behauptung zwar richtig. Wenn Sie aber damit sagen wollen, daß wir nur des- 
halb kämpfen, weil Deutschland Belgien angegriffen hat, dann sagen Sie wissent- 
lich oder unwissentlich die Unwahrheit. Denn wir kämpfen gegen eine Nation, 
die uns schon seit langer Zeit im Wege stand. Wir kämpfen für Handelsvor- 
teile und für das Recht, zu unserem eigenen Nutzen eine noch größere An- 
zahl unentwickelter Rassen in Asien und Afrika ausbeuten zu können. Für jeden, 
der auf Wirklichkeit sieht und nicht bloß auf Worte, bekämpfen wir nicht die 
Nation, die Belgien angegriffen hat, sondern die Nation, die unsere Stellung 
als Handelmacht bedrohte.“ 

Nach diesem Zitat fährt der Verfasser des Artikels fort: „Ich habe gerade die- 
sen Brief ausgewählt, weil er derjenige ist, der die Ansichten der Einsender am 
besten ausdrückt und am leichtesten zu zitieren ist. Aber ich habe zahlreiche 
Briefe derselben Art erhalten. Alle sind gekennzeichnet durch eine seltene Ein- 
mütigkeit in der Ansicht, daß es sich keinesfalls darum handeln könne, über die 
Gerechtigkeit der Sache zwischen uns und Deutschland ein Urteil zu fällen, und 
daß es deshalb auch abwegig sei, den einen oder den andern Teil wegen seiner 
Kriegsmethoden zu loben oder zu tadeln.“ 

Jedenfalls besagt die Tatsache genug, daß derartige Auseinandersetzungen in 
einem so angesehenen und weitverbreiteten Blatte überhaupt stattfinden konnten. 
Recht beachtenswert ist auch die in dem zitierten Briefe ausgesprochene Ansicht, 
daß England besonders viel an der ungehinderten Ausbeutung der Kolonialvölker 
gelegen sei; denn falls diese Absicht in leitenden englischen Kreisen auch heute 
noch vorherrschend sein sollte, woran nach den zuletzt bekannt gewordenen maß- 
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geblichen Äußerungen über die Kolonialmandate kaum gezweifelt werden kann, 
dürfte Deutschland recht wenig Aussicht auf Wiedererlangung solcher Kolonien 
haben, deren Besitz irgendwelche namhaften Vorteile bieten würde. Jedenfalls 
aber dürfte es auch nach dem Vorstehenden ganz unzweifelhaft sein, daß Eng- 
land in allen Fragen zuerst an sich selbst denken würde, nach dem bewährten 
Grundsatz: „right or wrong, — my country!“ 

Für das hier behandelte Thema spielt noch eine entscheidende Rolle die Frage 
der Kriegsbereitschaft, in der sich England beim Ausbruch des Krieges befunden 
hat; ebenso die Propagandatätigkeit des Lord Kitchener, der im Jahre 1913 unter 
Billigung der Regierung Propagandareisen durch ganz England unternahm und 
in großen Volksversammlungen in voller Uniform Hetzreden gegen Deutschland 
hielt, um zur Bekämpfung der schweren, von Deutschland drohenden Gefahr auf- 
zurufen. In diesem Zusammenhange darf auch die Rolle nicht vergessen werden, 
die derselbe edle Lord in dem Kronrat gespielt hat, der im Juli 1913 in London 
stattgefunden hat. Die Behandlung all dieser schwerwiegenden Tatsachen soll 
einem späteren Artikel vorbehalten bleiben. 


JOSEF WENZLER: 
DIE BEVÖLKERUNG SÜDOSTASIENS 


Zwei Ereignisse der jüngsten Zeit sind von der gesamten europäischen Presse 
nicht mit der Aufmerksamkeit verfolgt worden, die sie eigentlich verdienen: Der 
Brüsseler Kongreß der unterdrückten Völker und die noch andauernden Wirren 
in China. Und doch ist soviel klar, daß die gegenseitige Bekämpfung rivalisie- 
render Generale, die in ihrem Ursprung auf das Jahr 1912 zurückgeht, wo an 
die Stelle der theokratischen Regierungsform der verfassungsmäßige Freistaat 
trat, ihrem Höhepunkt entgegentreibt und daß die Bewegung zu gleicher Zeit 
fremdenfeindlichen Charakter trägt. Der gegenwärtige Prozeß ist ein Läuterungs- 
prozeß, der mit der Abschüttelung der „Fremdherrschaft“ sein Ende finden wird. 
Die Autorität der weißen Rasse scheint in der Folge des vergangenen europäischen 
Kriegs, in dem die weiße Rasse sich selbst bekämpfte, gebrochen zu sein. Dies 
hat auch deutlich genug die Stimmung gezeigt, welche den Brüsseler Kongreß 
der unterdrückten Völker beherrschte. Auch die Annäherung, welche dieser 
Kongreß zwischen Indern und Chinesen gezeitigt hat, sollte nicht unbeachtet 
übergangen werden. Und Japan? In den Neunziger Jahren des vorigen Jahrhun- 
derts ist das Wort geprägt worden von der „gelben Gefahr“, das seine Symboli- 
sierung fand in dem Gemälde von Professor Knackfuß, das ein Buddhabild in 
einem Meer von Flammen darstellte, während auf der anderen Seite die Frauen 
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‚der europäischen Mächte versinnbildlicht waren. Dieses Bild trug die Unter- 
‚schrift: „Völker Europas, wahrt Eure heiligsten Güter!“ Die damals ausgestoßene 
Warnung war gewiß verfrüht, heute, wo sie weit eher am Platze wäre, hat das 
unter wirtschaftlichen Sorgen seufzende Europa nicht die Muße, sich mit dem 
ostasiatischen Problem zu beschäftigen. Ist dies überhaupt nötig? Es ist vielleicht 
zweckmäßig, den Engländer L. C. Money zu zitieren, der in seinem Buche: „The 
peril of the white“ (Die Gefahr für die weiße Rasse) schreibt: „Nicht, als ob das 
Bajonett, das Maschinengewehr, das Flugzeug oder giftige Gase einen gelben An- 
griff gegen den Westen stützen. Die Möglichkeit eines Untergangs der europä- 
‚ıschen Kultur durch die Verwendung ihrer eigenen wissenschaftlichen Zerstö- 
rungsmethoden durch die farbigen Rassen kann zwar nicht völlig in Abrede ge- 
stellt werden; aber: es sind keine Waffen nötig, um europäisches Leben und 
europäische Zivilisation zu zerstören, wenn die Weißen in Europa und in der 
übrigen Welt sich durch Rassenselbstmord (gemeint ist die künstliche Beschrän- 
kung der Geburten) und selbstzerfleischende Kriege schwächen.“ Es ist nicht 
übertrieben, wenn man sagt, daß die Frage der „gelben Gefahr“ letzten Endes 
nichts anderes ist als eine Bevölkerungsfrage. Denn die Geschichte lehrt, daß die 
Kultur über jene Gebiete hinwegschreitet, deren Bevölkerung überaltert, deren 
"Nationen das frische Blut fehlt, das ihre Jugendstärke erhält. Es ist deshalb nicht 
‘nur nicht uninteressant, sondern eine bittere Notwendigkeit, daß Europa mit der 
Neigung zur Selbstkritik die bevölkerungspolitische Bewegung in Südostasien 
überprüft und wertet. 

In Südostasien wohnen 903,5 Millionen Menschen gegenüber 463 Millionen 
in Europa; und zwar entfallen auf 


China 460 Millionen [448 ? 

Indien 319 - 322 

Japan einschl. Kolonien 80 r 85t/, 

Java 35 5 Niederl. Kol.-Reich i.G. 50 

die Philippinen ee 12 

Siam OD FE 

Ceylon A550, 

die Malayen-Staaten 3 # 3,5) Der Herausgeber. 
Britisch-Borneo ı Million. 


Die volkreichsten dieser Staaten sind demnach China, Indien und Japan. 

Zunächst China. Es beherbergt 460 Millionen Menschen, also eine Bevölke- 
rung, die der europäischen an Zahl gleichkommt. Trotzdem ist dieser Staat nicht 
übervölkert, denn das Riesenreich hat eine Ausdehnung von 11,2 Millionen 
Quadratkilometer. Auf dem qkm wohnen also nur 41,5 Einwohner gegenüber 
134 in Deutschland, 245 in Belgien. Es ist also so dicht bevölkert wie Gesamt- 
europa im Durchschnitt oder Spanien. Hierbei sind allerdings die Nebenländer 
(Mandschurei, Mongolei, Tibet) berücksichtigt. Läßt man diese außer Betracht, 
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so wohnen auf dem qkm 107 Einwohner, immerhin noch mehr als in Frank- 
reich (71); ja in einigen fruchtbaren Landstrichen wird sogar die Bevölkerungs- 
dichte von Belgien erreicht. 

Bei den jetzigen wirtschaftlichen Verhältnissen kann China auch keine größere 
Bevölkerungsdichte ertragen, da die Landwirtschaft noch nicht rationell genug 
arbeitet und eine Industrie so gut wie ganz fehlt. Ohne Zweifel würde ein wei- 
terer Überschuß an Bevölkerung zur Auswanderung drängen, allerdings nur so 
lange, als die mächtigen Kohlenlager Chinas, von deren Ausdehnung man heute 
kaum eine Vorstellung hat, auch weiterhin unabgebaut liegen bleiben. Erwägt 
man jedoch, von welcher Ausdauer und Anspruchslosigkeit der chinesische Ar- 
beiter ist, so wird ohne weiteres klar, welcher Umschwung der Verhältnisse heute 


eintreten würde, wenn in einem geeinten Staat eine starke Hand die Arbeit orga- 


nisieren und den Abbau der Kohlenlager in Angriff nehmen würde. Dem Wachs- 
tum der Bevölkerung wäre unter solchen geänderten Verhältnissen für die 
nächsten Jahrzehnte keine Schranken gesetzt und das gegenwärtige Bevölkerungs- 
maximum, das den Mord weiblicher Säuglinge und die Auswanderung nach Borneo, 
Java, Sumatra und nach dem malayischen Archipel begünstigt — zwei Millionen 
Chinesen leben in diesen Gebieten*) — wäre um Jahrzehnte hinausgerückt. Dem 
europäisch-amerikanischen Wirtschaftsleben wäre in China eine Konkurrenz er- 
wachsen, die eine totale Verschiebung der weltwirtschaftlichen Verhältnisse zur 
Folge haben würde. Daß diese Verschiebung nicht zugunsten der alten Wirt- 
schaftsstaaten wäre und daß die Grundlage dieser Wirtschaft neben dem Reich- 
tum an Kohle vor allem in der Kraft einer wachsenden Bevölkerung zu suchen 
ist, braucht nicht besonders erwähnt zu werden. 

In Indien wohnen auf 4,7 Millionen qkm (zehnmal so groß wie Deutschlaud) 
319 Millionen Einwohner, also 68 auf den qkm. Am dichtesten wohnt die Be- 
völkerung in Bengalen, wo 200 Einwohner auf einem qkm leben. Über das 
Wachstum der Bevölkerung Indiens gibt folgende Aufstellung Aufschluß. Es be- 
trug die Bevölkerung dieses Reiches in Millionen 


1872:°° 206,3 
1881. 0 953.0 
ı891:- 287,3 
1901: 294,4 
OLE 2315,2 
20319, 310,1 


Diese 319 Millionen Inder werden heute von 290000 Weißen geleitet. Auf 
1000 Inder kommt ein Weißer! 

Die große Bevölkerungszunahme im 7. und 8. Jahrzehnt des vorigen Jahr- 
hunderts ist auf die Erschließung von Nebengebieten zurückzuführen, im 8. Jahr- 


*) 4 in Siam, 9,5 in G. um d. „Nan-Yo“ [Südmeer]. D. R. 
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zehnt außerdem noch auf eine geringe Sterblichkeit. Unter Berücksichtigung der 
‚Gebietszunahme beträgt das Wachstum der Bevölkerung in den fünf Jahrzehnten: 
1,5 — 9,6 — 1,4 — 6,4 — 1,2°/,. Die geringe Zunahme von ıgı1/1921 ist zum 
Teil auf eine Influenza-Epidemie im Jahre 1918 zurückzuführen, die 7 Millionen 
‚Menschenleben forderte. Aber obwohl das Wachstum nur 1,2/, betrug, hat die 
‚indische Bevölkerung um 4 Millionen zugenommen. Seit 1881 — also in 46 Jahren 
— hat sich die indische Bevölkerung um rund 65 Millionen vermehrt, das sind 
mehr Einwohner als Deutschland zählt. Ohne die immer wieder auftretenden 
Krankheiten und Epidemien — ganz abgesehen von dem üblichen Mord an weib- 
lichen Säuglingen — wäre das Bevölkerungswachstum noch bedeutend größer 
gewesen. Es würde im Jahrzehnt durchschnittlich 8°/, betragen haben, d. h., 
ohne die Opfer durch Krankheiten und Epidemien würden heute mindestens 
350 Millionen Menschen in Indien leben. Die Geburtenziffer ist verhältnismäßig 
hoch, in einigen Gegenden beträgt sie 40; d. h. auf 1000 Einwohner kommen 
40 Neugeborene, (In Deutschland 1913: 27,7; 1925: 20,6; in Frankreich 19,6.) 
Das Indische Reich hat neben 650 Eingeborenenstaaten, von denen der größte 
Hyderabad mit 12,5 Millionen Einwohnern ist, 15 Provinzen, die nach Größe 
und Bevölkerungszahl europäischen Staaten gleichkommen. So zählen: 


Millionen Millionen 
Einwohner Einwohner 
Bengalen 46,7 
Agra und Oudh 45,4 Großbritannien 42,7 
Madas 42,3 
Italien 38,2 
Bebar a | Frankreich 39,2 
Punjab 20,6 i 
Bombay (Provinz) 19,4 } auazin au 
Burma 1332 Tschechei 13,6 


Man vergleiche nun die europäischen Staaten mit den indischen Provinzen 
analoger Bevölkerungszahl bezüglich der Geburtenziffer. Auf 1000 Einwohner 
werden geboren 


=% 


Bengalen 2959 
„ Madras 34,9 | in England 18,3 und Schottland 21,9 
„ Agra 34,7 
„ Behar 35,7 „ Italien 29,3, in Frankreich 19,6 
„ Punjab 40,1 > 
„ Bombay 35,6 N a en 


In allen angeführten indischen Provinzen ist die Zahl der Geburten größer als 
selbst in den südlichen Staaten Spanien und Italien. Mit Ausnahme von Bengalen, 
wo ein gewisses Bevölkerungsmaximum schon erreicht ist (200 auf den qkm) ist 
die Zahl der Geburten in den indischen Provinzen doppelt so groß als in Frank- 
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reich, dem typischen Land des Geburtenrückgangs. In ländlichen Bezirken steigt 
die Geburtenziffer selbst bis zu 48,7, in einem Bezirk sogar auf 76! 

Infolge der erwähnten Krankheitsepidemien ist der Geburtenüberschuß relativ 
gering, indem die Zahl der Geburten auf 1000 Einwohner die Todesfälle bei- 
spielsweise in der Provinz Bombay nur um 8 übersteigt (gegenüber 6,1 in Eng- 
land, 7,5 in Schottland, 12,7 in Italien, 1,5 (!) in Frankreich, 9,6 in Spanien 
und 8,7 in Deutschland). Die hohe Zahl der Todesfälle geht aus folgender Gegen- 
überstellung hervor: | { 

Auf 1000 Einwohner kommen Todesfälle 

in Bengalen 25,9 


„ Madras 24,5 in England 12,3, in Schottland 14,4 
„ Agra 29,1 

„ Behar 28,3 „ Italien 16,6, in Frankreich 18,1 

„ Punjab 43,4 


„ Bombay HOSE Spnia 1 ug 


Nicht nur die relative Geburtenhäufigkeit, sondern auch die Zahl der Todes- 
fälle ist somit in den einzelnen Provinzen Indiens größer als in den vergleichbaren 
europäischen Staaten. Das Problem der indischen Bevölkerungspolitik wurzelt 
demnach in der Sanierung der gesundheitlichen Verhältnisse. Hierüber gibt ein 
Einzelbericht über die Verhältnisse in der Provinz Bombay in der „Indian Daily 
Mail“ (Bombay) Aufschluß. In der Provinz Bombay starben von 1000 Säuglingen 
im Jahre 1923: 160, 1924: 191, in der Stadt Bombay sogar 423! (In Deutsch- 
land 1923: 132, 1924: 109; in Frankreich 1924: 85, in Großbritannien 75, in 
Schweden nur 56.) Am größten ist die Sterblichkeit unter den Hindus (29,9), 
während sie bei Mohamedanern (21) und Christen (19) bedeutend geringer ist. 
Die Ursachen dieser großen Sterblichkeit sind zunächst die wiederkehrenden 
Krankheitsepidemien, vor allem Cholera, Malaria, die Pest, die Blattern, Magen- 
und Darmkrankheiten und Erkrankungen der Atmungsorgane. Bezeichnend ist, 
daß die Blattern mit einer Regelmäßigkeit von etwa 5 Jahren auftreten, so in 
den Jahren 1900, 1905, 1909, 1913, 1919 und 1924. Die Influenza dagegen hat 
seit 1918 keine nennenswerten Opfer mehr gefordert. Als letzte Ursachen der 
hohen Sterblichkeit werden jedoch benannt: Ungenügende Wasserversorgung, 
ungenügende Kanalisation, Unreinlichkeit und schlechte Wohnungsverhältnisse, 

Nahezu drei Viertel der Gesamtbevölkerung Indiens leben von der Landwirt- 
schaft, nämlich 230 Millionen. Etwa ein Viertel der Bevölkerung ist in der In- 
dustrie beschäftigt. Es sind dies „nur“ 86 Millionen, immerhin eine Zahl, welche 
der Einwohnerzahl von Frankreich und England zusammen gleichkommt. Außer- 
dem leben 1,75 Millionen Inder im Ausland; davon im übrigen Asien 936.000, in 
Afrıka 462000, in Amerika 187000, in den Südseeinseln und Australien 65000 und 
in Europa 8000. Der Religion nach sind von 100 Indern 68 Hindus, 22 Mohamme- 
daner, 3 Buddisten, ı Christ und 6 Angehörige anderer Religionen. 
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Nun zu Japan, dem „Großbritannien Ostasiens“. Kein Volk der Erde hat je 
einen ähnlichem Umschwung, einen wirtschaftlichen Aufschwung erlebt als 
Japan. 1854 hat Japan mit Widerwillen seine Häfen den Schiffen der „Barbaren“ 
geöffnet, den Feudalismus überwunden, ı872 lief die erste Eisenbahn zwischen 
Tokio und Yokohama und in rascher Folge nahm das anpassungsfähige Volk die 
Errungenschaften europäischer Zivilisationen in seinen Kulturkreis auf. Seit dem 
siegreichen Kriege gegen Rußland, 1904, zählt Japan zu den Großmächten und 
der europäische Krieg hat seine Stellung noch mehr gestärkt und befestigt. 

Im eigentlichen Japan, einem Gebiet von 385 000 qkm, wohnen 60 Millionen 
Menschen oder 156 auf den qkm. Berücksichtigt man die Nebenländer, so ergibt 
sich eine Landfläche von 681 000 qkm, auf der 81*) Millionen Menschen wohnen, 
also 114 auf den qkm. Die Bevölkerungsdichte des eigentlichen Japans ist bedeu- 
tend größer als die Deutschlands (134), was sich schon daraus erkennen läßt, 
daß auf einer Gebietsfläche vom Umfange Preußens eine Bevölkerung von der 
Stärke Deutschlands wohnt. Auch das Wachstum dieser Bevölkerung steht einzig 
da. Dies zeigt die folgende Übersicht. 

Es hatten Einwohner (in Millionen): 


Deutschland England Japan 
; 1872 Ar,ı 31,8 33,1 
1925 63,2 42,8 60 
Absolutes Wachstum: 22,1 11 26,9 
Relatives Wachstum : 53,995 34,5%, 81,22], 


Während also in den 53 Jahren von 1872 bis 1925 die Bevölkerungszahl Englands 
um ein Drittel, die Deutschlands um die Hälfte zugenommen hat, hat sich die 
Bevölkerung Japans beinahe verdoppelt! Japan, das 1872 1,3 Millionen mehr 
Einwohner hatte als England, hat diesem Lande gegenüber heute einen Über- 
schuß von 17,2 Millionen, während England einen jährlichen Geburtenüber- 
schuß von 250000 und Deutschland von 500000 Einwohnern hat, hat Japan 
einen solchen von 700000, im Jahre 1925 betrug der Geburtenüberschuß sogar 
875000. Man hat geschätzt, ‘daß in 5 Jahren der jährliche Bevölkerungs- 
zuwachs eine Million betragen wird. Bei Fortdauer dieser Entwicklung wird die 
Zeit nicht mehr ferne sein, wo Japan eine Bevölkerung von 100 Millionen 
Köpfen zählen wird, also der gegenwärtigen Bevölkerungszahl der Vereinigten 
Staaten gleichkommt. 

Dieses Wachstum ist beängstigend, denn das Maximum der Bevölkerungsdichte 
Japans ist heute schon erreicht. Ein weiterer Zuwachs der Bevölkerung muß 
diesen Staat unwillkürlich in die Arme einer Expansionspolitik hineintreiben. 
Diese Entwicklung, wird begünstigt werden durch den Umstand, daß die Japaner 


*)85.d. RR. 
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ein Schiffahrt treibendes Volk sind, das von Natur aus (vgl. England!) zur Ex- 
pansion neigt. In der Tat sitzen die Japaner heute schon nicht nur in Korea, 
Formosa, Tsingtau und in der Südsee, sondern auch in Hawai, wo sie zahlen- 
mäßig am stärksten vertreten sind und selbst am Ostrand des Stillen Ozeans, so 
besonders in Kalifornien, und es ist noch erinnerlich, welchen Sturm der Ent- 
rüstung die einschränkende Einwanderungsgesetzgebung der Vereinigten Staaten 
in der öffentlichen Meinung Japans hervorgerufen hat. Es bestehen demnach alle f 
Anzeichen, daß das Expansionsbestreben Japans in der Zukunft noch größer und. 
heftiger sein wird als bisher. Der jetzige Zustand wirkt um so beängstigender, als 
sich in nicht allzugroßer Entfernung des Ausdehnungsbereichs Japans ein Konti- 
nent befindet, der bei großer Ausdehnung eine verhältnismäßig geringe Bevölke- 
rungsmasse hat; nämlich Australien. Auch hier dient am besten ein Vergleich 
Es wohnen 


auf qkm Millionen Einwohner Bevölk. Dichte 
in Australien 8500 000 8 0,9 
in Japan 385 000 60 156 { 


Dabei hat Australien einschließlich der Einwanderer einen jährlichen Bevölke- 
rungszuwachs von 120000, Japan dagegen von 700000 Köpfen. Die Zunahme 
ist demnach absolut sechsmal so groß in Japan, während das Gebiet dieses auf- 
strebenden Volkes nur etwa ein Zwanzigstel des Kontinents Australien umfaßt. 

Schließlich sei noch ein Blick geworfen auf das Wachstum der Großstädte in 
den genannten Ländern, da die Großstädte typisch sind als Zentren der Bevölke- 
rungszusammenballung. 1900 wohnten in 28 Großstädten in Indien 6,5 Millionen 
Menschen, heute in 35 Großstädten 8,2 Millionen. In China wohnten 1900 in 
ı5 Großstädten 7,2 Millionen, heute in ebenfalls 15 Großstädten 8,7 Millionen. 
Auch in dieser Beziehung stellt Japan die Rekordziffern. 1900 wohnten in 10 
japanischen Großstädten 4,5 Millionen Menschen oder 10,4°/, der Einwohner; 
heute wohnen in 22 Großstädten 8,8 Millionen oder 14,8°%/, der Einwohner. 
Unter diesen ostasiatischen Großstädten sind fünf Millionenstädte, nämlich in 
China Hankau und Shanghai, in Indien Bombay und in Japan Osaka und Tokio. 

Die Zahlen reden deutlicher als Worte. Sie zeigen, daß im fernen Osten noch 
alles in Fluß ist. Eine Umwälzung hat angehoben, getragen von dem reckenhaften 
Wachstum der Bevölkerung, eine Revolution, die hoffentlich ohne Störungen der 
übrigen Welt und besonders Europas vorläuft. Heute gleicht Ostasien noch einem 
schlafenden Riesen, einem Riesen jedoch, der durch den Kanonendonner auf den 
europäischen Schlachtfeldern aus dem tiefsten Schlummer geweckt worden ist. 
Die Frage ist nun die: Was wird der Riese tun, wenn er zu vollem Bewußtsein, 
vor allem zum vollen Bewußtsein seiner Kräfte gekommen sein wird? 
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4 Karı SappeEr: 
MITTELAMERIKA UND WESTINDIEN IV 


Ein Beitrag zur politischen Geographie kleiner und kleinster Räume 


V. Schluß 


Überblicken wir nach dem Gesagten nochmals die politischgeographischen 
Verhältnisse der amerikanischen Mittelmeerländer, so ergibt sich für uns etwa 
‚folgendes Bild: 

- Das festländische Mittelamerika ist ein schmaler Landstreifen von rund °/, Mill. 
qkm Fläche, während die unzähligen Inseln Westindiens noch nicht !/, Mill. qkm 
erreichen. Diese Tatsachen nebst der physischen Ausgestaltung der Landflächen 

sind die bleibende Grundlage der möglichen politischen Ausgestaltung. Ge- 

ändert hat sich aber in höchstem Maße seit Ankunft der Spanier die Bevölke- 
rung: Während am Ende des ı5. Jahrhunderts nur eine Indianerbevölkerung 
vorhanden gewesen war (vielleicht 6—8 Millionen auf dem Festland, 3—4 Millio- 
nen auf den Inseln?), ist diese in Mittelamerika zunächst außerordentlich stark 
zurückgegangen, hat sich aber seit dem letzten Drittel des ı8. Jahrhunderts, 
‚wo sie sich vielleicht in einer Höhe von 3/, Millionen bei einer Gesamt- 
bevölkerung von etwa ı Million Seelen hielt, wieder zu rund 2 Millionen um 
1920 bei einer Gesamtbevölkerung des Gebiets von 6?/, Millionen gehoben. 

Auf den Inseln ist die Indianerbevölkerung ganz ausgestorben (abgesehen von 

wenigen hundert Zambos mit indianischer Sprache und Kultur auf Dominica 

und St. Vincent); dagegen überwiegt dort jetzt Negerbevölkerung sehr stark mit 

Ausnahme von Cuba und Porto Rico; in Mittelamerika hält sie nur die atlantischen 

Küstengebiete besetzt, indes im Innern der Landbrücke nur wenige Gegenden 

stärkere Beimischung von Negerblut erhalten haben (z. B. das Tiefland Nicara- 

guas). Wenn auf den Inseln Mulatten nicht allzu zahlreich sind, überwiegt 
dagegen auf dem Festland die Mestizenbevölkerung stark. Weiße sind nur in 

Costa Rica, Cuba und Porto Rico in großer Zahl vorhanden; sonst bilden sie 

nur eine dünne Oberschicht. 

Dank der starken Sprachzersplitterung und der ungünstigen Landverkehrs- 
verhältnisse wie der geringen Entwicklung der Seeschiffahrt konnten sich in 
Mittelamerika in alter Zeit sehr viele Staaten herausbilden (man darf auf weit 
über 100 schätzen, so daß die mittlere Größe des einzelnen recht niedrig blieb 
— mehrere 1000 qkm? —); nur ganz wenige Staaten im Norden besaßen eine 
etwas größere Fläche und Einwohnerzahl. Ähnliche Verhältnisse bestanden auf 
den Großen Antillen, ohne daß man dort auch nur eine Schätzung der Zahl der 
Staaten versuchen könnte (was auch für die Kleinen Antillen gilt). 


k 
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In den ersten Jahrhunderten nach der Entdeckung war das ganze Gebiet mit 
ganz geringen Ausnahmen unter europäische Botmäßigkeit geraten, so daß die 
dortige Bevölkerung keine eigene politische Meinung betätigen oder räumliche 
Zusammenfassungen nach eigenem Gutdünken vornehmen konnte: die Länder 
waren dienende Glieder europäischer Staaten geworden. 

Während die Wassergrenzen des Inselgebiets natürliche Verwaltungseinheiten 
schufen, fehlten auf dem Festlande solche naturgegebene Grenzen in den meisten 
Fällen, weshalb die spanische Verwaltung vielfach an frühere politische Abgren- 
zungen anknüpfte und die Hauptsitze der Verwaltung in die einstigen politischen 
Kerngebiete verlegte, um die herum die Reichweite der Sonderverwaltungen 
häufig ohne genaue Grenzen bestimmt wurde — es sei denn, daß besonders be- 
deutsame Naturhemmnisse, wie der große Nicaraguasee und der Rio San Juan 
mit der Urwaldwirrnis zu seinen beiden Seiten wirksame Abschlüsse bewirkten. 

Dank der starken Landzersplitterung und der geschichtlich gewordenen poli- 
tischen Aufteilung wurden manchmal ganz kleine Inseln (z. B. Saba 13, St. Eu- 
statius 18 qkm!) besondere Einheiten, während dagegen manchmal selbst kleine 
Inseln (wie St. Christopher im 17. Jahrhundert oder St. Martin noch jetzt) sogar 
zwei politisch verschiedene Verwaltungseinheiten beherbergten. 

Die großen Inseln Westindiens wurden unter europäischer Herrschaft natür- 
lich zu Verwaltungseinheiten gemacht. Auf dem Festlande aber wurden recht 
willkürlich Provinzen geschaffen, deren Fläche mit dem Schmälerwerden der 
Landbrücke im Süden auch im allgemeinen geringer wurde. Die im General- 
kapitanat Guatemala zusammengefaßten Provinzen nahmen rund ?/, der mittel- 
amerikanischen Landbrücke ein. Damit war das Raumkapital dieser politischen 
Einheit so gering geworden, daß die Möglichkeit späterer kraftvoller Entwick- 
lung nicht mehr gegeben war, war doch !/, der Gesamtfläche der festen Land- 
brücke benachbarten Verwaltungseinheiten zugewiesen worden, und als die Be- 
freiung vom Mutterland erfolgte, mußten diese Gebiete Glieder der Nachbar- 
staaten Mexiko und Neu-Granada werden, fielen also — ebenso wie die englische 
Kolonie Britisch-Honduras und der an Mexiko sich anschließende Staat Chiapas 
— aus dem Machtbereich der mittelamerikanischen Verwaltungseinheit aus und 
vermehrten nur die Bedeutung der Nachbarstaaten durch ihre Raum- und Be- 
völkerungsmaße. 

Angesichts der geringen Flächenausdehnung und Volkszahl des Generalkapita- 
nats Guatemala und der aus der völkischen Struktur, den zeitweise schwierigen 
Verkehrsverhältnissen und der einem straffen Zusammenhalt feindlichen lang- 
gestreckten und schmalen Gestalt des Gebiets sich ergebenden inneren Schwäche 
desselben versteht man, daß es sich nicht aus eigener Kraft zu befreien wagte, 
sondern erst den Beschluß des Abfalls vom Mutterlande machte, als die beiden 
Nachbarländer im Norden und Süden siegreich aus ihrem Kampf mit Spanien 


SAPPER: MITTELAMERIRA UND WESTINDIEN IV 03 


‚hervorgegangen waren (1 821). Im Inselgebiet hat nur die robuste Entschlußkraft 
der Neger Haitis die Unabhängigkeit aus eigener Kraft zu erringen vermocht; 
während i im übrigen alles unter europäischer Herrschaft verblieb und Besitzände- 
rungen nicht durch eigene Kraft, sondern durch Beschlüsse europäischer Kabi- 
nette und Kongresse erfolgten. Selbst die Seeschlachten, die zwischen den sich 
bekriegenden Engländern und Franzosen in Westindien geschlagen worden sind, 
bedeuteten keine endgültige Entscheidung über die Besitzverhältnisse im Insel- 
gebiet, da die Entscheidung stets in Europa fiel: selbst die Engländer mußten so 
aus dem während des siebenjährigen Kriegs besetzten Cuba infolge des Friedens- 
‚schlusses von 1763 wieder abziehen. Wenn Cuba nach vielen vergeblichen Ver- 
suchen am Ende des 19. Jahrhunderts frei wurde, so geschah es auch nicht aus 
eigener Kraft, sondern durch fremde Hilfe — eine Tatsache, die die passive 
Rolle der Inselgebiete auf politischem Boden sehr klar zum Ausdruck ge- 
bracht hat. Wenn aber die Bevölkerung der großen Inseln aus sich heraus nichts 
Entscheidendes zu erreichen vermochte, so gilt das natürlich erst recht von der 
der kleineren Eilande. Wohl sind ihre Grenzen völlig klar und bietet die Insel- 
lage ein hohes Maß von Schutz, der durch Befestigungen noch wesentlich ver- 
stärkt werden kann, aber die Kleinheit der Fläche und vor allem die geringe 
"Zahl der Einwohner machen es kleinen Eilanden in der modernen Zeit unmög- 
‚lich, sich erfolgreich auf die Dauer gegen überlegene feindliche Streitkräfte zu 
halten, und auch ein starkes Mutterland kann insulare Kolonialgebiete nur mit 
Hilfe beträchtlicher Seestreitkräfte halten: denn der Widerstand kleiner Land- 
flächen muß naturgemäß allmählich erlahmen, wenn nicht gar ein jäher Schlag 
ihn bricht. 

Da die Bevölkerung von Inseln, je kleiner diese sind, desto mehr auf Zufuhr 
von außen angewiesen ist, so ist verständlich, daß ihr Leben nur im Frieden 
gesichert ist, während in Kriegszeiten eine starke Flotte des Mutterlandes aus- 
reichenden Schutz gewähren muß. Die starke Abhängigkeit und Unselbständig- 
keit der Inseln ist mit der Vervollkommnung der Kriegstechnik nur noch größer 
geworden: mit dem Wachsen der Reichweite der Schiffsgeschütze ist auch der 
Küstenstreifen, der von ihnen bestrichen werden kann, immer breiter geworden, 
und gegenwärtig ist selbst auf Inseln ganz ansehnlicher Größe oft schon kein 
Plätzchen des Innern mehr vor den Geschossen der Schiffsgeschütze sicher. 

Weit günstiger liegen in solcher Hinsicht die Verhältnisse in Mittelamerika, um 
so mehr, als die meisten Hauptstädte so weit im Innern liegen, daß sie außerhalb 
der Reichweite der Schiffskanonen sind. Welch beträchtlichen Schutz diese Binnen- 
lage der Hauptstädte dem ganzen Lande bietet, zeigte in recht augenfälliger 
Weise ein Disput, der vor rund drei Jahrzehnten sich zwischen dem deutschen 
Gesandten in Guatemala und der Regierung dieses Landes wegen der Entschädi- 
gung der Familie eines ermordeten deutschen Juweliers entsponnen hatte. Die 
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Regierung verweigerte die Zahlung einer Entschädigungssumme, da sie ihre Ver- 
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pflichtung dazu bestritt. Und als der Gesandte mit dem Präsidenten auf einer ö 
Teegesellschaft zusammentraf und ihm mit dem Herbeirufen eines in der Nähe 


befindlichen deutschen Kreuzers drohte, meinte der Präsident: „Bitte, rufen Sie 
den Kreuzer ruhig herbei! Was wollen Sie mit dem Kriegsschiff? Wir sind hier 
in der Hauptstadt über 100 km vom Meere entfernt, so daß Sie nicht herauf- 
schießen können. Die Landung der paar hundert Mann Besatzung wird sich für 
Sie auch nicht empfehlen. Und wenn Sie etwa den Hafenplatz San Jose beschießen 
wollen, so wissen Sie doch, daß die Regierung dort nur einige Bretterhäuser ihr 
eigen nennt, während die Hauptgebäude deutschen und amerikanischen Unter- 
tanen gehören. Und falls Sie die Küste blockieren und den Handel unterbinden, 
so schädigen Sie damit vor allem Ihre eigenen Landsleute, denn diese betreiben 
ja den Haupthandel unseres Landes, nicht die guatemaltekischen Kaufleute!“ Nach 
dieser Aussprache wurde der Kreuzer nicht herbeigerufen, und kurze Zeit her- 
nach bezahlte die Regierung „aus Gründen der Billigkeit“ die verlangte Summe 
an die Familie des Ermordeten! 

Die kleine Geschichte kennzeichnet das größere Maß von Sicherheit, das die 
Festlandsgebiete vor den Inseln auszeichnet, wie mir scheint, sehr deutlich. Aber 
die Ausdehnung der Landflächen Mittelamerikas ist doch so gering, daß sie leicht 
überflogen werden könnten — ein Moment, das freilich kaum je in Betracht 
kommen dürfte, denn die innere Schwäche der einzelnen Länder oder selbst ihrer 
Gesamtheit ist Großmächten und vor allem den Vereinigten Staaten gegenüber 
so groß, daß ein Widerstreben auf dem Wege der Gewalt ja doch nicht in 
Frage kommen könnte. Höchstens wäre daran zu denken, daß der moralische 
Halt eines gemeinsamen Protestes aller lateinamerikanischen Staaten die Regie- 
rung der Union in bestimmten Fällen, wie dem gegenwärtig schwebenden Handel 
in Nicaragua, zum Nachgeben bewegen könnte — und auch das ist nur denk« 
bar, wenn auch in den Vereinigten Staaten selbst sich gegen derartige Gewalt- 
maßnahmen energischer Widerspruch erhebt! 

Ein gewisses Interesse bietet die Tatsache, daß in unserem Gebiete es nur die 
größeren Länder zu politischer Selbständigkeit gebracht haben, und zwar sind 
als untere Raumgrenze etwa 20000 qkm anzusehen (El Salvador), während als 
untere Bevölkerungsgrenze eines selbständigen Staates zur Zeit der Loslösung vom 
Mutterland etwa 40.000 Einwohner, gegenwärtig rund !/, Million Seelen (in beiden 
Fällen Costa Rica) gelten darf. 

Die Kleinheit der Fläche und der Bevölkerung ist ein politischer Hauptnachteil 
der mittelamerikanischen Länder, denn durch sie ist mancher materielle und ideelle 
Fortschritt wesentlich erschwert: Das zeigt sich am deutlichsten bei dem volk- 
ärmsten der mittelamerikanischen Länder, bei Costa Rica. Wohl ist hier die Be- 
völkerung politisch, wirtschaftlich und geistig im Durchschnitt am besten veranlagt 
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und ausgebildet, aber die geringen Staatseinkünfte, die sich aus der kleinen -Zahl 
und zugleich der durchschnittlich niedrigen Vermögenslage der Bewohner ergeben, 
sind ein großes Hemmnis für den Fortschritt des Gemeinwesens, obgleich dieses 
‚an sich sehr gute Einrichtungen zu schaffen verstanden hat. Die Kleinheit der 
Staatseinkünfte erschwert auch den Betrieb der auswärtigen Vertretungen, die zu- 
meist nicht vom Staat bezahlt werden, sondern ehrenamtlich von reichen Guts- 
besitzern oder anderen Bürgern übernommen zu pflegen werden. Eine Folge der 
Kleinheit der Bevölkerung ist auch die in mannigfacher Hinsicht bis in die Ver- 
waltungs- und Rechtsprechungssphäre hinein nachteilige Tatsache, daß die ersten 
Familien des Landes, aus denen die höchsten Beamten genommen werden, zum 
größten Teil miteinander verwandt oder eng befreundet sind, was mancherlei Nach- 
teile im Gefolge hat. 

Andererseits ist seinerzeit von den Spaniern (offenbar aus dem Bestreben einer 
möglichst leichten Verwaltung heraus) die Größe der einzelnen Provinzen des 
Generalkapitanats Guatemala in den meisten Fällen ziemlich gleichmäßig gewählt 
worden, und wo eine auffallende Ausnahme vorkam (Salvador), da glich die weit 
höhere Volksdichte den Mangel der Größe wieder aus. Was aber im Sinn einer 
Kolonialverwaltung ein Vorzug war, erwies sich nachträglich, als die einzelnen 
Provinzen selbständige Freistaaten geworden waren, als Nachteil insofern, als nach 
dem Zerfall der mittelamerikanischen Gesamtrepublik keiner der Einzelfreistaaten 
die anderen wesentlich an Macht überragte und damit das für die politische Stellung 
Mittelamerikas so wesentliche Problem der Wiedervereinigung aufs äußerste er- 
schwert wurde, denn auch der volkreichste dieser Staaten, Guatemala, der zudem 
den Vorzug der geschichtlichen Vormachttradition hatte, versagte bei seinen Ver- 
suchen in genannter Richtung, weil der so starke indianische Einschlag in der 
Bevölkerung das politische Gewicht des Staates stark herabdrückte. Solange aber 
die Wiedervereinigung der mittelamerikanischen Staaten nicht wieder geglückt 
ist, sind die einzelnen Staaten zur Bedeutungslosigkeit in der äußeren Politik ver- 


Er 


urteilt, was dazu geführt hat, daß die Vereinigten Staaten seit der Revolution 
von 1909 eine ausschlaggebende Stellung in Nicaragua gewinnen konnten. 

Im Inselgebiet fehlt das Problem einer Wiedervereinigung verschiedener Frei- 
staaten, denn Haiti und die Dominikanische Republik, die 1795—1808 und 1822 
bis 1843 zusammengegangen waren, zeigen keine Neigung, sich wieder zusammen- 
zuschließen, und eine engere Verbindung beider mit Cuba, der bedeutendsten 
westindischen Republik, ist aus geschichtlichen Gründen kaum denkbar. Dazu 
kommt, daß alle drei Freistaaten bereits unter der Hand der großen nördlichen 
Nachbarrepublik stehen und darum wohl kaum wesentliche Vorteile mit einer 
Vereinigung zu erreichen vermöchten. ne 

Dagegen hatten die kleinen Besitzungen europäischer Mächte in Westindien ein 
großes Interesse an engerem Zusammenschluß, aber lediglich aus finanzieller 
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Ursache: die Verwaltung wird eben verhältnismäßig immer teurer, je kleiner das 
Verwaltungsgebiet ist: als ich seinerzeit (1903) beim Besuch der kleinen hollän- 


TEE 


dischen Insel Statia (St. Eustatius, wie schon erwähnt, 18 qkm groß!) einen Ge- 
zaghebber (Amtmann), einen Arzt, einen Pfarrer und einen Postmeister als Beamte 
einer nur wenig über 1000 Seelen zählenden Bevölkerung vor mir sah, da wurde 


mir klar, daß die Verwaltung eines solch kleinen Bezirks viel zu teuer zu stehen 


kommt und begriff sehr wohl, daß die‘ holländische Kolonialregierung später für 


ihre drei nördlichen Antillengebiete Statia, Saba und St. Martin nur mehr einen 


einzigen Amtmann, Arzt usw. genehmigte. Und doch, wenn ich mich erinnere, daß 


ich bei der Fahrt von Statia nach Saba trotz der geringen Entfernung anderthalb 
Tage im Segelboot unterwegs war, so muß ich andererseits wieder zugeben, daß 
die frühere Verwaltungspraxis doch an sich ganz richtig gewesen war, denn ein 
Kranker kann ja leicht sterben, wenn der Arzt bei widrigen Windverhältnissen 
erst von einer anderen Insel hergeholt werden muß! 

Aus Gründen der Sparsamkeit hatten die Engländer schon lange vor den Hol- 
ländern ihre Kolonien in der Kette der hohen Kleinen Antillen zu größeren Föde- 
rationen (Leeward- und Windward-Inseln) zusammengeschlossen. Aber dessen 
ungeachtet ist die Verwaltung auch jetzt noch unverhältnismäßig teuer, da die 
naturgegebenen Verwaltungsräume eben klein bleiben und gewisse Beamtenkate- 
gorien auch auf kleinsten Räumen unentbehrlich sind, andererseits aber die Arbeits- 
kraft der Beamten eben wegen dieser Enge des Raumes nicht voll ausgenützt 
werden kann. 

Hinsichtlich der politischen Rechte der Bevölkerung besteht zwischen den eng- 
lischen und den französischen Kolonien ein durchgreifender Unterschied, indem 
die Neger der französischen Antillen seit 1848 alle das französische Bürgerrecht 
haben und ausüben, so daß jede der beiden Kolonien Martinique und Guadeloupe 
einen Senator und zwei Deputierte (sehr häufig Neger!) ins französische Parlament 
entsendet, während die englischen Inseln nur örtliche Vertretungen kennen, wie 
sie übrigens auch auf den französischen vorhanden sind. 

Handelspolitisch besteht ebenfalls ein bedeutender Unterschied zwischen den 
englischen und französischen Besitzungen, indem letztere durch die Zollpolitik des 
Mutterlandes genötigt sind, fast ausschließlich mit diesem Handel zu treiben, wäh- 
rend die englischen Kolonien zwar ebenfalls ihrem Mutterlande Vorzugszölle ge- 
währen, aber im übrigen auch vielfach zu anderen Ländern Handelsbeziehungen 
unterhalten. Unter diesen ziehen die Vereinigten Staaten einen um so stärkeren 
Prozentsatz an sich, je näher sie dem betreffenden Ursprungsland liegen. Trotz- 
dem zeigt sich aber in der Bevölkerung dieser englischen Besitzungen keinerlei 
Hinneigung zum politischen Anschluß an die Vereinigten Staaten, vielmehr hängt 


die weiße Bevölkerung zumeist streng an den alten Traditionen und dem englischen 
Mutterlande. 
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Außerordentlich stark sind die Handelsbeziehungen der Vereinigten Staaten mit 
den mittelamerikanischen Ländern, noch stärker aber mit den Amerika unmittel- 
bar vorgelagerten Großen Antillen. Reziprozitätsverträge und einwanderndes nord- 
amerikanisches Kapital und Intelligenz stärken den nordamerikanischen Einfluß 
immer mehr und drängen diese Länder immer entscheidender in das Handelsein- 
zugsgebiet der Vereinigten Staaten, deren Nachbarlage an sich schon in vielen 
Fällen einen ausschlaggebenden Einfluß gegenüber dem Wettbewerb der euro- 
päischen Länder in die Wagschale werfen kann. 

Wohl erweist sich Mexiko noch immer als festes Bollwerk auf politischem Ge- 
biet und verleiht auch den angrenzenden Ländern der mittelamerikanischen Land- 
brücke noch einen gewissen Schutz, aber auf sich gestellt bedeuten weder die 
festländischen noch die insularen selbständigen Staatsgebilde des amerikanischen 
Mittelmeers eine achtunggebietende Macht, dazu sind die Einzelgebilde zu klein 
und ihre Vereinzelung verhindert jede stärkere Machtzusammenballung; die poli- 
tisch unselbständigen Landgebiete aber stellen nur willenlose Glieder ihrer jewei- 
ligen Mutterländer dar und stärken daher das politische Gewicht des Gesamtgebiets 
nicht, was ebenso für die europäischen, wie für die mexikanischen Besitzungen auf 
mittelamerikanischem Gebiet gilt. Die nordamerikanischen Besitzungen dagegen 
bedeuten eine entschiedene Schwächung der mittelamerikanischen Eigenmacht und 
eine Lockerung des politischen Gefüges dieses Ländergebiets. Es erscheint dem- 
nach das Gebiet des amerikanischen Mittelmeers nicht nur in phy- 
sischer, sondern auch in politischer Hinsicht als eine große Schwäche- 
zone der Erde; die Durchstechung der Landenge von Panama und der Eingriff 
in Nicaragua haben das politische Gefüge des mittelamerikanischen Gebiets noch 
weiter gelockert, andererseits aber die Stellung der Vereinigten Staaten in ihm 
ganz außerordentlich gekräftigt. 

Die technische Großtat des Schiffskanals auf der Landenge von Panama hat das 
amerikanische Mittelmeer praktisch zu einem Durchgangsmeere gemacht und 
dessen schon vorher hohe Verkehrsbedeutung noch ganz wesentlich gehoben. Wenn 
auch der Kanal allen seefahrenden Völkern einen bedeutsamen Dienst leistet, so 
dient er doch in erster Linie den Zwecken seiner Erbauer: er hat Schiffahrt und 
Handel der Nordamerikaner in den pazifischen Randländern Südamerikas und 
Ostasiens erst wettbewerbsfähig gegenüber den europäischen Ländern gemacht; 
er hat den amerikanischen Kriegsflotten des Atlantischen und des Stillen Ozeans 
die Möglichkeit rascher Vereinigung geschaffen und damit ihre Schlagfertigkeit 
und Bedeutung außerordentlich gesteigert und der Besitz eines Landstreifens zu 
beiden Seiten des Kanals gibt den Nordamerikanern einen festen Fußhalt auf der 
Grenze zwischen beiden Westkontinenten und zwischen beiden Hauptweltmeeren, 
während die Befestigungen, die Unterseeboot- und Flugzeughäfen u. a. in diesem 
Gebietsstreifen ihnen die Möglichkeit wirksamer Kontrolle des Verkehrs auf der 
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großen Weltschiffahrtsstraße verleiht, indeß im Hintergrund zudem die gewaltig 
gesteigerte Kriegsflotte des mächtigen Staates bereit liegt. So stehen denn jetzt die 
Vereinigten Staaten als die unbestrittenen Herren des großen Schiffskanals da, 
eine Tatsache, die das gewaltige Wachstum dieser Macht in der jüngeren Zeit 
deutlich bekundet, vor allem, wenn man die Bestimmungen des Clayton-Bulwer- 
Vertrags von 1850 mit der jetzigen Position vergleicht. Vorsichtshalber haben die 
Vereinigten Staaten sich zudem 1914 von Nicaragua das alleinige Recht des Kanal- 
baus in jenem Lande, die beiden Corn-Inseln als Kohlenstationen und in der Fonseca- 
Bucht für 99 Jahre eine Flottenbasis zusprechen lassen, um auch für den Fall des 
Baus eines neuen Schiffskanals den Verkehr zwischen beiden Ozeanen in Mittel- 
amerika im ganzen Umfang beherrschen zu können. Nachdem zudem die Vereinig- 
ten Staaten noch den ausgezeichneten Hafen von St. Thomas, der so lange der 
Mittelpunkt des ganzen westindischen Schiffsverkehrs gewesen war, gewonnen 
haben, darf man sie füglich als überragende Vormacht auf dem amerikanischen 
Mittelmeer ansehen, obgleich die Engländer, gerade dem Panamakanal gegenüber, 
in Jamaika noch eine äußerst wichtige Stellung einnehmen. 

Die erwähnten Tatsachen zeigen uns klar, daß der politische Wert der mittel- 
amerikanischen und westindischen Landgebiete in erster Linie durch ihre geo- 
graphische Lage gegeben ist. Der Wert der Lage hat sich aber im Lauf der 
Zeit nicht unerheblich verändert, denn während vor der Eröffnung des mittel- 
amerikanischen Schiffskanals die östlichsten Inseln eine besondere Bedeutung als 
Stützpunkte der Schiffahrt am Eingang des amerikanischen Mittelmeeres besessen 
hatten (was namentlich in den Zeiten der Segelschiffahrt von hervorragender Wich- 
tigkeit gewesen war), haben seit Eröffnung der Durchfahrt durch die trennende 
Landbrücke die Lagen nahe der Kanalmündung an Bedeutung gewonnen, während 
die östlichen Häfen zwar als Schiffahrtsstationen Bedeutung behielten, aber wegen 
ihrer weit vom Kanal entfernten Lage politisch nicht mehr dasselbe Gewicht wie 
früher behaupten können, um so weniger, als sie seit allgemeiner Anwendung der 
drahtlosen Nachrichtenübermittlung auch ihren Wert als Kabelstationen zum Teil 
eingebüßt haben. 

Betrachtet man die europäischen Besitzungen im amerikanischen Mittelmeer 
unter dem Gesichtswinkel ihrer Lage zum Panamakanal, so erkennt man, daß 
nächst Kingston (Jamaika) in erster Linie Curagao begünstigt erscheint. Vergleicht 
man aber die tatsächliche politische Bedeutung beider Plätze miteinander, so zeigt 
sich sofort, daß es die Lage nicht allein macht, sondern daß erst die Machtmög- 
lichkeiten des Besitzerstaates über die politische Bedeutung entscheidet: Curacao 
in holländischen Händen wird niemals eine Drohung für den Panamakanal sein, 
weil zu geringe Machtmittel dahinter stehen. Aber andererseits können auch die 
französischen Antillen trotz der stärkeren Macht ihres Mutterlandes im Hinter- 
grund für den Panamakanal nicht gefährlich werden, weil sie bei mehr als 2000 km 
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; Entfernung schon zu weit abliegen, um unmittelbar bedrohlich zu sein. So bleibt 
5 denn als einzige Gegenmacht gegenüber den Vereinigten Staaten nur die englische 
_ übrig, deren Mutterland aber so weit abliegt, daß es kaum wagen dürfte, seine 
- Flotte in amerikanischen Gewässern mit der nordamerikanischen in kriegerische 
Konflikte einzulassen. So darf man denn erwarten, daß die Klugheit es den im 
amerikanischen Mittelmeer noch unmittelbar interessierten europäischen Mächten 
nahelegen wird, die Vorteile der Lage ihrer westindischen Besitzungen nur im 
friedlichen Wettbewerb des Handels auszunützen. 

Unter Umständen kann auch eine besondere physische Beschaffenheit ge- 
wissen Inseln trotz erheblicher Kleinheit eine hohe politische Bedeutung verleihen. 
Während beim früheren Stand der Kriegstechnik manche Inseln oder Insel- 
teile durch natürliche und künstliche Mittel schwer einnehmbare feste Plätze 
‚darstellten, ist ihnen dieser Vorzug im Lauf der Vervollkommnung der An- 
griffswaffen großenteils wieder abhanden gekommen, so daß aus dieser Ur- 
sache heraus keine Insel unseres Gebiets mehr eine überragende Bedeutung 
sich zuschreiben kann. Dagegen blieb der Vorzug eines guten Hafens auch 
in der Gegenwart noch im vollen Umfang als auszeichnendes Moment er- 
halten und wird gerade in Westindien, wo die Orkane besondere Gefahren 
bieten, besonders hoch geschätzt. Freilich muß aber insofern eine gewisse Ein- 
schränkung gemacht werden, als bei sehr schweren Orkanen selbst gute Häfen 
keinen vollkommenen Schutz mehr gewähren können, wie denn selbst im Hafen 
von St. Thomas noch im 19. Jahrhundert einzelne Schiffe während des Wütens 
eines Orkans im Hafen untergegangen sind. 

Wenn nun gewisse Vorzüge der physischen Beschaffenheit gewisse Inseln und 
Staaten vor anderen auszeichnen, so wird aber ein solcher Vorzug unter den 
besonderen Verhältnissen des amerikanischen Mittelmeergebiets nicht 
selten zum Nachteil für das betreffende Gebiet selbst, indem dadurch 
die Begehrlichkeit mächtigerer Nachbarn gereizt werden kann. So kann 
es keinem Zweifel unterliegen, daß die Vereinigten Staaten nur wenig Interesse für 
die dänischen Inseln bekundet hätten, wenn nicht der treffliche Hafen von 
St. Thomas sie gelockt hätte, denn die dänischen Antillen hatten seit vielen Jahren 
ebensogut starke Zuschüsse seitens der Heimatregierung erfordert, wie die über- 
wiegende Mehrzahl der anderen europäischen Kolonien im amerikanischen Mittel- 
meer. Andererseits aber darf man wohl annehmen, daß die inneren Verhältnisse 
der Republik Nicaragua die Vereinigten Staaten nicht übermäßig interessiert hätten, 
wenn nicht Nicaragua der einzige mittelamerikanische Staat außer Panama wäre, 
durch dessen Gebiet ein Schiffskanal von Meer zu Meer ohne allzugroße Kosten 
gebaut werden kann. Aus diesem Grund ist auch als sicher anzunehmen, daß die 
Vereinigten Staaten sich unter allen Umständen einen entscheidenden Einfluß auf 


die Verhältnisse von Nicaragua bewahren werden. 
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Die mittelamerikanischen Länder werden durch diesen Zugriff der Vereinigten 


Staaten in ihrem Zusammenhalt in stärkstem Maße gestört, denn Costa Rica wird 
auf solche Weise ganz von amerikanischen Keilen eingeschlossen und auch die 
übrigen Nachfolgeländer der alten mittelamerikanischen Republik werden dadurch 
von dem großen Block der südamerikanischen Republiken getrennt, erfahren da- 
mit eine weitere Schwächung ihrer Stellung. Selbst Mexiko wird durch dieselbe 
Tatsache benachteiligt: Es wird allmählich immer mehr ein einsamer Fels inmitten 
fremder nordamerikanischer Flut, da die südlich daran grenzenden Republiken 
ihm keinerlei wirklichen Halt zu bieten vermögen. Das ist für das Land um so 
bedenklicher, als es durch die lange Reihe innerer Kämpfe seit anderthalb Jahr- 
zehnten eine beträchtliche innere Schwächung erfahren hat und bei weitem nicht 
mehr so stark dasteht, wie es zu Zeiten des genialen kraftvollen Porfirio Diaz ge- 
wesen war, sowohl hinsichtlich der politischen Geltung, wie der Finanzen und der 
inneren Struktur, ja selbst der Zahl des Volkes, die durch die inneren Reibungen 
der langen Revolutionsjahre schwere Beeinträchtigung erfahren haben‘). 


RoBERT SIEGER: 
GRUNDLINIEN EINER GEOGRAPHIE DES DEUTSCHTUMS 


Nach reiflicher Erwägung, ob solches Tun im Sinne 
unseres allverehrten Robert Sieger sein würde, wird hiermit 
ein nachgelassenes Manuskript der Öffentlichkeit überge- 
ben. Es handelt sich um einen Torso, um die ersten Ab- 
schnitte eines für weitere Kreise bestimmten Büchleins, das 
den hierüber verzeichneten Titel tragen sollte. Das Manu- 
skript bricht mitten im Flusse der Darstellung, bei der Ent- 
wicklung der Lage des geschlossenen deutschen Sprach- 
bodens in Mitteleuropa, ab. Die wiederholten Verweise auf 
das folgende, das unausgeführt geblieben ist, wurden nicht 
gestrichen. Durch sie vermag sich der Leser ungefähr ein 
Bild von dem geplanten Ganzen zu machen, und ist in der 
Lage, die Stellung der ausgeführten Abschnitte zum Ganzen 
abzuschätzen. Es sind dies die letzten Worte, die der allzu 
früh Verblichene an sein so heiß geliebtes Volk gerichtet hat. 


Lautensach. 


Das deutsche Volk unterscheidet sich von den anderen Nationen durch seine 
eigenartige Verbreitung. Wenn wir von den völlig zersplitterten Juden absehen, 
die kein Kerngebiet haben, ist es das räumlich am stärksten aufgelockerte Volk. 
An weltweiter Verbreitung stehen ihm die Engländer gleich, aber nicht in der 
Zersplitterung in viele kleine Außenposten. Und ein wesentlicher Unterschied — 
 *) Vgl. meine Ausführungen in Petermanns Mitteilungen 1927, S. 153 ff. 
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' das ist der zweite bezeichnende Zug für die Verbreitung des Deutschtums — liegt 


darin, daß die englischen Siedler so gut wie überall auf britisch beherrschtem 
Boden sitzen, das deutsche Volk aber auch staatlich zersplittert ist. Schon vor 
dem Kriege lebte es in einer großen Zahl von Staaten, und durch ihn sind weitere 
erhebliche Teile unter Fremdherrschaft gekommen. Wie das geschlossen deutsche 
Kerngebiet von abgetrennten und nach außenhin allmählich immer dünner ge- 
säten, stellenweise aber erheblichen deutschbesiedelten Landstrichen und Orten 
umgeben wird, so ist auch der Nationalstaat, von dem man ein halbes Jahrhun- 
dert behauptet hat, daß er alle deutschen Stämme vereinigt habe, umgeben nicht 
nur von solchen räumlich abgetrennten deutschen Volksteilen, sondern auch von 
solchen, die an ihn angrenzen, aber ihm politisch nicht zugehören. Er griff stellen- 
weise über den deutschen Volksboden hinaus, er hat diesen aber nie ganz um- 
faßt, auch nicht sein geschlossenes Kerngebiet. Und wenn von den ausgeschlos- 
senen Millionen an seinen Grenzen nunmehr ein Teil sich zu einem zweiten rein- 
deutschen Staatswesen, der Republik Österreich, gestalten konnte, so sind dafür 
Millionen andere unter die Herrschaft von Völkern gekommen, die ihren Staat 
theoretisch als Nationalstaat ansehen und ihn zu einem solchen tatsächlich machen 
wollen, indem sie die Deutschen innerhalb ihres Gebiets ihrer Volkheit entkleiden. 

Diese bekannten Tatsachen der räumlichen und politischen Verbreitung und Auf- 
teilung des Deutschtums haben für die Wissenschaft die Folge, daß wir nicht ein- 
mal mit genügender Sicherheit die Zahl der Deutschen auf der Erde anzu- 
geben vermögen. Es fehlt dazu in vielen Teilgebieten die verläßliche Grundlage. 
Manche Staaten erheben die nationale oder auch nur die für uns Deutsche mit 
ihr im großen und ganzen zusammenfallende sprachliche Zugehörigkeit ihrer Ein- 
wohner überhaupt nicht, andere nur mangelhaft und wieder andere in einer Art 
und Weise, die das Ergebnis nicht als glaubwürdig erscheinen läßt. Eine Statistik 
des Gesamtdeutschtums zu schaffen, ist daher eine notwendige und schwie- 
rige Aufgabe der Wissenschaft, deren Lösung hohen praktischen Wert besitzt. 
Das können wir am besten an den politischen Wirkungen der Statistik ersehen, 
die sich die Italiener für ihr Gesamtvolk längst geschaffen haben. Solche stati- 
stiche Erhebungen können sich natürlich nicht auf die Volkszahl allein be- 
schränken, sie müssen auch vieles andere umfassen, was die Lebensverhältnisse 
des Volks beeinflußt, konfessionelle und berufliche Gliederung, Aufbau nach Ge- 
schlecht und Alter, natürliche Vermehrung und Wanderbewegung, soziale Ver- 
hältnisse, Schul- und Bildungswesen, wirtschaftliche Verhältnisse und alle Arten 
von Organisation, und noch so manches, dessen Aufzählung zu weit führen würde, 
Erfreulicherweise ist man dieser Aufgabe ernstlich nahegetreten. Aus der Zusam- 
menarbeit des Wiener Statistikers Wilhelm Winkler, der das Institut für Sta- 
tistik der Minderheitsvölker an der dortigen Universität begründet hat, und der 
Deutschen Statistischen Gesellschaft soll in Bälde der erste Versuch eines gesamt- 
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deutschen statistischen Handbuches hervorgehen. Aus ihm wird auch eine geo- 
graphische Betrachtung des Deutschtums auf der Erde wertvolle Anregung und 
Förderung gewinnen. Denn sie bedarf in vielem der festen Verankerung in zu- 
verlässigen Zahlen. Ohne diese ist sie Stückwerk. Das habe ich lebhaft empfun- 
den, als ich im Sommersemester 1924 in einer Vorlesungsfolge die Geographie 
des Deutschtums zu behandeln versuchte. Sie war ausdrücklich als Versuch be- 
zeichnet und hat mir und meinen Hörern mehr Anregung als sichere Erkenntnis 
geboten, uns aber auch in der Überzeugung bestärkt, daß die Würdigung der 
geographischen Verhältnisse, unter denen das Deutschtum steht, eine Aufgabe von 
Wichtigkeit und Notwendigkeit ist. Deshalb wage ich es, diese im einzelnen noch zu 
erforschenden geographischen Bedingungen, die uns sozusagen auferlegt sind, 
unter denen sich das deutsche Volk zu behaupten hat, indem es günstige aus- 
nützt, ungünstige zu überwinden sucht, in ihren gröbsten und unzweideutigsten 
Zügen kurz vorzuführen. In den verschiedenen zusammenfassenden Darstellungen 
des Deutschtums in aller Welt findet man — auch in den trefflichen Übersichten 
des Grenz- und Auslanddeutschtums — die geographische Lage und Aus- 
stattung der deutschen Lebensräume nur ganz nebenher berücksichtigt. Zahl, 
soziale und politische, wirtschaftliche und kulturelle Lage, Schulwesen und Or- 
ganisation stehen hier begreiflicherweise im Vordergrund. Man muß sich das 
geographische Material aus Einzelschilderungen zusammensuchen, die nicht über- 
all ausreichen, und bedauert stets von neuem, daß die vortreffliche Zeitschrift 
„Deutsche Erde“, die Paul Langhans in Gotha herausgab, mit Anfang des 
Weltkriegs ihr Erscheinen einstellte. Sie stand im Mittelpunkt der deutschkund- 
lichen Forschung und Darstellung, insbesondere auch durch ihre vielen Sprachen- 
karten. Die Jüngeren aber kennen kaum mehr ihren Namen. Heute gibt über die 
Flut von oft recht schwer zugänglichen Arbeiten, auch die geographischen, am 
ehesten der Stuttgarter „Auslanddeutsche“ erschöpfende Auskunft. Für das ge- 
schlossene Kerngebiet unseres Volkes aber, das trotz aller Grenzen nicht bloß 
räumlich eine große Einheit darstellt, fehlt es nicht an vortrefflichen geographi- 
schen Arbeiten, auch nicht an solchen, die die Beziehung zwischen dem Wohn- 
raum, seiner Lage, Ausstattung und Nutzbarkeit auf der einen Seite, der Ent- 
wicklung und den Aussichten des Volks auf der ändern in den Vordergrund der 
Betrachtung stellen. Wohl aber gibt es deren nur wenige, die das allgemein für 
den geschlossenen Volksboden als Ganzes tun. Ich könnte hier — abgesehen von 
älteren Werken, wie sie vor 1866 erschienen und auch mehr gelegentlich diese 
Fragen berühren — im wesentlichen nur Schriften über Mitteleuropa nennen, 
wie sie hauptsächlich die Kriegszeit gebracht hat. Denn auch Ratzels schönes, 
1924 neu aufgelegtes Buch für alle Gebildeten, das zu lesen ich jedem empfehle, 
trägt den Namen „Deutschland“ zu Unrecht. Es ist dem Deutschen Reiche ge- 
widmet, bietet aber immerhin unserer Betrachtung manches Wertvolle. 
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Nur Norbert Krebs in seiner kleinen, gedankenvollen Schrift „Die geogra- 
phischen Grundlagen des deutschen Volkstums“ (Karlsruhe 1923) hat Deutschland 
als das geschlossene deutsche Volksgebiet gefaßt und dieses Land behandelt — 


wie bei dem im Reich wirkenden Österreicher fast selbstverständlich. Ich danke 


ihm viel. Hier will ich aber etwas andre Wege einschlagen. Nicht die Grund- 
lagen der bisherigen Entwicklung stehen bei unserer Betrachtung im Vorder- 


grund, sondern der Lebensraum, wie er dem deutschen Volke heute zugemessen 


ist. Nicht das geographische Verständnis seiner Geschichte ist unser Ziel, sondern 
ein Einblick in die Möglichkeiten unserer künftigen Entwicklung, die übrigens 
auch Krebs nicht aus dem Auge verliert. 

- Ehe ich das Deutschtum in seinen einzelnen Teilen betrachte, muß ich noch 
ein Wort sagen über die verschiedenen Formen deutscher Siedlung, die 
diese immer wieder aufweisen, und die sich aus der geschichtlich erwachsenen 
Zersplitterung dieser Siedlung ergeben. Da haben wir erstens das geschlossene 
Kerngebiet, in dem die Deutschen als Volk allein sind oder doch keine nennens- 
werten fremden Einsprengsel aufweisen, wo also der ganze soziale Aufbau rein 
deutsch ist. Hier kann sich jede Gesellschaftsschicht, jeder Berufszweig aus dem 
Volk selbst, aus seinem Mutterboden ergänzen und bedarf zu seinem Aufbau 
weder außendeutscher noch stammfremder Zuwanderung, ist nur an ganz wenig 
Stellen (und dann meist aus sozialen Gründen) von nichtdeutscher Einwanderung 
einigermaßen bedroht. Dies Kerngebiet zerfällt politisch a) in das Deutsche 
Reich, dessen Bewohner man leider selbst im Außendeutschtum noch immer 
vielfach als „Deutsche“ schlechtweg bezeichnet — nennen wir sie folgerichtig und 
ständig „Reichsdeutsche“, so brauchen wir nicht, wie neuerlich im Reich üblich 
wird, die übrigen Deutschen als Volks- oder Stammesdeutsche zu bezeichnen. 
Ferner b) Deutschösterreich, das amtlich seit dem Frieden sich nur mehr 
Republik Österreich nennen darf, c) die von Deutschen bewohnten Teile der 
Schweiz, die sich zum guten Teil lieber Allemannen als Deutsche nennen, und 
die wir daher objektiv lieber, gleich den politisch ähnlich eingestellten Luxem- 
burgern und mit Einschluß der Liechtensteiner als deutschsprechende Sch wei- 
zer usw. bezeichnen, d) diejenigen Teile des geschlossenen Sprachgebietes, die an- 
dern Staaten zugehören. Ihre Bewohner gehören in jedem Sinn zu dem nicht 
immer klar umgrenzten Auslanddeutschtum und werden am besten als Grenz- 
auslandsdeutsche bezeichnet, während jene Deutschen des geschlossenen Ge- 
biets, die innerhalb des Reichs und Österreichs dessen Grenze zunächst wohnen, 
als Grenzinlandsdeutsche bezeichnet werden können. 

Wenn wir die Bewohner des geschlossenen Sprachgebiets als Binnen- oder 
Innendeutsche zusammenfassen, so stehen ihnen als zweite große Gruppe nicht 
die Auslands-, sondern die Außendeutschen gegenüber. Die deutsche Sprach- 
grenze ist, gleich allen andern, nur ausnahmsweise eine scharfe Grenzlinie gegen 
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ein ebenso geschlossenes Gebiet eines andern Volks. In der Regel stellt sie einen 
Saum, ein Auflockerungs- und Mischgebiet dar, wie in einem großen Teil der 
norddeutschen Ostmarken, in Kärnten oder an der Drau bis unterhalb Marburg. 
Da liegen vorspringende Sprachhalbinseln der reinsprachigen Gebiete (Sprach- 
zungen), dann ausgesprochene Sprachinseln der einzelnen Grenzvölker, und ge- 
mischte Siedlungen durcheinander, die jeweiligen Minderheiten sind verhältnis- 
mäßig stark. Doppel- und Mehrsprachige, selbst Menschen von unscharfer natio- 
naler Zugehörigkeit sind nicht selten. Die Mundarten beeinflussen sich gegenseitig 
oft in auffälliger Weise und können den Bewohnern der geschlossenen Kerngebiete 
als ein halbfremdes, von ihnen belächeltes Kauderwelsch erscheinen. Nach der völ- 
kischen Anlage und den wirtschaftlichen Neigungen wie der wirtschaftlichen Lage 
der aneinandergrenzenden Völker kann eine gewisse berufliche und soziale Ar- 
beitsteilung sich herausbilden, die die Mischung weiter begünstigt, Einwande- 
rungen fördert und von dem einen oder dem andern Teil als nationale Gefahr 
empfunden wird. Man denke etwa an die Stellung der Tschechen im Handwerk 
niederösterreichischer Grenzgebiete, und insbesondre auch Wiens, dessen Stellung 
als Reichshauptstadt überhaupt nichtdeutsche Zuwanderung begünstigte. Solche 
Zuwanderung kann mehr oder weniger stark aufgesogen, assimiliert werden, um- 
soweniger, je ausgesprochener das Nationalbewußtsein einer Zeit und eines ein- 
dringenden Volkes ist. So kann auch die soziale Struktur eine gemischte werden. 
Derartige Mischgebiete finden sich auch ferne von der Sprachgrenze; die Ränder 
großer Sprachinseln weisen sie oft auf, aber auch jung kolonisierte Gebiete und 
andere. Bezeichnend sind sie aber besonders als Auflockerungserscheinungen für 
den Randsaum nationaler Kerngebiete. Wir unterscheiden sie daher als eigenen 
Typus A — mit der Unterteilung in überwiegend deutsche und überwiegend 
fremdvölkische — scharf von den vereinzelten, mehr oder weniger dicht gesäten 
Sprachinseln, dem Typus B. 

Diese tragen verschiedenen Charakter, je nach ihrer Entfernung vom geschlos- 
senen Gebiet und nach der Lebhaftigkeit der Beziehungen zu ihm, die zum großen 
Teil von geographischen Verhältnissen abhängt, aber nicht ausschließlich von 
solchen. Die verschiedene Stellung der Siebenbürger Sachsen und der Südost- 
schwaben ergibt sich großenteils daraus, daß jene unter dem Einfluß ihrer Volks- 
kirche und von deren Schule auf die Pflege enger geistiger und kultureller Be- 
ziehungen mit dem deutschen Mutterland besondres Gewicht legten, diese sich in 
einer wachsenden Abgeschlossenheit entwickelten. Wichtig ist ferner die selbstän- 
dige Eigenart, die gewisse Sprachinseln, Sprachinselgruppen und mit ihnen durch 
die Lage verbundenen Minderheiten entwickeln, so daß sie zu eigenen deutschen 
Stammestypen werden, wie die beiden ebengenannten. Das wird besonders dann 
der Fall sein, wenn wir große Sprachinseln oder überhaupt, nach Winklers Aus- 
druck, Gebietssprachinseln vor uns haben. Andre dagegen erscheinen als bloße 
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 Auslieger des nächsten deutschen Stammes im Kerngebiet. Das gilt besonders-von 
0 rtssprachinseln, die sich auf eine oder wenige benachbarte Siedlungen beschrän- 
ken. Aber nicht Zahl und Ausdehnung allein entscheiden. Auch der Einfluß der 
- Nachbarvölker kann auf die Eigenart einwirken, aber ebenso der bewußte Gegen- 
satz zu ihnen. Hier mag schon erwähnt werden, daß religiöse Unterschiede die 
Verschmelzung erschweren, konfessionelle Gleichheit den nationalen Gegensätzen 
aber entgegenwirkt. So waren die Südostschwaben den katholischen Magyaren 
gegenüber weniger widerstandsfähig und vor allem viel weniger widerstandslustig, 
als gegen die orthodoxen Rumänen. Der konfessionelle Gegensatz kann aber auch 
| den nationalen Eroberungsdrang verstärken und damit Sprachinseln und Minder- 
heiten stärkerer Bedrohung unterwerfen. Bei der Kolonisation des Nordostens ging 
Verchristlichung und Eindeutschung ungezwungen Hand in Hand. Die Russi- 
fizierung, die z. B. gegen die Balten immer gewaltsamer vorging, war eng ver- 
bunden mit den Herrschaftsbestrebungen der orthodoxen Staatskirche. Diese Be- 
ziehungen müssen wir uns immer vor Augen halten. Nach ihrem innern Bau aber 
können wir die deutschen Sprachinseln unterscheiden in reindeutsche mit einer 
sehr großen Mehrheit unseres Volks und in solche, die eine erhebliche fremd- 
völkische Minderheit umschließen, somit als mehr oder weniger gemischte an- 
* zusehen sind. Die Grenzen sind fließend; können doch sogar schwache Mehrheiten 
‚ und starke Minderheiten von einer Volkszählung zur andern ihre Stelle vertau- 
schen. Aber der Unterschied etwa zwischen dem reindeutschen Gottscheer Land 
oder Pettau auf der einen Seite, Orten wie Luttenberg oder St. Leonhard in den 
Windischen Büheln (1910 je 52°/, Deutsche) springt in die Augen. Reindeutsche 
Sprachinseln zeigen uns auch einen reindeutschen sozialen Aufbau, in stärker ge- 
mischten wird ein größerer oder geringerer Teil der gesellschaftlichen Schichten 
oder Berufe leicht von dem andern Volk erobert werden können. Der soziale Auf- 
bau ihres deutschen Volkstums weist Lücken auf. Das ist vielfach bei deutschen 
Städten geschehen, sobald der Bevölkerungszuwachs nicht mehr durch natürliche 
Vermehrung erfolgte. Denn Städte von einer gewissen Größe sind für ihr Wachs- 
tum, ja für ihre Erhaltung auf die Wanderbewegung angewiesen. Diese kann aus 
der Nähe, einem bäuerlichen Hinterland, oder von weiter her die Lücken in der 
Stadtbevölkerung ausfüllen. Fehlt die gleichvölkische ländliche Umgebung und 
der Zuzug von andern Siedlungsgebieten, vor allem dem Kernland, des Volks, so 
versinkt die städtische Sprachinsel im fremdvölkischen Meer, das sie umbrandet. 
Das war und ist das Schicksal vieler Städte in unserem östlichen Verbreitungs- 
gebiet, seitdem die große Ostkolonisation durch die atlantische Einstellung der 
Welt seit den großen Entdeckungen und durch innere Reibungen und Wider- 
stände um ihren Nachschub gebracht wurde. Aber auch rein bäuerliche Sied- 
lungen haben keine sichere Gewähr nationalen Bestandes. Wenn sie auch in ihren 
einfacheren Verhältnissen, namentlich bei ungemischt deutscher Bevölkerung, alte 
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deutsche Sitte und Art leichter bewahren, als der beweglichere Städter, so fehlen 
ihnen dafür die Mittel kultureller Gegenwehr gegen Unterdrückung nnd Ent- ö 
nationalisierung. So hat der polnische Adel deutsche Bauern in die Sklavenstel- 
lung der polnischen herabdrücken und damit entdeutschen können. Andernorts 
hat sich freilich gerade den Bauern gegenüber gezeigt, daß eine scheinbar fast 
völlige Entnationalisierung sich bei geänderten Verhältnissen als wenig tiefgrei- 
fende Oberflächenerscheinung erwies, etwa bei den Banater Schwaben. Die neue 
Karte des Deutschtums in Großrumänien von Spek lehrt uns, daß es bei diesen 
und in Bessarabien viel mehr rein deutsche Dörfer gibt als in Siebenbürgen. Das 
gleicht manchen Vorteil aus, den die Sachsen sonst voraus haben. Aber auch die 
Größe und Volkszahl bäuerlicher Sprachinseln ist für ihre Erhaltung nicht min- 
der von Gewicht, als jene städtischer für diese. All die erwähnten Tatsachen zeigen, 
daß zwischen Sprachinseln mit landwirtschaftlicher Bevölkerung, rein städtischen 
und solchen, in denen städtisches Deutschtum sich mit ländlichem verbindet, 
große Unterschiede bestehen, die im Grunde auf ihrem Verhältnis zur Boden- 
fläche und ihrer Bodenständigkeit beruhen. 

Eine dritte Unterabteilung des Außendeutschtums bildet der TypusC, die Min- 
derheiten, im eigentlichen Wortsinn wohl auch Gebiets- und Ortsminderheiten 
genannt. Das sind Deutsche innerhalb einer vorwiegend fremdvölkischen Land- 
schaft oder Siedlung. Ein Übergang zwischen ihnen und den Sprachinseldeutschen 
besteht dort, wo die Deutschen zwar nicht die absolute, wohl aber die relative 
Mehrheit einer mehrsprachigen Siedlung bilden. Dort wird ihr Gewicht in noch 
höherem Grade als sonstwo nicht von der Zahl allein, sondern von ihren Eigen- 
schaften und Leistungen bestimmt; überdies von ihrem politischen Geschick, das 
sie bekunden, je nachdem ob sie eine Vereinigung der Mitvölker gegen sie zu ver- 
hindern und sich mit einem von diesen zu verbinden wissen oder nicht. Bei den 
eigentlichen Ortsminderheiten ergibt sich eine Unterteilung, je nachdem sie 
räumlich geschlossen sind, d. h. einen bestimmten Teil der Siedlung einnehmen, 
wie vielfach in Siebenbürgen und der Dobrudscha, oder über die ganze Siedlung 
zerstreut sind. 

Wo die Minderheiten absolut und relativ zu klein sind, ja nicht mehr die er- 
forderliche Zahl für eine Schule, Pfarre u. dgl. aufbringen, gehen sie in den 
vierten außendeutschen Typus D über, die eigentliche Diaspora oder Zerstreuung. 
Ihr werden wir auch solche Deutsche zurechnen müssen, die in einem fremden 
Staat sich vorübergehend oder selbst durch Geschlechterfolgen niederlassen, ohne 
doch bodenständig zu werden, weil die Absicht der Rückkehr ins Mutterland be- 
steht. Wo diese auch dadurch bekundet wird, daß man die heimische Staats- 
bürgerschaft behält und die des Wohnstaats nicht erwirbt, sich also von dessen 
politischem Leben selbst ausschaltet, spricht man wohl von der reichsdeutschen 
Kolonie, den Auslands-Reichsdeutschen und entsprechend von den Deutschen der 
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österreichischen oder schweizerischen Kolonie usw. Es gibt aber auch bodenstän- 
dige Deutsche in der Diaspora. 

Das Bild der deutschen Siedlungsarten wäre unvollständig, wenn wir nicht den 
- eben berührten Unterschied zwischen Bodenständigen und Nichtboden- 
ständigen hervorhöben. Er gilt, wie innerhalb jedes Gebiets überhaupt, so im 
besonderen innerhalb der Sprachinseln und Minderheiten. Sie können zu einem 
großen Teil, ja städtische und industrielle Ortsminderheiten überwiegend, aus 
nichtbodenständigen, sog. flottanten Elementen bestehen. Staats- und Verkehrs- 
beamte, Arbeiter u. a. stellen solche dar. Politisch haben sie die gleiche Stellung 
wie die Bodenständigen, wenn sie nur Inländer sind; geographisch sind sie ver- 
schieden von ihnen, weil sie nicht einwurzeln und an der Siedlung, in der sie 
leben, und deren Geschick weniger seelischen Anteil haben als deren einheimische 


' Bewohner. Das bekannteste Beispiel ist kein deutsches, es sind die tschechischen 


Bergarbeiter in Deutschböhmen oder auch die polnischen im rheinisch-westfä- 
lischen Industriegebiet. Es ist immer ungefähr die gleiche Zahl Menschen dort, 
welche die gleichen Interessen haben, auch sprachlich die gleichen Ansprüche er- 
heben. Aber sie wechseln und sind und bleiben ortsfremd, ja landfremd. Eine 
Veränderung der wirtschaftlichen Konjunktur, die tief genug greift, oder eine 
politische, kann sie rasch hinwegfegen. Wir haben erlebt, daß die verlorenen Ge- 
biete des Deutschen Reichs und Österreichs von Hunderttausenden von Deutschen 
verlassen wurden. Es waren überwiegend Nichtbodenständige. 

Dieses mit Absicht breit ausgeführte Bild zeigt uns die Erscheinungsformen des 
Deutschtums und jeden anderen Volkstums nach seinem Verhältnis zu Boden und 
Raum, also geographisch betrachtet. Statistisch erscheint uns ein anderes 
Bild: die Stellung der Deutschen als Mehrheit oder Minderheit innerhalb der Ge- 
meinde, des Verwaltungsbezirkes, des Staates. Wir sprechen von Gemeinde- und 
Bezirksminderheiten, in bezug auf den Staat meist nicht von Staatsminderheiten, 
sondern von Minderheitsvölkern. Ein Teil des geschlossenen Deutschtums ist in 
diese letzterwähnte Stellung gelangt. Das Bezeichnende für die Deutschen gegen- 
über andern Völkern läßt sich dahin zusammenfassen, daß sie einerseits viel mehr 
Sprachinseln und Minderheiten aufweisen, andrerseits an viel mehr Staaten als 
Minderheitsvolk beteiligt sind als jene. 

Versuchen wir eine ziffernmäßige Schätzung, so entfallen auf das Deutsche 
Reich rund 60 Millionen, auf das übrige geschlossene Sprachgebiet an die ı5 Mil- 
lionen, von denen rund 6 in die Stellung eines Minderheitsvolks gelangt sind. 
Sprachinseln, Minderheiten und Zerstreuung werden auf ı5 bis 25 Millionen ge- 
schätzt, so daß sich eine Gesamtzahl von g0—ı00 Millionen Deutscher ergibt. 

Wenn wir uns dem geschlossenen Sprachgebiet als erstem zuwenden, so 
sei zunächst auf eine von Krebs veranlaßte Berechnung hingewiesen, die aller- 
dings die Sprachinseln des unmittelbaren Grenzgürtels vereinfachend miteinbe- 
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zieht. Darnach umfaßt es rund 600000 qkm, so daß die durchschnittliche Volks- 
dichte 100 nennenswert übersteigt (etwa 120), ein Zeugnis seiner kulturellen Ent- 
wicklung und angesichts der Gebirge, die es umschließt, auch der ziffernmäßige 
Ausdruck dafür, daß es seine Bevölkerung nicht unmittelbar ernähren kann — 
das zeigt uns auch seine Produktionsstatistik —, somit auf Industrie, Weltexport, 
Welthandel und Weltverkehr, aber auch ausländische technische und andere 
Unternehmungen angewiesen ist. In der Tat sind alle seine Teilgebiete Industrie- 
und Handelsländer. Von dieser Fläche entfallen an 320000 qkm auf das Kern- 
land westlich von Elbe, Saale und Böhmer Wald, gegen 290000 auf das Gebiet 
jener großen Ostkolonisation, die die größte mittelalterliche Leistung unseres Ge- 
samtvolks darstellt. Das sind 48 v. H., würde allerdings auf 44 herabsinken, wenn 
wir mit Krebs die Niederländer und die Flamen und Flanderer, die deutsch 
waren, aber unserem Volkstum durch ihre eigene Schriftsprache und seelische 
wie politische Einstellung entfremdet wurden, mit einbezögen. Es entfallen rund 
60 v. H. der Fläche auf das heutige Reich, 66 auf dessen Gebiet vor dem Kriege, 
ferner gegen 15 auf Österreich und die südlichen, von ihm abgetrennten Gebiete, 
gegen 5 auf die Tschechoslowakei, gegen 4 auf die Schweiz, etwas weniger auf 
Polen und Danzig, 2 auf Elsaß-Lothringen usw. Für die Bevölkerung läßt sich, 
sehr rund gerechnet, ein Prozentsatz von 79 für das Reich, von gegen 9 für 
Österreich mit Deutschsüdtirol usw., über 3!/, für die Schweiz, über 4 für die 
Tschechoslowakei, über 2 für Elsaß-Lothringen angeben usw. Rund 23 v.H. von 
der Fläche des geschlossenen deutschen Bodens und rund 10 v. H. seiner deut- 
schen Bevölkerung stehen unter Fremdherrschaft, wohlgemerkt: vom geschlos- 
senen Volksboden. 

Wenden wir uns dessen geographischen Verhältnissen, Lage, Grenzen, Ausstat- 
tung zu, so tritt uns vor allem die Tatsache der Mittellage in Europa entgegen, 
die man mit Ausdrücken, wie „das Land der Mitte“, „das Herz Europas“ usw. 
zu bezeichnen pflegt. Sie spiegelt sich in zwei Tatsachen. Auf deutschem Boden 
schneiden sich einmal, in Berlin, die großen Verkehrsdiagonalen des Erdteils, die 
heute die Bahnlinien Lissabon—Moskau und Nordsee—Konstanza bezeichnen, und 
zum anderen, bei Wien, die Südostlinie vom Ärmelkanal nach Konstantinopel 
(Orientexpreß) und die Nordostlinien von Rußland nach dem Mittelmeer (Peters- 
burg—Nizza-Expreß). 

Der deutsche Boden umschließt noch andere Knotenpunkte mehr oder weniger 
diagonaler Hauptlinien. Anderseits aber ist er das große Schlachtfeld aller euro- 
päischen Gesamtkriege. Es sei nur auf die Gegend von Leipzig hingewiesen. So 
ist der deutsche Volksboden das eigentliche Mitteleuropa. 

Sehen wir näher zu, so gliedert sich Europa, sowohl in meridionaler wie in der 
Richtung der Parallelkreise, in je drei Streifen. Das Innenfeld des Kreuzes, das 
diese bilden, deckt sich im ganzen mit dem deutschen Land. Von den drei Meri- 
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dionalstreifen hat Penck den mittleren, auf dessen hohe Bedeutung er hingewiesen 
hat, als „Zwischeneuropa“ bezeichnet, und dieser Name hat sich eingebürgert. Für 
den mittleren von den drei Längsstreifen, die im Osten in Rußland weniger deut- 


lich ausgeprägt sind, fehlt ein bezeichnender Name. Ich will ihn kurzweg als 


Stammeuropa hezeichnen, denn er bildet den Stamm des Kontinents gegenüber 


dessen Verzweigungen oder Gliedern und gegenüber seinem breiten Wurzelstock. 


Was bedeutet nun die zwischeneuropäische Lage? Westeuropa ist atlan- 
tisch, Osteuropa festländisch. Zwischeneuropa aber grenzt an Binnenmeere. Dar- 
aus aber ergibt sich für die Deutschen die Möglichkeit, auf den ihr Land be- 
rührenden Binnenmeeren, d. h. der Ostsee und der östlichen Nordsee die wirt- 
schaftliche und politische Vormacht zu gewinnen, und damit entsprechenden 
Einfluß in den Ländern zu erhalten, die an sie grenzen. Das ergab sich in 
den Zeiten der Hansa und wieder in der Vorkriegszeit; dazwischen liegt aller- 
dings die Zeit der schwedischen Ostseeherrschaft, die aber von einem zu schwa- 


' chen Volkskörper getragen war, um sich zu behaupten. Die Deutschen sind da- 


gegen das an Seelenzahl stärkste Volk Zwischeneuropas. Die Lage in diesem Land- 
streifen bedeutet aber auch die Nachteile einer größeren Entfernung vom Atlan- 
tischen, dem Hauptmeer der letzten Jahrhunderte, gegenüber den vormals als 
„Seemächte“ bezeichneten Weststaaten. Durch die festlandnahe Insellage Englands 
werden diese bis zur Gefahr einer völligen Absperrung vom Weltmeere gesteigert. 
Haben die Weststaaten durch die Übermacht ihrer Flotten die Beteiligung der 
Deutschen an der großzügigen Kolonisation der Welt verhindert und alle Ver- 
suche des 17. und 18. Jahrhunderts zu überseeischen Erwerbungen im Keime er- 
stickt, so gewann später die gewaltig entwickelte deutsche Handelsflotte trotz der 
rückwärtigen Lage ihrer Ausgangshäfen eine bedeutende Stellung im atlantischen 
Verkehr. Aber die Deutschen vermochten sie von ihrer schmalen marinen Basıs 
an Binnenmeeren aus, deren natürlichen Verbindungsweg sie zudem nicht be- 
herrschten, so daß sie erst durch eine Kanalanlage eine innere Verbindung als 
Ersatz schaffen mußten, dann nicht gegen gewaltsame Bedrohung zu schützen. 
Auch mit einer der englischen gleichen Kriegsflotte, deren Schaffung den Deut- 
schen schon ihre Binnenlage erschweren mußte, hätte sich die Absperrung vom 
Ozean, die der Weltkrieg brachte, schwerlich verhindern lassen. Dazu war Eng- 
lands geographische Lage zu stark. So — aber auch ın vielen anderen Beziehun- 
gen — bedeutet die zwischeneuropäische Lage eine starke Abhängigkeit vom 
Westen. Auch vom Osten her ist Zwischeneuropa leicht zugänglich und leicht 
zu bedrohen. Aber gerade die Grenzen seines deutschen Mittelstücks sind die 
offensten, nämlich wenig geschützte Landgrenzen. Klimatisch bedeutet die zwi- 
scheneuropäische Lage einen Übergang: das deutsche Volk konnte sich weder 
das milde Seeklima des atlantischen Westens zunutze machen, noch die Frucht- 
barkeit kontinentaler Ackerbauländer. Es mußte sich — auch die Bodenbeschaffen- 
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heit zwang dazu — die Gaben der Natur weit härter erarbeiten, als andre und 
wurde dadurch in vieler Hinsicht erzogen. Diese und andre Lagewirkungen kann 
ich aber nicht weiter erörtern. er 

Stammeuropa, das in seinem östlichen Wurzelstock zur vollen Breite des 
Erdteils anschwillt, liegt zwischen der nordwestlichen Inselwelt und der Halb- 
inselgruppe Fennoskandia (Skandinavien, Finnland und Kola) auf der einen Seite, 
den südeuropäischen Inseln auf der andern. In seinem westlichen Teil ist Frank- 
reich als durchgängige und ziemlich schmale Landbrücke zwischen zwei Meeren 
einer großen Halbinsel verwandt; atlantische Klimazüge treffen auf seinem Boden 
mit südeuropäischen zusammen, sein Volk findet offene Wege über Wasser oder 
Land zu den Verwandten des Südens. Das ungegliederte Rußland, in dem die 
Klima- und Produktionszonen von Nord nach Süd allmählich ineinander über- 
gehen, hat lange aber offene Wege in dieser Richtung. Zwischen dem aufgelok- 
kerten Westen und dem ungefügen Osten aber lehnt sich der mittlere, zwischen- 
europäische Teil Stammeuropas im Norden an das Meer, im Süden ans hohe Ge- 
birge. Beide bieten ihm Sicherung und Schutz, — obwohl sich das Hochgebirgs- 
land nach Osten in zwei Mauern gabelt, die sich zwar wieder vereinigen, zwischen 
denen aber fremde Völker sich ausbreiten und durch die Wiener Pforte und die 
benachbarten Lücken weit ins deutsche Land einfallen konnten und können. So 
reicht das deutsche Volkstum nur bis in die Alpen und bis an die Karpathen 
heran, ohne den Raum bis zu diesen letzteren ganz zu erfüllen. 

Die Lage zwischen den Alpen und den nördlichen Binnenmeeren macht das 
deutsche Land zum Träger des festländischen, westöstlichen Verkehrs in Europa. 
Die großen Längslinien führen über Berlin und Wien, zum Teil werden sie durch 
die Anordnung der Gebirge allerdings in diagonale Richtung abgelenkt. Es sei der 
Bahnen Wien—Paris und der süddeutschen Linien, vor allem auch der vielen 
Weststraßen des norddeutschen Tieflandes gedacht. Die Lage zwischen den Alpen 
und den nördlichen Meeren ist aber auch die Grundursache dafür, daß der deut- 
sche Boden der Vermittler des stärksten Nordsüdverkehrs in Europa geworden 
ist. Es wurde bereits des Gegensatzes zu dem westlichen und dem östlichen 
Teile Stammeuropas gedacht. In beiden fehlt die starke Verkehrsspannung 
nach Norden und Süden hin, die in Zwischeneuropa durch den scharfen klima- 
tischen Gegensatz und die Verschiedenheit der Produkte in den drei Längszonen 
hervorgerufen wird. Grundverschieden ist unser „mitteleuropäisches“ Klima von 
dem mittelländischen der jenseits der Alpen und dem nordischen jenseits der 
Ostsee. So hat das Land der Südfrüchte und der Seidenraupen wie das Land des 
Fisch-, Holz- und Erzüberflusses dem Bedarf der im Mittelland angehäuften 
Menschen viel zu bieten, aber auch von ihrem Gewerbfleiß manche Ergänzung 
seiner Wirtschaft zu erwarten. Früh mußten daher die Hindernisse überwunden, 
Meer und Alpenpässe zu Verkehrswegen gemacht werden. Das deutsche Volk 
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- wurde nicht ihr alleiniger Träger; als der Orienthandel dureh Südeuropäer nach 


. 


I 


dem Norden vermittelt wurde, kamen diese ebenso auf unsere Märkte, wie unsere 
Kaufleute ihre Handelsplätze aufsuchten. Den Norden aber gewann sich die 
‚deutsche Hansa. Zum Handel traten andre Beweggründe früh dazu, die all- 
bekannt sind, die ich daher nur andeuten will. Wäre die Sehnsucht der deut- 


schen Seele nach dem sonnigen Süden so seltsam stark geworden, ohne das tren- 


nende Eisgebirge, das sich zwischen uns und das ersehnte Land legt? Und spie- 
gelt die heute so große Begeisterung für die nordische Landschaft nicht auch den 
„Zug über See“, der unserem ans Meer grenzenden und doch zu seinem größten 
Teil recht meerfremden Volke als Erbteil seiner geographischen Lage gegeben 
ist? Eine Ahnung von der Gemeinsamkeit der zwischeneuropäischen Lage scheint 
mitzuspielen, wenn die deutschen Könige nach dem Scheitern des universalen 
Kaisertums doch die Herrschaft über Italien immer wieder anstreben, und wenn 
sie gelegentlich auch auf den Norden ihr Auge wenden, den sie allerdings immer 
mehr der wirtschaftlichen Tätigkeit der Hansa überließen. Noch in Österreichs 
Politik des ıg. Jahrhunderts wirkt der zwischeneuropäische Zug nach Italien 
mit sein wiederholtes Vordringen gegen die Südosthalbinsel, die in ihrem Kern 
noch zu Stammeuropa gehört, liegt ebenfalls auf zwischeneuropäischem Boden. 
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